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An unſere Leſer! 


De vorliegende Nummer unſerer Zeittchrift erſcheint auf erweiterter Grundlage, da nunmehr 
auch das „Sächſiſche Heim, Landes-Siedelungs- und Wohnungsfürſorgegeſellſchaft 
G. m. b. H. Dresden“ unſere Zeitſchrift zu ihrem Organ gewählt hat. Wir begrüßen den dadurch 
gewonnenen ſächſiſchen Leſerkreis. Wir werden den beſonderen Siedlungsproblemen Sachſens 
weitgehende Beachtung widmen. 

Die Behandlung der ſächſiſchen Siedlungsfragen leiten wir durch den nachfolgenden Aufſatz 
aus der Feder des Herrn Oberregierungsrat Dr. Dr. Ruſch, des Referenten im Sächſiſchen 
Arbeits⸗ und Wohlfahrtsminiſterium und Geſchäftsführers des „Sächſiſchen Heims“ Landes— 
Siedelungs- und Wohnungsfürſorgegeſellſchaft, ein. Wir ſind davon überzeugt, daß die mannig⸗ 
faltigen und anregenden Siedlungsprobleme des Freiſtaates Sachſen auch unſeren bisherigen 


Leſerkreis lebhaft intereſſieren werden. Die Herausgeber 


Sachſen als Siedlungsland 


Von Oberregierungsrat Dr. Dr. Ruſch-Dresden. 


Sachſen iſt mit rund 330 Einwohnern auf den 
Quadratkilometer das dicht beſiedeltſte Land Euro⸗ 
pas. Neben Rheinland⸗Weſtfalen, Groß-Berlin 
und Oberſchleſien gehört es zu den ausgeſproche⸗ 
nen Induſtrierevieren im Reich. Von den anderen 
Induſtrierevieren unterſcheidet es ſich aber ganz 
weſentlich. Während Rheinland⸗Weſtfalen und 
Oberſchleſien gekennzeichnet ſind durch Groß⸗ 
betriebe, Schwerinduſtrie und Zuſammenfaſſung 
der Betriebe in einer Anzahl von Großſtädten iſt 
für Sachſen typiſch die verarbeitende Induſtrie 
GHauptſächlich Textilinduſtrie), der Mittel⸗ und 
Kleinbetrieb und die Verbreitung der Induſtrie 
über das ganze Land bis in das kleinſte Erzge⸗ 
birgsdorf hinauf. f h 

die a des Landes erfolgte im Mittel⸗ 
alter im weſentlichen durch den Bergbau im Erz⸗ 
gebirge. Als dieſer infolge mangelnder Ergiebig⸗ 
keit eingeſtellt wurde, wandten ſich die vorhan⸗ 
denen Arbeitskräfte im weſentlichen der Heim⸗ 
arbeit zu, außerdem wurde die Induſtrie durch 


das Vorhandenſein billiger Arbeitskräfte ange⸗ 
lockt. So ſind für Sachſen, abgeſehen von den drei 
Großſtädten Dresden, Leipzig, Chemnitz, typiſch 
eine große Reihe von Induſtriemittelſtädten und 
vor allen Dingen das ſich oft kilometerweit in den 
Tälern des Erzgebirges erſtreckende Induſtriedorf. 
Die ſächſiſche Arbeiterſchaft iſt demnach nicht in 
gleichem Grade wie in den anderen deutſchen In⸗ 
duſtrierevieren in den Großſtädten zuſammenge⸗ 
ballt. Siedlungspolitiſch ergeben ſich daraus wich⸗ 
tige Folgerungen. 

Infolge der ſtarken induſtriellen Durchſetzung 
leidet Sachſen ſehr ſtark unter der Arbeitsloſig⸗ 
keit. Sie wird noch dadurch verſchärft, daß gerade 
die ſächſiſche Induſtrie insbejondere von den Au⸗ 
tarkiebeſtrebungen des Auslandes und der Ueber— 
ſeeländer getroffen wird. Während am 30. Juni 
1932 im Reich auf 1000 Einwohner 87,7 Arbeits⸗ 
loſe entfielen, ſtellte ſich dieſe Zahl im Landes⸗ 
arbeitsamtsbezirk Sachſen auf 137,5. Die Dauer 
der Arbeitsloſigkeit bei dem einzelnen Beſchäfti⸗ 
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gungsloſen tritt deutlich in Erſcheinung durch den 
bejonders hohen Anteil Sachſens an der Wohl⸗ 
fahrtserwerbsloſenunterſtützung. Während am 
30. Juni 1932 im Reich auf 1000 Einwohner etwa 
37,5 Wohlfahrtserwerbsloſe entfielen, ſtellte ſich 
dieſe Zahl in Sachſen auf 59,8. Auf rund 4,8 Mil⸗ 
lionen Einwohner entfielen rund 470 000 Kriſen⸗ 
und Wohlfahrtsunterſtützungsempfänger. Für das 
Land, namentlich für die ſächſiſchen Gemeinden, er⸗ 
gaben ſich aus dieſen Verhältniſſen naturgemäß 
ſchwerwiegende Folgen für die Finanzgebarung. 

Bei dieſer Lage gewinnt die Frage der Be⸗ 
kämpfung der Arbeitsloſigkeit durch Siedlung für 
Sachſen ganz beſondere Bedeutung. 

Die landwirtſchaftliche Siedlung iſt für 
das deutſche Volk und die deutſche Wirtſchaft eine 
Lebensfrage. Trotzdem muß der Auffaſſung ent⸗ 
gegengetreten werden, als ob die landwirtſchaft⸗ 
liche Siedlung einem erheblichen Teil der arbeits⸗ 
loſen Induſtriearbeiter Unterkommensmöglich⸗ 
keit böte, meiſt fehlt es dazu an der unbedingt er⸗ 
forderlichen Vorbildung. Die landwirtſchaftliche 
Siedlung hat zunächſt einmal die Aufgabe, der Ar⸗ 
beitsloſigkeit auf dem Lande zu ſteuern, die Land⸗ 
bevölkerung dort zurückzuhalten und den aus den 
Städten zurückſtrömenden noch vom Land ſtam⸗ 
menden Kreiſen Brot und Arbeit zu ſchaffen. Der 
Arbeitsloſigkeit der Induſtriearbeiter vermag ſie 
nur mittelbar zu ſteuern, da die Innenkoloniſation 
ohne weiteres eine erhebliche Stärkung des Bin⸗ 
nenmarktes mit ſich bringt. — Für Sachſen kommt 
hinzu, daß in dieſem an ſich dicht beſiedelten Land 
für landwirtſchaftliche Siedlung im Sinne des 
deutſchen Oſtens, d. h. für die Schaffung neuer 


Entwurf: Landesſiedlungsgeſellſchaft „Sächſiſches Heim“ Dresden 


Dörfer, kein Raum iſt. Wenig bekannt iſt, daß 
Sachſen neben ſeiner Induſtrie auch über eine 
blühende Landwirtſchaft verfügt, deren Leiſtungen 
in mehr als einer Hinſicht als vorbildlich bezeich⸗ 
net werden dürfen. Im Gegenſatz zum deutſchen 
Oſten weiſt Sachſen eine glückliche Miſchung 
in den Beſitzverhältniſſen auf, der 
Klein⸗ und Mittelbetrieb herrſcht bei weitem vor, 
die ſogenannten großen Güter weiſen im Durch⸗ 
ſchnitt nur eine Größe von 150—200 Hektar auf, 
ſtellen alſo im Sinne des deutſchen Oſtens ledig⸗ 
lich Mittelbetriebe dar. Eine landwirtſchaftliche 
Siedlung im Sinne des deutſchen Oſtens kommt 
daher in Sachſen nicht in Frage. 

Daraus nun aber den Schluß ziehen zu wollen, 
daß für landwirtſchaftliche Siedlung überhaupt 
kein Raum wäre, wäre verfehlt. Gerade in An⸗ 
betracht der in Sachſen beſonders hohen Arbeits⸗ 
loſigkeit muß alles getan werden, um die ländliche 
Bevölkerung auf dem Lande zu halten. Von der 
großen Zahl von landwirtſchaftlichen Kleinbetrie⸗ 
ben hat ſich ein großer Teil durch Anlieger⸗ 
ſiedlung zur ſelbſtändigen Ackernahrung aus⸗ 
bauen laſſen. Anter der Herrſchaft des Reichsſied⸗ 
lungsgeſetzes ſind rund 4910 Hektar Land an 5375 
Siedler abgegeben worden; daneben ſind ſeit 1925 
rund 1800 Landarbeiterwohnungen in 
Sachſen errichtet worden. Des weiteren wurden in 
der gleichen Zeit 236 dem Verfall preisgegebene 
Bauerngehöfte wieder aufgerichtet. Dadurch iſt 
verhindert worden, daß bäuerliche Exiſtenzen zu⸗ 
grunde gingen. 

AUmſtritten iſt für Sachſen die Frage der land⸗ 
wirtſchaftlichen Neuſiedlung. Hohe Boden⸗ 
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preiſe (als im preußiſchen Oſten der Morgen land⸗ 
wirtſchaftlich genutzter Fläche im Durchſchnitt 
RM 200,— koſtete, wurden in Sachſen dafür durch⸗ 
ſchnittlich RM 600, — bezahlt), weitgehende Anfor⸗ 
derungen des Baugeſetzes, hohe Anſprüche der 
Siedler verurſachten bei der Errichtung von Bau⸗ 
erngehöften derartige Koſten, daß die Theſe von 
der Unmöglichkeit der landwirtſchaftlichen Neu- 
ſiedlung in Sachſen dadurch beſtätigt zu ſein ſchien. 
Hinzu kam, daß Sachſen bis in die neueſte Zeit 
keine verbilligten Landeskredite für landwirtſchaft⸗ 
lich Siedlung kannte und lediglich die vom Reich 
zur Verfügung geſtellten Grenzlandkredite für den 
Ankauf des Landes in Betracht kamen. In all 
dieſen Dingen hat die letzte Zeit weſentlich Wan⸗ 
del geſchaffen. Die allgemeine Notlage in der 
Landwirtſchaft hat auch in Sachſen eine weſent⸗ 
liche Senkung der Bodenpreije zur Folge gehabt, 
die baulichen Anforderungen an die landwirt⸗ 
ſchaftliche Siedlung ſind weſentlich gemindert, die 
Anſprüche ſind im Zuſammenhang mit den allge⸗ 
meinen Anſprüchen an die zu erſtellenden neuen 
Siedlungen beſcheidener geworden. Die landwirt⸗ 
ſchaftliche Neuſiedlung in Sachſen kann allerdings 
nur Einzelarbeit darſtellen und wird ſich immer 
nur in gewiſſen engen Grenzen halten können. 
In dieſem Rahmen iſt ſie aber nicht nur ange⸗ 
bracht, ſondern ſogar notwendig. Die Landes⸗ 
ſiedelungsgeſellſchaft für Sachſen, das „Sächſ. 
Heim“, hat bisher 111 bäuerliche Siedlungen mit 
1459 Hektar geſchaffen, darunter 17 Bauerngehöfte 
mit 179 Hektar, bei denen es ſich um wiederherge⸗ 
ſtellte gelegte Bauerngüter handelt. 

Von ſelbſt ergab ſich das Beſtreben, aus dem 
dicht beſiedelten Sachſen Siedlungsanwärter nach 
dem preußiſchen Oſten zu überführen (Ausſied⸗ 
lung). Trotz lebhafteſter Bemühungen, weitgehen⸗ 
der Aufklärungsarbeit und nachdrücklichſter Unters 
ſtützung ſeitens der Regierungsſtellen war der Er⸗ 


Entwurf: Landesſiedlungsgeſellſchaft „Sächſiſches Heim“ Dresden 


folg jedoch bisher nicht ſehr groß. Im Jahre 1930 
wurden 8, im Jahre 1931 16 ſächſiſche Bauern im 
Oſten angeſiedelt. 

Bei den beſonderen ſächſiſchen Verhältniſſen 
ſteht indeſſen im Vordergrund des Intereſſes die 
vorſtädtiſche Siedlung mit all ihren 
Spielarten und insbeſondere die Nebener-⸗ 
werbsſiedlung. Wenn es ſchon an ſich un⸗ 
möglich erſcheint, das geſamte Heer der Arbeits- 
loſen in Deutſchland wieder in den organiſchen 
Arbeitsgang einzuſchalten, ſo muß das für Sachſen 
mit ſeiner ausgeſprochenen Exportinduſtrie insbe⸗ 
ſondere gelten. Es geht heute nicht mehr an, nur 
Wohnungen zu erſtellen zur Bekämpfung der 
Wohnungsnot (die ſubjektiv geſehen in Sachſen 
immer noch in erheblichem Umfang vorhanden iſt), 
ſondern es gilt, durch Siedlung, d. h. durch Bei— 
gabe entſprechenden Landes zum Kleinhaus, den 
Arbeiter „kriſenfeſt“ zu machen und ihm die Mög⸗ 
lichkeit zu geben, ſich einen Teil ſeiner Nahrungs- 
mittel durch eigene Arbeit auf eigener Scholle zu 
erzeugen, ihn von den Wechſelfällen des Arbeits⸗ 
marktes und der Konjunktur unabhängiger zu 
machen. Der Wohnungsbau als ausgeſprochen 
konſumptives Moment tritt zurück hinter den Ge⸗ 
danken der Schaffung von Produktipſtätten. All 
die Gedankengänge, die bereits nach Kriegsbeendi⸗ 
gung ſchon einmal die Siedlung in den Vorder⸗ 
grund ſtellten, machen ſich wieder geltend, ſie wer⸗ 
den aber noch nach einer Richtung fortgeführt: 
durch die enge Verbindung zwiſchen 
Siedlung und Wirtſchaft und dieſes nach 
doppelter Richtung, daß einmal rein örtlich ge- 
nommen die Anſetzung dort erfolgt, wo ſie für den 
Siedler wirtſchaftlich einigermaßen günſtige Aus⸗ 
ſichten verheißt und im übrigen, daß verſucht wird, 
auch die Arbeitszeit mit der Siedlung zu ver⸗ 
knüpfen. 

Die Verbindung zwiſchen Siedlung und Wirt⸗ 
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ſchaft ijt für Sachſen nichts Neues. Schon in den 
vergangenen Jahren hat Sachſen aus den Mitteln 
des Wohnungsbauſtocks (dem beim Staat zuſam⸗ 
menfließenden Teil der Mietzinsſteuer für den 
Wohnungsbau) einen Sonderfonds für den In⸗ 
duſtriearbeiterwohnungsbau bereitgeſtellt. Maß⸗ 
geblich für die Verwendung dieſes Geldes war der 
Geſichtspunkt, durch Erſtellung von Wohnungen 
die Heranziehung von neuen Induſtriezweigen 
oder den Ausbau vorhandener Induſtrien zu er⸗ 
möglichen. Auch dieſe Wohnungen wurden mög⸗ 
lichſt als Siedlungsbauten, d. h. als Kleinhäuſer 
mit Garten durchgeführt. Die Siedlung als ein 
Mittel zur Löſung der Standortfrage iſt mithin 
in Sachſen ſeit längerer Zeit berückſichtigt worden. 

Neu dagegen iſt der Gedanke in der Form der 
Nebenerwerbsſiedlung, überall da, wo 
es irgend angängig iſt, die Leute in Kurzarbeit zu 
beſchäftigen, dafür entſprechend mehr Leute einzu⸗ 
ſtellen und den durch die Kurzarbeit entſtehenden 
Lohnausfall durch Bereitſtellung einer entſprechen⸗ 
den Siedlungsſtelle auszugleichen. Für Sachſen mit 
ſeiner zahlreichen Induſtriebevölkerung, die ganz 
beſonders von der Arbeitsloſigkeit betroffen wird, 
iſt dieſer Gedanke von großer Bedeutung. Bereits 
im Oktober 1930 hat das „Sächſ. Heim“ eine Aus⸗ 
ſprache unter führenden Fachleuten und Regie⸗ 
rungsvertretern aus allen Teilen Deutſchlands in 
Dresden herbeigeführt. Im Verfolg dieſer Aus⸗ 
ſprache hat es dann mit Anterſtützung der ſächſi⸗ 
ſchen Regierung 1931 in Freital bei Dresden einen 
praktiſchen Verſuch mit einer Kurzarbeiterſiedlung 
angeſtellt. Hier handelte es ſich zunächſt einmal 
darum, den beteiligten Kreiſen praktiſch vor⸗ 
zuführen, wie eine ſolche Nebenerwerbsſiedlung zu 
denken wäre. Es mußte zunächſt einmal gezeigt 
werden, wie man ſich vom Geſchoßhaus abkehren 
könnte, wie dieſe Gedankengänge bautechniſch zu 
verwirklichen wären und welche Belaſtung ſich für 
die Siedler daraus ergibt. In enger Zuſammen⸗ 
arbeit mit der Stadt Freital wurden 18 Einfami⸗ 
liendoppelhäuſer mit einem Ausmaß von 41 qm 
Wohnfläche, erweiterungsfähig auf 50 qm, und 
12 am Stall durchgeführt. Es wurden Landflächen 
zwiſchen 1000 —1500 qm beigegeben (Abb. 1 u. 2). 
Die Geſamtbelaſtung ſtellte ſich für die Siedler auf 
monatlich ca. 20 RM. In dieſer Siedlung ſind 
zwar durchgängig Siedler angeſetzt, die ſich in 
Kurzarbeit befinden, es fehlt jedoch noch der un⸗ 
mittelbare Zuſammenhang mit der Induſtrie, es 
bleibt dem Zufall überlaſſen, ob die angeſetzten 
Kurzarbeiter völlig erwerbslos oder wieder voll 
beſchäftigt werden. Indeſſen darf geſagt werden, 
daß das Beiſpiel von Freital richtunggebend ge⸗ 
wirkt und dem Siedlungsgedanken in Sachſen 
außerordentlichen Antrieb gegeben hat. 

Ehe dieſe Auswirkung noch weitere Folgen zei⸗ 
tigen konnte, tauchte der Gedanke der Stadt⸗ 
randſiedlung auf, die im Gegenſatz zur 
Nebenerwerbsſiedlung weniger Kurzarbeiter, ſon⸗ 


dern in der Hauptſache Vollerwerbsloſe zur An- 
ſetzung bringen will. Bei den gewaltigen Aus⸗ 
maßen der Arbeitsloſigkeit in Sachſen mußte 
naturgemäß auch dieſer Gedanke in Sachſen Wider⸗ 
hall finden. Bevor noch die Gedankengänge der 
Reichsregierung ſich zu geſetzgeberiſchen Maßnah— 
men verdichteten, iſt das „Sächſ. Heim“ im räum⸗ 
lichen Zuſammenhang mit der Nebenerwerbsſied⸗ 
lung Freital in einer weiteren Siedlung in Frei⸗ 
tal der Frage der Stadtrandſiedlung praktiſch 
nähergetreten und hat durch die Tat bewieſen, 
daß auch für den Höchſtpreis von RM 3000,— 
noch durchaus dauerhaft gebaut und dabei dem 
Siedler eine angemeſſene Anterkommensmöglich⸗ 
keit geboten werden kann. Damit war der Be⸗ 
weis erbracht, daß auch in Sachſen mit ſeinen be⸗ 
rüchtigten hohen Baupreiſen die Stadtrandſiedlung 
ſehr wohl in dem von der Reichsregierung in Aus⸗ 
ſicht genommenen Rahmen durchführbar iſt. Zwar 
begegneten der Stadtrandſiedlung in Sachſen 
außergewöhnliche Widerſtände. Als jedoch die für 
Sachſen bewilligten 1800 Kleinſiedlungsſtellen auf 
30 verſchiedenen Bauſtellen ihrer Vollendung ent⸗ 
gegengingen und es ſich zeigte, in wie mannig⸗ 
facher Weiſe ausgezeichnete Löſungen ſich finden 
ließen, brach ſich der Gedanke immer mehr Bahn 
und heute, wo zum Teil in die reizvolle ſächſiſche 
Landſchaft eingebettet, ſchön gelegene Stadtrand⸗ 
ſiedlungen entſtanden ſind, iſt die Nachfrage nach 
Siedlungen dieſer Art ſehr groß. Die Nachfrage 
übertrifft das Vielfache deſſen, was mit den vom 
Reich weiterhin zur Verfügung geſtellten Mitteln 
durchgeführt werden kann. 

Nach drei Richtungen hat die Stadtrandſiedlung 
ausgezeichnet gewirkt: ſie hat dazu beigetragen, 
die hohen Baukoſten zu ſenken, ſie hat die An⸗ 
ſprüche an die Wohnungen auf das den wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſen des deutſchen Volkes ange⸗ 
meſſene Maß herabgeſchraubt und ſie hat bei den 
Erwerbsloſen, die bisher berückſichtigt werden 
konnten, die vom Reich gewünſchte piychologijche 
Wirkung zweifellos gehabt. Wo man auf den 
Bauſtellen mit den Beteiligten in Berührung 
kommt, findet man Freude, für ſich ſelbſt arbeiten 
zu dürfen und ſchaffen zu können. Eine Arbeits⸗ 
freudigkeit, ein Gemeinſchaftsgeiſt und eine Diſzi⸗ 
plin, die uneingeſchränkte Anerkennung verdienen. 
Soweit ſich am Anfang unliebſame Elemente bei 
den Arbeitskolonnen geltend machten, gelang es 
gewöhnlich, ſie gleich auszumerzen. Zahlenmäßig 
können ſich dieſe Erfolge naturgemäß gegenüber 
der großen Zahl der Arbeitsloſen erſt auswirken, 
wenn die Stadtrandſiedlung auf längere Zeit ſyſte⸗ 
matiſch vom Reich weiter gefördert wird. — Wie 
ſich die Stadtrandſiedlung wirtſchaftlich auswirken 
wird, hängt weſentlich von der wirtſchaftlichen Be⸗ 
ratung und Betreuung der Siedler ab, d. h. von 
der Frage, was die Siedler durch eigene Arbeit 
aus ihrer Scholle herauszuholen wiſſen. 

Handelt es ſich bei der Stadtrandſiedlung dar⸗ 
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um, Vollerwerbsloſe von der Straße wegzubrin⸗ 
gen, ſo zielt die Nebenerwerbsſiedlung, 
wie ſchon bemerkt, darauf ab, die Arbeitszeitein⸗ 
teilung mit der Siedlung unmittelbar in Verbin⸗ 
dung zu bringen und jo ſyſtematiſch der Arbeits⸗ 
loſigkeit ſelbſt zu Leibe zu gehen. Damit gewinnt 
die Nebenerwerbsſiedlung gerade für Sachſen eine 
ungeahnte Bedeutung. In Verbindung mit P. G. 
Hoffmann, der auf dieſem Gebiet ausgezeichnete 
Pionierdienſte geleiſtet hat, will das „Sächſ. 
Heim“ in dieſem Jahre nunmehr den Verſuch 
machen, eine typiſche Nebenerwerbsſiedlung zu 
ſchaffen. Auf einem vom „Sächſ. Heim“ erwor⸗ 
benen Gut Neukirchen bei Chemnitz ſoll im Zu⸗ 
ſammenhang mit der Chemnitzer Induſtrie ver⸗ 
ſucht werden, Leute anzuſetzen, die von der In⸗ 
duſtrie ſyſtematiſch auf Kurzarbeit geſtellt worden 
ſind. Damit würde in Fortführung des Freitaler 
Verſuchs ein Beiſpiel dafür geſchaffen werden, wie 
die Nebenerwerbsſiedlung in ihren letzten Aus⸗ 
wirkungen zu denken iſt. Schlägt dieſer Verſuch 
ein, ſo ſteht zu hoffen, daß die weitere Oeffentlich⸗ 
keit die Bedeutung der Nebenerwerbsſiedlung in 
ihren Folgen für die Bekämpfung der Arbeitsloſig⸗ 
keit erkennt und weitere Schritte zur Verwirk⸗ 
lichung dieſes Gedankens folgen. 

Das Siedlungsvorhaben Neukirchen bei Chem— 
nitz bedeutet für Sachſen auch inſofern etwas völ⸗ 
lig Neues, als dort zum erſtenmal die landwirt⸗ 
ſchaftliche Siedlung in all ihren Formen (Land⸗ 
arbeiterwohnungsbau, Ausbauſtelle, Gärtnerei⸗ 
ſtelle, Bauernſtellen der verſchiedenſten Größe 
durch Einbau, Umbau, Wiederaufbau, Neubau) 
zur Durchführung kommen wird, außerdem wird 
dort zum erſtenmal der freiwillige Arbeitsdienſt 
bei Hochbauten — ein Gedanke, um deſſen Durch— 
ſetzung ſchon in verſchiedenen Bezirken des Reiches 
lange gekämpft wird — durchgeführt werden. Da 
auch noch Meliorationsarbeiten an einem das Gut 
durchfließenden Bach vorgenommen werden ſollen, 
jo handelt es ſich hier um ein Muſterbeiſpiel für 


faſt alle Spielarten des Siedlungsgedankens und 
ſeiner Durchführungsformen in der neueſten Ge⸗ 
ſtaltung. 

Sachſen ſteht vor der großen Aufgabe, im Rah⸗ 
men der gegebenen Möglichkeiten eine Umſchich⸗ 
tung in der Anſiedlung ſeiner Bevölkerung vorzu⸗ 
nehmen mit dem Ziel der Angleichung an würt⸗ 
tembergiſche Verhältniſſe. Dieſes glückliche Land, 
in dem breite Schichten der Bevölkerung ein Haus 
und ein Stück Land ihr eigen nennen, iſt wirt⸗ 
ſchaftlich und ſozial in einer ſehr viel beſſeren Lage 
als andere Gegenden Deutſchlands. Auch die 
ſchwere Wirtſchaftskriſe der Gegenwart wirkt ſich 
dort bei weitem nicht derartig aus wie in anderen 
Teilen des Reiches. Dort hat es ſich bereits durch 
Menſchenalter erwieſen, daß der Arbeiter auf eige⸗ 
ner Scholle in ganz anderer Weiſe kriſenfeſt iſt als 
der entwurzelte Arbeiter im Geſchoßhaus. Bei 
dieſer großen Aufgabe, vor der Sachſen ſteht, ge⸗ 
reicht die Verbreitung der Induſtrie über das 
ganze Land zum großen Vorteil. Zu Taujenden 
ſitzen die Arbeiter in den Induſtriedörfern oder in 
kleineren Städten und es iſt ſehr viel leichter, ſie 
auf eigener Scholle anzuſetzen als in den Groß⸗ 
ſtädten des Weſtens. Vielfach ſind die Arbeiter 
auch noch im Beſitz eines Häuschens und in dieſen 
Fällen wird es ſich nur darum handeln, ihnen 
durch genügende Landbeigabe die gewünſchte 
Kriſenfeſtigkeit im dargelegten Sinne zu ver⸗ 
ſchaffen. 

Der Siedlungsgedanke iſt von neuem in den 
Vordergrund gerückt, er hat breite Schichten der 
Bevölkerung erfaßt und die Siedlung iſt das Ziel 
der Sehnſucht von Tauſenden. Verſtehen wir die 
Zeichen der Zeit richtig, ſo ſtehen wir erſt am An⸗ 
fang einer großen Volksbewegung, welche die Um⸗ 
ſtellung unſerer Wirtſchaft im oben angedeuteten 
Sinne zum Ziel hat. In der Siedlerſehnſucht der 
Gegenwart ſind alle jene menſchlichen Kräfte 
lebendig, die dazu dienen müſſen, das Vergangene 
zu überwinden. 


24 Punkte zur Siedlungsfrage 
Von Dr. ing. Dr. rer. pol. Martin Pfannſchmidt, Berlin. 


Aufgabeſtellungen: 


Gegenüber den Einwendungen 

1. der Kapitalnot les ſeien zurzeit keine Mittel 
zum Siedeln verfügbar, bevor nicht die Repa⸗ 
rationsfrage förmlich bereinigt und die Pri⸗ 
vatſchulden auf etwa die Hälfte abgeſchrieben 
ſeien) und 

2. der mangelnden Rentabilität (die landwirt⸗ 
ſchaftliche Siedlung rentiere nicht bei weiterem 
Preisverfall der landwirtſchaftlichen Produkte) 

ſollen die nachfolgenden Punkte kurz be⸗ 

gründen, daß 


3. eine im gegenwärtigen Zeitpunkt angefaßte 
Siedlung, ſowohl die Nebenerwerbs⸗ 
ſiedlung des gewerblichen Ar- 
beiters (ſtädtiſche Gartennah⸗ 
rung) wie die Vollerwerbsjied- 
lung der Landarbeiter, zweiten 
Bauernſöhne, ländlichen Hand⸗ 
werfer und Gewer betreibenden 
(ländliche Ackernahrung) dazu an⸗ 
getan iſt, zurzeit brachliegende 
Produktivkräfte des Grund und 
Bodens und erwerbsloſer Ar- 
beiter zu entfalten und auszu⸗ 
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ſchöpfen und das ihre zur ſchnellen Be⸗ 
hebung der Wirtſchaftskriſe beizutragen. 


Bisheriger Siedlungsverlauf: 


4. 


10. 


Hemmungen der Bodenteilung. 

Da nach Ablauf der merkantiliſtiſchen Sied- 
lungsperiode die ſtädtiſche und ländliche Sied⸗ 
lung angeblich dem freien Spiel der Kräfte 
überlaſſen wurde, in Wirklichkeit aber von 
der Initiative einer immer kleiner werdenden 
Schicht privater Grundbeſitzer und der Ge— 
meindeverwaltungen abhängig wurde, traten 
anſtelle einer fortſchreitenden Bodenaufteilung 
an die zuwachſenden Arbeitskräfte das privat⸗ 
wirtſchaftlich berechtigte Streben nach Steige⸗ 
rung der Grundrenten durch Landwirtſchaft 
und den ſtädtiſchen Grundbeſitz. Auch die 
ohnehin mit zuſätzlichen Ausgaben beſonders 
hochbelaſteten ſchnell wachſenden gewerblichen 
Gemeinden waren beſtrebt, ſich durch „An⸗ 
ſiedlung“ der zuwachſenden Bevölkerung im 
vielgeſchoſſigen Maſſenmiethaus ohne ſtädti⸗ 
ſche Gartennahrungen mit möglichſt geringen 
Erweiterungskoſten zu belaſten. 

Ergebniſſe dieſer Entwicklung waren 
Stillſtand der inneren Koloniſation 
Friedrich dem Großen, 
Landflucht der dörflichen und der 
kleinſtädtiſchen Bevölkerung in⸗ 
folge der Agrarpolitik des 19. 
Jahrhunderts (die bisher angeſetzten 
ländlichen Siedlerſtellen wiegen nur einen 
verſchwindend geringen Teil dieſer Landflucht 
auf). 

Umwandlung der „bodenenterbten“ dörflichen 
und kleinſtädtiſchen Bevölkerung in eine In⸗ 
duſtriearbeiterſchaft und Landarbeiterſchaft, 
deren einziges Produktionsmittel die Lohn⸗ 
arbeit iſt (vergl. Rudolf Böhmer und Hans 
Grimm). Infolge geringen Lohneinkommens 
bilden beide nur einen ſchwachen Markt für 
landwirtſchaftliche und gewerbliche Erzeug- 
niſſe. 

Entſtehung von Großſtädten mit Maſſenmiet⸗ 
häuſern und Menſchenballungen 
in Rieſenſtädten. 


ſeit 


. Ueberſetzung der Induſtrie mit gewerb⸗ 


lichen Arbeitskräften und Be⸗ 
günſtigung der Groß⸗ und Rieſen⸗ 
betriebe. 
Ueberſteigerung der ſtädtiſchen Grundrenten 
zuerſt in den inneren Stadtteilen, ſodann in 
den Stadterweiterungsgebieten, die das Bei⸗ 
behalten des gewohnten kleinen Einfamilien- 
hauſes als Norm erſchwerte. 

Die Verbreiterung der einkommensſchwachen 
Schichten der Induſtriearbeiter nud Land⸗ 
arbeiter führt zu 


11. 


12. 


E 
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Agrarkriſen und Induſtriekriſen. Beide ver⸗ 
einigen ſich zu Kriſenſcheeren: 

Die Agrarkriſen zwingen zu extenſiver Be⸗ 
ſtellung und zur Roggenüberproduktion und 
verringern die Aufnahmefähigkeit für ge⸗ 
werbliche Erzeugniſſe. 

Die Induſtriekriſen zwingen zu geſteiger⸗ 
tem Export. Dieſer führt zu außenpolitiſchen 
Verwicklungen mit wettbewerbenden Erport- 
ländern und zur Steigerung des Imports von 
Agrarprodukten, in erſter Linie von Getreide. 
Die inländiſchen Getreidepreiſe werden da⸗ 
durch, insbeſondere nach Aufſchluß der ameri- 
kaniſchen Weizengebiete und in Zukunft auch 
Rußlands, dauernd gedrückt. Ihnen folgen 
ſinkende Preiſe für Fleiſch und Butter, wenn 
dieſe infolge mangelnder Entwicklung der 
bäuerlichen Veredlungswirtſchaft gleichfalls 
eingeführt werden müſſen. 

Es entſteht die 
ſoziale Frage 


a) wirtſchaftspolitiſch: 


Arbeiterſchaft, Grundbeſitz, Bürgertum und 
Verwaltungen verkennen die Kriſengründe 
zu 4.—11.), die zum weſentlichen Teil auf 
Hemmungen fortſchreitender Bodenteilung zus 
rückgeführt werden konnten. 

Eine Steigerung des Einkommens erjtreben 
die Induſtrie arbeiter durch Lohn⸗ 
erhöhungen und durch zollfreie Einfuhr von 
Getreide, ſpäter auch von Veredlungsprodukten 
(Kampf um hohen Lohn, um niedrige Preiſe 
für Agrarprodukte und um Freihandel), 
der Großgrundbeſitz durch Schutzzölle 
auf Getreide und dann auch auf Veredlungs⸗ 
produkte (Kampf um niedrige Löhne, um 
hohe Preiſe und Schutzzölle für Agrarpro⸗ 
dukte), 
die Induſtrie durch Lohnſenkung und 
Ausfuhrſteigerung (Kampf um niedrige Löhne, 
um niedrige Preiſe für Agrarprodukte und 
freie Wirtſchaft). 

Siedlungspolitiſch: 

Infolge der Verkennung der Kriſengründe 
bejaht die Induſtriearbeiterſchaft das ihr von 
der Bodenſpekulation aufgedrungene Maſſen⸗ 
miethaus in deſſen neuerer „veredelten“ Form. 
Der vor der Landflucht ſchwere Bodenarbeit 
leiſtende Landarbeiter ſteigt als Induſtrie⸗ 
arbeiter gefühlsmäßig auf eine höhere ſoziale 
Stufe, auf der er Bodenarbeit, und ſei es auch 
im eigenen Garten am Eigenheim oder im 
Schrebergarten, nicht mehr notwendig hat. 
Er ſchaltet ſich dadurch ſelbſttätig und frei⸗ 
willig von der für ihn erreichbaren gärtne⸗ 
riſchen Zuſatzrente aus und ſucht ſich dafür 
durch Lohnſteigerungen und 100 ige Sozial⸗ 
verſicherungen gegen Arbeitsloſigkeit und 
Alter einen Rentenerſatz zu ſchaffen. (Bei⸗ 
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ſpiel: die Wohnungsbautätigkeit in den 
meiſten größeren Gemeinden während der 
letzten Inveſtierungsperiode und die vielſeiti⸗ 
gen Hemmungen der Schrebergartenbewegung 
— in Berlin entfallen 1925 beiſpielsweiſe auf 
weit über eine Million Familienhaushaltun⸗ 
gen nur 76701 Schrebergärten — und die 
Entwicklung der Sozialverſicherungen.) 


c) bevölkerungspolitiſch: 


Di 
13. 


2 


14. 


Infolge des mangelnden Nahrungsſpiel⸗ 
raums greift die Geburtenbeſchränkung vom 
Bürgertum auf die ſtädtiſche Arbeiterſchaft 
und auf das Land über. Durch den Bevölke⸗ 
rungsrückgang verſchärfen ſich die Abſatzkriſen 
von Induſtrie und Landwirtſchaft noch mehr, 
beſonders in den Produktionsmittelinduſtrien 
(vgl. Friedrich Burgdörfer), von ſeinen ſpäte⸗ 
ren außenpolitiſchen Auswirkungen ganz zu 
ſchweigen. 


Weltwirtſchaftskriſe. 


Urſachen der Weltwirtſchaftskriſe: 

Primär der Weltkrieg und die Friedensver⸗ 
träge, ſekundär die inneren Kriſen vor dem 
Kriege zu 11. b, verſchärft durch 4.—12.). 
Erſcheinungsformen der Kriſe: 


a) Induſtrie: 


b) 


Rückgang des Induſtrieexports und des In⸗ 
landmarktes, Verfall der ſtädtiſchen Grund⸗ 
rente, Ende der Hauszinsſteuer, Senkung der 
Arbeitslöhne, Arbeiterentlaſſungen. 
Landwirtſchaft: 

Schrumpfung des Lebensmittelverbrauchs 
entſprechend dem Rückgang des Volkseinkom⸗ 
mens; zuerſt Einſchränkung im Genuß weniger 
notwendiger Lebensmittel wie Butter und 
Fleiſch. Verfall der landwirtſchaftlichen 
Grundrenten. Da die Arbeitslöhne der Land⸗ 
wirtſchaft nicht erheblich unter die der In⸗ 
duſtrie geſenkt werden können, folgt ihm die 
Kriſe des Großgrundbeſitzes und durch den 
Preisfall in der Veredlungswirtſchaft auch der 
Bauernwirtſchaften. 


c) Arbeiterſchaft: 


15. 
a) 


Ende des Hauszinsſteuerwohnungsbaus. 
Arbeitsloſigkeit. Zuſammenbruch der Sozial⸗ 
verſicherungen einſchließlich der Arbeitsloſen⸗ 
verſicherung. 


Fehlmaßnahmen der Kriſenbekämpfung: 
Induſtrie: 

Die durch den Lohnkampf erzwungene über⸗ 
große Mechaniſierung vermehrt die Arbeits⸗ 
loſigkeit. Auch dieſe muß letzten Endes von 
der Induſtrie durch wachſende Steuerbelaſtun⸗ 
gen mit finanziert werden. Starre Kartell⸗ 
preiſe erhöhen die Preiſe der gewerblichen 
Produkte und ſenken deren Abſatz im In- und 
Ausland. 


b) 


16. 


iz 
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Landwirtſchaft: 

Erhöhung der Getreidezölle führt zu über⸗ 
großer Ausdehnung der Getreideanbauflächen, 
zur Ueberproduktion und zum Zuſammenbruch 
des zollgeſchützten Preisgebäudes auf dem 
Binnenmarkt. 

Erhöhung der Butterzölle führt zu Preis⸗ 
ſteigerungen und dadurch bedingtem weiteren 
Verbrauchsrückgangs, der infolge Begrenzung 
des für Lebensmittel verfügbaren Volksein⸗ 
kommens auch durch etwaige Margarine-⸗ 
ſteuern nicht aufgehalten würde. 

Auf lange Sicht wird die Rentabilität der 
Landwirtſchaft unbeſchadet eines vorüber⸗ 
gehenden Schutzes gegen Kataſtrophenpreiſe 
auf dem Weltmarkt nur durch Senkung der 
Getreidepreiſe und der Veredlungspreiſe und 
dadurch bedingte Abſatzvermehrung gehoben 
werden können. Das gleiche gilt für den Ab- 
bau der von der Landwirtſchaft früher ſelbſt 
geforderten Zuckerzölle und -ſteuern, die fi 
in einem ſtarken Verbrauchsrückgang und 
einer Einſchränkung der Rübenanbaufläche 
ausgewirkt haben“). 


c) Arbeiterſchaft: 


Hochhaltung der Tariflöhne bei ſinkendem 
Volkseinkommen, Kampf gegen Kurzarbeit 
und freiwilligen Arbeitsdienſt erhöhen die 
Arbeitsloſigkeit und verringern das Volks⸗ 
einkommen weiter. 
Wirtſchaftspolitik: 

Planwirtſchaftliche Experimente, die von 
Teilen der Landwirtſchaft und Arbeiterſchaft 
gefordert werden, ſind geeignet, die letzte noch 
vorhandene Initiative der Einzelwirtſchaften 
zur Steigerung des Volkseinkommens zu zer⸗ 
ſtören. 


Löſung der Kriſen durch Siedlung. 


Geſteigerte Nebenerwerbsſiedlung an den 
beſten Gewerbeſtandorten — nicht gemeindlich 
ſchematiſiert nach Einwohnerzahl oder gar 
Anteil der Erwerbsloſen — erhöht das Ein⸗ 
kommen des Arbeiters, des erwerbsloſen wie 
des beſchäftigten, durch gärtneriſchen Neben⸗ 
erwerb und ermöglicht ſofortige Bekämpfung 
der Arbeitsloſigkeit durch Kurzarbeit ohne 
Verminderung des Geſamteinkommens. Da⸗ 
durch, daß ſich das verfügbare Stadterweite- 
rungsgelände durch weiträumige Neben⸗ 
erwerbsſiedlungen verringert, werden die er⸗ 
ſchütterten ſtädtiſchen Grundrenten auf einer 
vertretbaren Höhe gehalten. 

Geſteigerte landwirtſchaftliche Siedlung auf 
den beſten zurzeit verfügbaren Böden und in 
beſter Marktlage verringert das Angebot an 


) Profeſſor Dr. Brandt auf der Tagung des 
Deutſchen Bundes für die freie Wirtſchaft am 
20. 7. 1932. 


18. 


verkäuflichem Großgrundbeſitz und ſtabiliſiert 
dadurch die Bodenpreiſe. In einem Anſatz 
der Siedler auf den während der Kriſe ver- 
fügbaren guten und billigen Böden liegt bei 
geringem zuſätzlichem Aufwand für Bau und 
Inventar die beſte Gewähr für die zukünftige 
Rentabilität der landwirtſchaftlichen Sied⸗ 
lung. 

Geſteigerte landwirtſchaftliche und gewerbliche 
Siedlung erhöhen das Volkseinkommen 

durch geſteigerte Inveſtierungen an Bau⸗ 
ſtoffen und Inventar und durch Belebung der 
dieſe liefernden Induſtrien, 

durch verringerte Arbeitsloſenunterſtützungen 
und Arbeitsloſenbeiträge, 

durch Mobiliſierung der Arbeitskräfte des 
landwirtſchaftlichen und gewerblichen Siedlers 
und Steigerung der Bodenerträge aus Land⸗ 
wirtſchaft und Gartenwirtſchaft, 

durch Steigerung der Kaufkraft des landwirt⸗ 
ſchaftlichen und gewerblichen Siedlers für ge⸗ 
werbliche und landwirtſchaftliche Erzeugniſſe, 
durch Aufblühen der vom landwirtſchaftlichen 
Markt abhängigen Klein- und Mittelſtädte. 


Finanzpolitiſche und verwaltungspolitiſche Maß⸗ 


19. 


20. 


nahmen: 

Senkung der privaten Auslandsverſchuldung 
an Zinſen und an Kapital nach Fortfall der 
Reparationen, 

Senkung der privaten Inlandsverſchuldung 
durch Zinsſenkung und Abſchreibung über⸗ 


21. 


22. 


23. 


24. 


hoher Hypotheken landwirtſchaftlicher und 
ſtädtiſcher Neubauten mit überhöhten Bau⸗ 
koſten der Jahre 1927-1930. 

Beſeitigung der Hemmungen bei Beſchaffung 
von Land und Baugeld für gewerbliche und 
landwirtſchaftliche Siedler durch unterſtützende 
Maßnahmen der öffentlichen Hand. Wieder⸗ 
herſtellung einer freien Teilbarkeit und einer 
freien Wirtſchaft am Grund und Boden, die 
durch Bodenſperren des Großgrundbeſitzes, des 
ſtädtiſchen Grundbeſitzes in den Stadterweite⸗ 
rungsgebieten und durch gemeindliche Hem⸗ 
mungen (unſachgemäße Bauordnungen, man⸗ 
gelnde Geländaufſchlüſſe, Abneigung gegen 
Landhergabe an Minderbemittelte, insbeſon⸗ 
dere aus anderen Gemeinden) verhindert 
werden: Erlaß eines Reichsbaugeſetzes für 
Stadt und Land. 

Organiſation regionaler Siedlungsplanungen 
in Zuſammenarbeit von Landwirtſchaft, In⸗ 
duſtrie und Siedlungsträgern zwecks beſter 
Standortwahl für landwirtſchaftliche und ge⸗ 
werbliche Siedlungen. 

Vermehrte Bereitſtellung von Arbeitloſen⸗ 
unterſtützungen für die Baukoſten 
landwirtſchaftlicher und gewerb⸗ 
licher Siedlungen. 

Anſetzen des Arbeitsdienſtes für die Erſtellung 
von Zuſatzeinrichtungen der landwirtſchaft⸗ 
lichen und gewerblichen Siedlung an Verkehr, 
Verſorgung, Meliorationen und öffentlichen 
Bauten. 
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Neuordnung der Stadtlandficdlung Von Leberecht Migge, Berlin-Worpswede. 


Reichskanzler von Papen im Rundfunkvortrag vom 30. 7. 32: 
as möchte die Frage ſtellen, welche Maßnahmen bisher 

getroffen wurden, um den Siedler überhaupt eine Lebens⸗ und 

Exiſtenzgrundlage auf der neuen Siedlungsſtelle zu ſchaffen?“ 


I. Bauen oder Boden bebauen? 


Die Siedlung lebt ſeeliſch von der Hoffnung 
und materiell vom Boden. Es iſt das große 
gottgewollte Guthaben der Stadtſiedlung (Neben⸗ 
erwerbsſiedlung) gegenüber der Landſiedlung 
(Vollerwerbsſiedlung), daß fie es nicht nötig hat, 
die latente Hoffnungsloſigkeit örtlicher Leeren 
pſychologiſch zu überwinden, ebenſo wenig wie die 
zuſätzlichen Transportkoſten von Kind und Kegel 
nebſt vielgeſtaltigem Siedlungsgerät auf fernem 
Boden. Die Stadt ſiedelt, wo ſie ſteht. Dieſe ihre 
natürlichen Eigenſchaften macht unſere Stadtſied⸗ 
lung — wiederum in Aeberlegenheit über jeden 
Modus und Maßſtab ihrer ländlichen Rivalin — 
doppelt geeignet für die beſonderen Bedingungen 
des zeitgenöſſiſchen Siedlungsproblems. Deſſen 
Löſung ſteht und fällt mit der organiſchen Da⸗ 
ſeinsumſtellung, alſo mit der Anſiedlung von 
Maſſen! 3 

Das müſſen wir uns in Erinnerung rufen, wenn 
wir den kaum zu überſchätzenden Wert der Idee 
der gegenwärtigen Stadtlandſiedlung ermeſſen 
wollen. Um ſo mehr Anlaß für die Väter dieſer 
fruchtbaren Siedlungsidee — ſowohl für die aus⸗ 
führenden vor, noch mehr für die beſcheideneren, 
aber geiſtig leitenden Köpfe hinter den Kuliſſen 
— alles zu tun, um den Erfolg und die Ausbrei⸗ 
tung, alſo die Tatſache der ſtädtiſchen Siedlung 
zu ſichern. Stadtmaſſen⸗Siedlung oder keine Sied⸗ 
lung: wir wiſſen nie, wann wir Geſchichte machen. 

Jedenfalls kamen dem Verfaſſer ſolche Vorſtel⸗ 
lungen unwillkürlich, als er kürzlich Gelegenheit 
hatte, mit den leitenden Beamten des Herrn 
Reichskommiſſars für die vorſtädtiſche Siedlung 
einen Teil der bisher geſchaffenen Stadtrandſied⸗ 
lungen rings um Berlin zu beſichtigen. Alle 
weſentlichen Mittel und die beſten Intereſſen 
ſcheinen hier in ſachlich hervorragender Form 
auf das Siedlerhaus, auf die Wohnung kon⸗ 
zentriert. Für den Siedlungsboden und ſeine 
Ausrüſtung ſteht wenig oder nichts zur Ver⸗ 
fügung. Sichtende und aufwertende Vorberei⸗ 
tungen für die Güte und Melioration des 
Siedlungslandes und für ſeine Lage werden im 
einzelnen kaum getroffen. Gering nach Art und 
Zahl ſind die Geräte und unzureichend der Pflan⸗ 
zenbeſtand, die für den Garten zur Verfügung ge⸗ 
ſtellt werden. Die Waſſerverſorgung erſcheint für 
Gartenbetrieb durchſchnittlich ungenügend und für 
die wichtige Abfallfrage des Siedlers iſt kaum aus⸗ 
reichend hygieniſch, geſchweige denn bodentechniſch 
vorgeſorgt. Von irgendwelcher Schulung der 
Siedler während und von ihrer Führung nach dem 


Aufbau iſt vorläufig keine Rede. Ausführende 
Organe und die Siedler ſelbſt ſcheinen ſich einig, 
daß es ſich hier trotz aller Verſicherungen prak⸗ 
tiſch doch wieder um Wohnungsbau ſchlecht⸗ 
hin handelt, alſo um Verbrauch! 


Demgegenüber muß man um ſo entſchiedener die 
Frage ſtellen: Wo bleibt die Wirtſchaft? 
— wo bleibt das Aufbauende und damit die Hoff⸗ 
nung?! Gewiß iſt es erfreulich, dieſe ungewohnte 
Friſche und Beweglichkeit der aufſichtsführenden 
Organe feſtzuſtellen, und oft geradezu begeiſternd 
iſt das Siedlermaterial und der Eifer ihres Schaf⸗ 
fens. Als Mitmenſch möchte man jedem einzelnen 
dieſer prächtigen Pioniere aus purer Dankbarkeit 
um den Hals fallen — aber als alter mit Narben 
bedeckter Landsknecht der Siedlung, der man iſt, 
könnte man das Heulen kriegen vor dem, was da 
kommen muß und, wenn nicht rechtzeitig Abhilfe 
geſchaffen wird, kommen wird. 


Folgendes wird kommen: Unſer jetzt noch vom 
Bau ſeines Hauſes jo freudig in Anſpruch genom⸗ 
mener Siedlungsmann wird nach Jahr und Tag 
feſtſtellen, daß ſeine Kraut⸗Kartoffel⸗Wirtſchaft, 
auf die er heute förmlich zwangsläufig eingeſtellt 
wird, ihm ſicher nur ſeine Auslagen für Saat und 
laufende Betriebsmittel, unſicher die auch noch ſo 
beſcheidene Siedlungsrente, nie aber einen Ueber⸗ 
ſchuß einbringen wird, der ſeine hineingeſteckte Ar⸗ 
beitskraft — die auch im Nebenerwerb Arbeits⸗ 
kraft, d. h. inveſtiertes Arbeitskapital bleibt — 
auch nur zum Teil entlohnt. Das läßt er 
ſich ein, zwei, auch drei Jahre gefallen, dann 
aber bricht er enttäuſcht aus ſeinem grünen Käfig 
aus, zurück in die koloniſierende Stadt — wenn 
dieſe ihm nicht ſein Futter dauernd loco Garten- 
pforte liefert. Mit anderen Worten: Sinn und 
Zweck der Stadtlandſiedlung, näm⸗ 
lich früher oder ſpäter neben der Ar⸗ 
beitsbeſchaffung die Allgemeinheit 
wenigeroder mehr zuentlaſten, wird 
nicht erreicht. Das in der konſtruktiven An⸗ 
lage bisher Hoffnungsvollſte unſerer Siedlungs⸗ 
unternehmen würde damit zu einem Fehlſchlag, 
der notwendig zu einem Rückſchlag für unſeren 
Wiederaufbauwillen im Volksganzen führt.“) 


Wir fragen: Müſſen wir ewigen Kinder der 
Koloniſation immer wieder deren Kinderkrank⸗ 
heiten wiederholen; haben wir nicht alles das 
ſchon einmal erlebt und Nackenſchläge genug ein⸗ 
geſteckt; können oder wollen wir nicht ler⸗ 
nen; muß dieſes wirtſchaftliche Verſagen unbe⸗ 


*) Faſt ſcheint dieſe Entmutigung ſchon ihre Wellen 
auf die maßgeblichen Kreiſe vorauszuwerfen, wenn 
dieſe die an ſich ſchon mehr als beſcheidene 1. Rate der 
Stadtrandſiedlung heuer auf die Hälfte reduzieren. 


451 


MUSTER-STADTRANDSIEDLUNG - DOPPELHAUS 
ANSICHT F 


— 


ARCHITEKT F. GARTENBAU 
— — 
BERLIN-WORPSWEDE 


SCHEMATISCHE DARSTELLUNG 


MIT. 


RR IN 
edc 


F 
— — 


MASSTAB 4. 0⁰⁰ 


Abb. 2. Intenſivierte Stadtlandſiedlung. 
Doppelhaustyp bei O. W. Straßen. 


dingt das Ende unſerer Stadtlandſiedlung ſein 
und wer, meine Herren, will das verantwor- 
ten?! — Nein, das braucht nicht zu ſein, wenn wir 
das Steuer der Siedlung entſchloſſen vom Wohnge— 
danken auf den Wirtſchaftsgedanken rich⸗ 
ten. Die Wirtſchaft aber aller Siedlung und dreimal 
die jeder Gartenſiedlung ruht in ihrem Boden. 
Dieſe Werkſtatt Boden braucht wie jede andere 
für die Hervorbringung einer beſtimmten Leiſtung 
eine beſtimmte Ausrüſtung und ſie braucht 
wie jede andere qualifizierte Produktion Lehre. 
Bodenrüſtung und Bodenlehre ſind die elemen⸗ 
taren Bedingungen des Erfolges der Stadtland⸗ 
ſiedlung. 

Zwei Einwände vorweg: 

Man ſpricht ſoviel von der Boden- und Garten⸗ 
fremdheit des Stadtſiedlers. Nun, unſere jahr⸗ 
zehntelange Kleingartenpraxis hat dieſe Beſorg⸗ 
niſſe längſt gründlich widerlegt: der moderne 
Städter hat ſich als durchſchnittlich guter, ja zum 
Teil als vorzüglicher Gartenmann bewährt. Und, 
nicht zu vergeſſen, hier wird keine berufsgärt⸗ 
neriſche Ausbildung vorausgeſetzt und außerdem 
haben wir unter Millionen Anwärtern die 
Wahl. 

Der andere Einwand iſt ſchier noch billiger: 
wir haben kein Geld für Garten⸗ 
rüſtung! Dagegen iſt mit aller Entſchieden⸗ 
heit zu ſagen: So ſicher der Menſch immer zuerſt 
Nahrung ſuchen und ſichern wird bevor er 
unterſchlüpft — jo ſicher wird auch immer Boden- 
geld übrig ſein, ſolange noch ein Pfennig Baus 
geld bereitſteht. Wollen wir doch nicht vergeſſen: 
das Gartengeld war auch nicht da, als wir noch 


(mit etwas mehr Technik und weſentlich mehr 
Verdienſt) unſere heutige Siedlerwohnung für das 
doppelte Geld bauten. Es wird einzig und 
allein von der Einſicht und Entſchie⸗ 
denheit unſerer Siedlungsführer 
abhängen, ob die erforderlichen 15—20 % der Ge⸗ 
ſamtbauſumme als Gartenbaugeld abgeſpalten 
werden können und ſollen. 


Kurz, wir wiſſen, daß wir den Boden nicht 
ordentlich beſtellen können ohne eine entſprechende 
Unterkunft. Aber den zu dieſer Unterkunft ge⸗ 
hörigen Boden nicht beachten oder gar vernach⸗ 
läſſigen, bedeutet in heutiger Zeit die Wohnung 
ſelber gefährden. Bau und Boden iſt ein und 
dasſelbe, ein Organismus. 


II. Ausrüſtung des Bodens. 


Zu welchem Zwecke ſoll gerüſtet werden? 

Die heutige Betriebsgrundlage des ſtädtiſchen 
Siedlungsgartens von 1 bis 1% Ernten geringen 
Wertes ſoll nach dem Stande der heutigen beſſeren 
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Abb. 3. Dieſes Beiſpiel wählt für Menſch und Pflanze 
die vorteilhafte Südlage; ſie nutzt hierfür ſowohl 
das Haus wie auch die Grundſtücksgrenzen aus 
und richtet den Garten als Werkſtatt ein (. auch Abb. ). 


452 


— 


Praxis (nicht etwa nach dem der heutigen Wiſſen⸗ 
ſchaft) auf die Arbeitsbaſis: 2½—3 Ernten 
hochwertiger Gartenprodukte gebracht 
werden. Das aber hat Vorausſetzungen. 

Bei der Ausrüſtung des Bodens unſerer Stadt- 
landſiedlung müſſen wir unterſcheiden zwiſchen 
der, die den allgemeinen Intereſſen der 
Siedlerſchaft dienend, am Geſamtboden vorzuneh⸗ 
men iſt, und jener, die dem Betrieb jeder ein⸗ 
zelnen Siedlung vorbehalten iſt. Entſprechend 
werden die Aufwände für die generelle Boden⸗ 
rüſtung, die zugleich für die Belebung der Volks⸗ 
wirtſchaft dienen, allgemeinen volkswirtſchaftlichen 
Fonds zu entnehmen ſein, während die Koſten 
der beſonderen Gartenausrüſtung im Siedlungs⸗ 
etat ſelbſt untergebracht ſein ſollten. 


a) Allgemeine Vorbereitung. 


Dieſe Bodenrüſtung beginnt ſchon bei der Be⸗ 
reitſtellung der Siedlungsgebiete. Hier kann durch 
planvolle, geologiſche, höhenmäßige, waſſertech⸗ 
niſche und verkehrspolitiſche Sondierungen“) der 
grundlegenden Melioration der meiſt gerin⸗ 
geren oder mittleren Böden vorgearbeitet werden. 
Als Hauptmeliorationsmittel kommen neben den 
üblichen Aufwertungsſtoffen jedes Siedlungs⸗ 
bodens, wie Lehm, Mergel, Moor, noch die beſon⸗ 
deren Meliorationsmittel hinzu, die die Städte in 
ihren maſſenhaften Abfällen (Kehricht, Müll, 
Klärſchlamm u. a. m.) zur Verfügung haben. 

In ihren Abfällen liefern unſere Städte jähr- 
lich etwa 500 000 Tonnen Stickſtoff und 
Phosphorſäure (die Induſtrie faſt ebenſo 
viel), dazu 2% Mill. Tonnen Humusſtoffe. 
Hiervon wird bisher nur ein kleiner Bruchteil 
(etwa 5—10 %) für den Boden ausgewertet. 
Wenn es gelingt, nur 50 % dieſer hochwertigen 
Dungſtoffe zu erfaſſen, ſo können und werden aus 
den typiſchen Stadtwüſten Stadtparadieſe ent⸗ 
ſtehen. Wir haben z. B. ausgerechnet, daß allein 
mit dem jährlichen Kehricht⸗ und Müllanfall 
Groß-Berlins (rd. 1,85 Mill. ebm, die alt aufge⸗ 
fahrenen Müllberge ungerechnet) je 10—20 000 
Siedlungen erſtklaſſig melioriert werden könnten. 
Städtiſche Siedlung in volkswirtſchaftlichem Maß⸗ 
ſtab iſt ohne Bereitſtellung der ſtädtiſchen Abfälle 
nicht denkbar. Hier liegt eine Kernforde⸗ 
rung der planmäßigen Siedlungs- 
wirtſchaft vor. 

Die naheliegende Frage nach den Arbeits- 
kräften, die dieſe erhebliche Bodenvorbereitung der 
ſtädtiſchen Siedlung leiſten ſollen, wird zwanglos 
mit dem Wort: Arbeitsdienſt der Ju⸗ 


*) Hier ſoll auf die verdienſtliche praktiſche Vorarbeit 
des Landesplanungsperbandes im Groß⸗ 
Berliner Siedlungsgebiet hingewieſen werden. Für 
allgemeine Zwecke ſei auf die neuartige Bodenkartierung 
nach e Kennzeichen von Prof. Strem⸗ 
mer, Danzig, hingewieſen. 


gendlichen beantwortet.“) Den anzuſetzenden 
Siedlungspionierkolonnen Jugend⸗ 
licher voranzugehen mit der Aufgabe, das Gied- 
lungsplan fertig, d. h. ſiedlungsreif zu machen. 
Unter der Annahme, daß von 3 Millionen Stadt⸗ 
ſiedlungen 2 Millionen mehr oder weniger melio⸗ 
rationsbedürftig ſein werden, können wir durch⸗ 
ſchnittlich 100 Arbeitsſtunden je Einheit als 
erforderlich anſetzen. Das entſpräche ungefähr 
dem Leiſtungsvermögen von 200 000 Jugendlichen. 
Wir ſetzen hierbei nur 5 Arbeitsſtunden pro Kopf 
und Tag und nur 250 Arbeitstage im Jahr 
(40 Wochen) in Rechnung, wobei die Wegearbei⸗ 
ten auch als Nach-Siedlungsarbeit von 
der gleichen Arbeitsloſenkategorie bewältigt wer⸗ 
den könnten. 


Als drittes allgemeines Erfordernis der Boden⸗ 
rüſtung unſerer Siedlung nennen wir die Schu⸗ 
lung. 

Für dieſe elementare und für den Siedler 
lebenswichtige Aufgabe denken wir uns ein ela⸗ 
ſtiſches Syſtem von Siedlerſchulen, 
deſſen hauptſächlich praktiſche Lehrkräfte den Siedler 
beim Bau ſeines Hauſes und bei der Beſtellung 
ſeines Bodens gleicherweiſe tatkräftig belehren 
und beraten. Bei der Dichte der ſtädtiſchen Sied⸗ 
lungen, die eine planvolle Wirtſchaft vorausſetzt, 
würde jede dieſer Siedlerſchulzellen in der Lage 
ſein, gleichzeitig einen ganzen Kreis von Sied⸗ 
lungsſtellen zu verſorgen. Sie wären damit ins⸗ 
beſondere auch in der Lage, die bisher aus⸗ 
gelegten Stadtrandſiedlungen in 
ihrer Exiſtenz zu fügen Nach Erfüllung 
ihrer Aufgabe würden die Lehrkräfte ganz oder 
teilweiſe in einen neuen Kreis überſiedeln. Die 
für dieſen Lehrzweck auf jeder Lehrſiedlung ge⸗ 
ſchaffenen Einrichtungen würden jener als Muſter⸗ 
gärten und Wirtſchaftsführung für alle Zeit ver⸗ 
bleiben. 

Es liegt nahe, dieſe Siedlerſchulen gleichzeitig 
auch der geiſtigen Aufrüſtung der jugendlichen 
Arbeitspioniere nutzbar zu machen: Volkshoch⸗ 
ſchulen des praktiſchen Lebens! 

Land und Ausrüſtung genügt nicht für die neue 
Stadtlandſiedlung. Zum Stadtland gehört auch 
Stadtlandverſtand. 


b) Beſondere Einrichtungen. 


Zur ſpeziellen Ausrüſtung der einzelnen Sied⸗ 
lungen rechnen wir vor allem eine ausreichende 
Bewäſſerung des Gartens. In bezug auf 


*) Wenn das Kabinett gerade in dieſen Tagen nicht 
weniger als 160 Millionen für dieſe Zwecke zur Ver⸗ 
fügung ſtellt, ſo kann man das an ſich begrüßen. Wenn 
aber mit dieſem Geld ausſchließlich Straßen gebaut 
werden ſollen, in einem Lande, deſſen fallende Wirt⸗ 
0 weit weniger lebenswichtig neue unproduktive 

rbeits wege als neue produktive Arbeits plätze 
braucht, dann ſchüttelt man über ſolche Fehlleitungen 
des volkswirtſchaftlichen Geſamtkapitals doch den Kopf. 
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Kreislauf der Stoffe 
im Siedlergarten. 


dieſes Bedürfnis beſtehen in den Kreiſen der 
Siedlerführer gegenwärtig noch völlig uneinheit⸗ 
liche, zum Teil naive Anſchauungen. 

Zur Erzeugung von 1 kg Gemüſe brauchen wir 
etwa 100 I Waſſer. Der Geſamtwaſſerbedarf für 
leichteren Boden iſt 50 em Niederſchlag. Hiervon 
müſſen in unſerem Klima durchſchnittlich 20 em 
zuſätzlich, d. h. künſtlich gegeben werden. Das er⸗ 
fordert für 1000 am 200 ebm Waſſer oder 20 000 
Gießkannen in höchſtfalls 100 Vegetations⸗ 
tagen. Wer ſoll die pumpen und ſchleppen und 
dann noch Zeit für die übrige Verſorgung von 
Garten, Haus und Familie erübrigen? (s. Abb. 5) 

Angeſichts dieſer unbeſtreitbaren Erfahrungs⸗ 
tatſachen darf man wohl ſeine Verwunderung 
ausdrücken, wenn ſo ein Stadtrandſiedler auf leich⸗ 
teſtem Sandboden mit einer unergiebigen Hand⸗ 
pumpe ausgeſtattet wird, auch dort, wo eine grö⸗ 
ßere Anzahl von Siedlungseinheiten (300 und 
mehr) es erlauben würde, für den gleichen Auf⸗ 
wand (RM 125, — je Siedlung) eine gemeinſame 
Kraftwaſſeranlage mit Leitungen zu ſchaffen, 
evtl. unter Benutzung offener Gewäſſer in Ver⸗ 
bindung mit Trinkwaſſerbrunnen. Eine eigene 
Verſorgungsanlage iſt auch dann noch vorzuziehen, 
wenn der Anſchluß an ſtädtiſche Waſſerleitungen 
möglich ſein ſollte. Der Unfug gewiſſer ſtädtiſcher 
Betriebe, dem Siedler ſteuerüberlaſtetes Waſſer 
für Bodenproduktion zu verkaufen, ließe ſich zwar 
mit geſetzlichen Mitteln abſtellen, nicht aber die 
durchſchnittlich vorhandene Ueberlaſtung der kom⸗ 
munalen Werke im Spitzenbetrieb. Städtiſche 
Koloniſation iſt ohne Erſchließung 
neuer Waſſerquellen großmaßſtäb⸗ 
lich nicht durchführbar. Kleinere Städte, 
die größere Siedlermaſſen nicht aufbringen, haben 
zumeiſt mehr und auch billigeres Leitungswaſſer 
zur Verfügung. Im übrigen handelt es ſich hier 
im Kern um ein großſtädtiſches und großindu⸗ 
ſtrielles Problem. 

Auch in bezug auf die wichtige Abfallwirt⸗ 
ſchaft innerhalb des Siedlungsbetriebes herr⸗ 
ſchen noch reichlich unklare Vorſtellungen. Hier 
ſollten wir immer auf einen natürlichen 
Kreislauf der Stoffe achten (Abb. 4). Je⸗ 
der Menſch produziert an Fäkalien, Kehricht und 
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jährlich 1—11% ebm Humus oder Kompoſt mit ſtar⸗ 
kem Mineralgehalt. Möglichſt geringe Verluſte vor⸗ 
ausgeſetzt, kann er mit etwas Zuſatz von Kalk und 
notfalls Kali⸗Phosphor mit dieſem Dungertrag 
ſein Grünverſorgungsland von 100—200 am ſtän⸗ 
dig regenerieren, alſo ertragfähig erhalten. Unter 
Zuſatz von anteiligem Viehdung (% Schwein, 
Ziege oder Schaf, 1—3 Hühner, Kaninchen uſw.) 
— welche Tiere allerdings wieder ſeine Haus⸗ 
und Gartenabfälle verringern — wird er faſt 
jeden Boden auf beinahe beliebige Kulturhöhe 
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Aus Leberecht Migge: „Die wachſende Siedlung“. 
Franckh'ſche Verlagshandlung, Stuttgart. 
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bringen und halten. — Das iſt die wirtſchaft⸗ 
liche Seite des Abfallproblems für den Siedler. 

Die geſundheitlichen Anforderungen für 
die Unterbringung des Abfallſtoffes einer Fami⸗ 
lienſiedlung pflegen unſere Hygieniker heute noch 
gewöhnlich allein von ſehr ſchwankenden Raum⸗ 
vorſtellungen des Bodens abhängig zu machen. 
Das iſt u. E. eine zum mindeſten unvollſtändige 
Grundlage. Ein Morgen (2500 am) landwirt⸗ 
ſchaftlich beſtellten ſchweren Lehmbodens kann u. U. 
gerade noch ausreichen, die geſamten Fäkalien, 
Abwäſſer und Tierdung einer Siedlung aufzu⸗ 
nehmen. Andererſeits kann ich dieſe (und mehr) 
Dungſtoffe ohne Schwierigkeit auf dem zehnten 
Teil dieſer Fläche ſandigen Gartenbodens mit in⸗ 
tenſivem Umſatz von Vegetation verarbeiten. Die 
doppelte Fläche, alſo etwa 500 am, dürfte hierfür 
eine Norm darſtellen. Jedenfalls kommt es hier⸗ 
bei viel weniger auf die Landgröße als auf die 
ſachgemäße techniſche Aufbereitung 
der verſchiedenen Abfallſtoffe an“). 

Auf Grund jahrzehntelangen praktiſchen Stu⸗ 
dien (Siedlerſchule Worpswede) auf dieſem Ge⸗ 
biet empfehlen wir für Gartenſiedlungen im 
Stadtgebiet vorab möglichſt Trennung der 
trockenen Dungſtoffe, wie Fäkalien, Kehricht, 
Aſche, Gartengrün, Tierdung, von den feuchten 
(Urine, Küchen⸗ und Badewäſſer, Tierjauchen). 
Jene werden durch gegenjeitige Bindung (evtl mit 
Hilfe von Torfmull) im Freien in Schuppen 
oder vollkommener in Dungſilos (Abb. 7/8), dieſe 
in Gruben oder Vorfluter geſammelt, noch beſſer 
mit Hilfe einer beſcheidenen (ſelbſt angelegten) 
Untergrundverrieſelung dem Boden direkt zuge⸗ 
führt. Mit einer ſolchen Untergrundverrieſelung 
(60—80 em tief) kann man auch, beſonders zweck⸗ 
mäßig bei iſolierten Grundſtücken mit Handdruck⸗ 
pumpe, eine Friſchwaſſer⸗Untergrundbewäſſerung 
(25—40 em tief) verbinden (Abb. 6). — Aber wie 
auch immer dieſe Frage gelöſt wird, unmöglich 
ſcheint der heutige Zuſtand, der für unſere Stadt⸗ 
landſiedlung außer einem primitiven Kloſett 
überhaupt keine Vorkehrungen für 
die Unterbringung und Behandlung der menſch⸗ 
lichen und tieriſchen Abfallſtoffe vorſieht. 

Wir dürfen nicht vergeſſen, daß die Abfallwirt⸗ 
ſchaft auch auf dem Lande ihre hygieniſche 
Wertung beibehält und daß ſie darüber hin⸗ 
aus der Angelpunkt der Humuswirtſchaft 
unſerer Siedlung iſt, die wiederum das Lebens⸗ 
element aller und beſonders der intenſiveren 
Gartenvegetation darſtellt. — 


*) Für dieſe allgemeine Unklarheit auf dieſem Ge⸗ 
biet iſt bezeichnend, daß mir kürzlich an maßgeblicher 
Stelle ein Vorſchlag für eine kombinierte Dung⸗ und 
Abfallgrube zur Prüfung vorgelegt wurde die ihre 
recht teure Anlage im weſentlichen auf die „Neuerung 

ründete, daß Jauche von unten her in die trocken 
agernden Dungſtoffe geführt werden ſollte; alſo als⸗ 
bald Verſauerung und Zerſetzung anſtelle von Gährung 
und Anreicherung eintreten mußte. 


Jetzt erſt, nachdem ſolcherart die techniſchen Vor⸗ 
bereitungen für das Gedeihen von Vegetation ge- 
ſchaffen find, hat es Sinn und Zweck, an die Gar-⸗ 
tenbepflanzung ſelbſt heranzugehen. Auch 
hier geſchieht heute zweifellos zu wenig und zu 
wenig Durchdachtes. Wenn der Siedler bald und 
nennenswert Obſt ernten ſoll — wohlgemerkt, 
ohne dadurch ſeine Gemüſekulturen zu ſchädigen —, 
ſo kommt für ſeinen kleinen Garten im weſentlichen 
nur Beeren und Zwergobſt in Betracht. Dazu 
etwa eine Süßkirſche und ein paar Pflaumen⸗ 
ſtämme. Dabei muß auf die Ausnutzung der 
Grenzen beſonders Gewicht gelegt werden. 

Die Wirkungsſpitze der gärtneriſchen Aus⸗ 
rüſtung aber iſt das Glas, das wir dem Siedler 
in Form von Frühbeetfenſtern lobliga⸗ 
toriſch!) und ſpäter in Form eines kleinen Ge⸗ 
wächshauſes geben (Abb. 9, 10 u. 11). 

Soweit, in Kürze, die Bodenausrüſtung unſerer 
Siedlung, für deren Anordnung Spezialkenntniſſe 
unentbehrlich ſind. 

Wie? — „Der Erwerbsloje unſerer Stadtland⸗ 
ſiedlung braucht dieſe Rüſtung nicht? Er hat ja 
ſoviel Zeit?“ — Mit Verlaub, dieſe Grundein⸗ 
richtung des Bodens betrifft nicht nur zeitſparende 
Geräte und Vorkehrungen. Es handelt ſich hier über- 
haupt nicht — das kann nicht entſchieden genug 
hervorgehoben werden — um eine Gärtnereſierung 
oder gar Rationaliſierung unſerer Siedlung; es geht 
hier lediglich um eine ausreichende hand⸗ 
werkliche Einrichtung der Gartenwerk⸗ 
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ſtatt eines Nebenerwerbsſiedlers. Es handelt 
ſich hier um Anforderungen eines normalen 
Gartenbetriebes, die unſer Siedler allein nur 
ſchwer, beſonders nicht hinterher, erfüllen kann. 
Seine freie Arbeitszeit iſt entweder für er⸗ 
gänzende Induſtriearbeit oder aber für den 
Ausbau ſeiner Selbſtverſorgung nötig. Der heu⸗ 
tige Stadtlandſiedler iſt mit Bau und Boden⸗ 
bebauen ſchlechthin ſchier über ſeine 
Kraft und auf Jahre angeſpannt. 
Außerdem will und ſoll ſeine Arbeit den größt⸗ 
möglichſten Ertrag haben. Siedlung iſt Aufſtieg 
— und den können wir unſerem Manne nicht mit 
Redensarten, ſondern nur mit nüchternen Tat⸗ 
ſachen ſichern! 

Es iſt auf keinen praktiſchen Erfolg unſerer 
Siedlungsarbeit und damit auf keine weſentliche 
Entlaſtung unſeres öffentlichen Fürſorgehaushaltes 
zu rechnen, wenn wir dem wirtſchaftlichen 
Unternehmen unſerer Stadtſied⸗ 


Automatiſches 
Garten- 
Dungſilo. 


Erwärmung, 
Durchlüftung, 
Entwäſſerung. 


Ziel: Gährung. 


lung nicht die ihm gemäßen ſach⸗ 
lichen Vorbedingungen verſchaffen. 


III. Garten⸗Wirtſchaft. 


Die Wirtſchaftlichkeit unſeres Unternehmens 
hängt bekanntlich nicht von ihrem Geſamtaufwand 
ab, ſondern von dem Verhältnis der konſumieren⸗ 
den Belaſtung zu der produzierenden Entlaſtung, 
d. h. von der Rentabilität. Im Sinne 
des Siedlungsurhebers iſt es ſchließlich vorteil⸗ 
hafter, ſtatt 1000 zweifelhafter lieber 800 ſichere 
Siedlungen zu bauen. Allein auf die Lebens⸗ 
fähigkeit der Siedlungen kommt es an. Für 
die gegenwärtige Form unſerer 
Stadtlandſiedlung aber muß dieſe 
Lebensfähigkeit im großen und 
ganzen verneint werden! Ihre Kriſe 
liegt im Boden. 

Die bisherige geringwertige Bodenwirtſchaft un⸗ 
ſerer Stadtſiedlung aufzubeſſern, erfordert natür⸗ 


Schnitt durch das Vorhaus. 


Abb. 9/10. 


Siedler⸗ Glashaus. 
Anzucht und Vorratshaus, 
Selbſtmontage, 
Etappenbau. 
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Abb. 11. 


Ausnutzung 
des Siedler⸗ 
Gewächshauſes 
während des 
ganzen Jahres. 


lich Aufwendungen. Die Koſten hierfür brauchen 
nicht unbedingt Mehrbelaſtungen zu bedeuten. Sie 
können entweder durch Verſchiebung der Bau⸗ 
rüſtung einer Siedlung zugunſten ihrer Boden⸗ 
rüſtung, d. h. der Gartenkoſten aufgebracht werden, 
oder aber durch Umgeſtaltung des generellen 
Finanzierungsplanes in Richtung Boden. Anſer 
nachfolgendes Beiſpiel (ſ. Abb. 1, 2, 3 ſowie 
Abb. 12 u. 13) ſetzt die erwähnte generelle Boden⸗ 
vorbereitung ebenſo wie die Selbſthilfearbeit des 
Siedlers auch bei ſeiner Gartenausrüſtung voraus. 


Der Deutlichkeit halber wurde für unſeren In⸗ 
tenſivierungsverſuch eine der vom Reichsſiedlungs⸗ 
kommiſſar empfohlenen und ausgeführten Haus⸗ 
typen (Reg.⸗Baurat Cramer, ſ. Abb. 12/13) be⸗ 
nutzt. Aus dem gleichen Grunde wurde die Intenſi⸗ 
vierung ziemlich weit — bis zum Glas — vorge— 
trieben. Hier ergab ſich ohne Schwierigkeit, daß das 
kleine angebaute Gewächshaus durch Reduzie— 
rungen von Kellerraum (deſſen Vorräte zum Teil 
das Glashaus aufnimmt), Mauerſtärken und billi⸗ 
gerem Stallbau*) bezahlt werden könnte. In der 
nachfolgenden Finanzierung iſt jedoch von dieſer 
Möglichkeit aus organiſatoriſchen Gründen nicht 
Gebrauch gemacht). Damit aber iſt mit einem Schlag 
die Vegetationszeit unſerer Gartenwirtſchaft um 
2—3 Monate verlängert und der Ertrag des Gar⸗ 
tens um 20—30 erhöht (abgeſehen von der Ver⸗ 
edlung ſeiner Produkte und dem eigenen Frucht⸗ 
ertrag der Glasflächen). 

Darüber hinaus haben wir das Bauwerk aber 
auch durch ſeine planmäßige Anordnung nach 
Süden der Steigerung der Gartenwirtſchaft mit⸗ 
tels Schutzwirkung dienſtbar gemacht, im 


*) Es iſt noch lange nicht ausgemacht, daß der bau⸗ 
lch a Stall der betriebstechniſch beſſere iſt. 
Auch ohne auf die bekannten Abhärtungsmethoden 
des verſtorbenen Dr. h. c. Schurig zurückzugreifen, 
halten gerade die erfahrenſten Viehzüchter dafür, daß 
3. B. das Schwein in einem Holzjtall beſſer gedeiht 


als in dem gemauerten. 
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Falle der Einzelgruppierung ſogar ohne den 
Straßenaufwand zu erhöhen (ſ. Abb. 1 u. 3). 

Die Koſten für die automatiſche Bewäſſe⸗ 
rung können wir für den bisher geltenden Höchſt⸗ 
ſatz (RM 125,—) je Siedlung gut und gern decken, 
wenn wir die Siedlergruppe genügend groß wäh— 
len und keine beſonderen örtlichen Schwierigkeiten 
(Waſſerverhältniſſe“n *) uſw.) vorliegen. 

Dagegen halten wir den bisher für die Organi⸗ 
ſation der Abfallwirtſchaft vorgeſehenen 
Satz für ungenügend. Hier entſtehen durch An⸗ 
lage einer Antergrundentwäſſerung ſowie durch 
Einſchaltung von zwei Dungſilos zuſätzliche Koſten. 

Solche Mehrkoſten ſind ebenfalls unvermeidbar 
bei der Ausſtattung unſeres Siedlergartens mit 
reichlich Obſt in verſchiedenſter Form. Als 
Spalierwand ſteht jedem Siedler eine Südgrenze 
(für Pfirſiche, Aprikoſen, edlere Aepfel, Birnen) 
ſowie eine Nordgrenze (für Schattenmorellen) zur 


**) Da aber dieſe geologiſchen Verhältniſſe auch auf 
zuſammenhängenden Siedlungen oft ſehr verſchieden 
ſind, ſo ſollte die Waſſerverſorgung mindeſtens für 
landſchaftlich zuſammengehörige Gruppen gemein⸗ 
a m, d. h. aus einer Kaſſe gelöſt werden. Es iſt weder 
Ordnung noch heißt es Gerechtigkeit, wenn eine örtlich 
begünſtigte Siedlung hierfür etwa nur RM 50, — bis 
80. — braucht, indeſſen ihre zufällig benachteiligte 
Schweſtergruppe mit dem doppelten Betrag ſchlecht zu 
Rande kommt. 


Verfügung. Das Sonnenbeet vor dieſer, ent⸗ 
weder als Doppeldrathſpalier, beſſer aber als 
Drathſchilfwand oder Leichtmauer zu errichtende 
Schutzwand iſt für empfindlichere und wertvollere 
Gartenprodukte wie Tomaten, Gurken, Blumen⸗ 
kohl, Artiſchocken u. a. m. beſtimmt. 


Koſtenliſte der Anpflanzungen 
(einſchl. Transport, ausſchl. Pflanzen) 
1 Apfelhochſtamm oder Süßkirſche A 2.02 RM. 2.02 


E ie ge 32020— m. 040 
4 Pflaumenhochftämme . . . . - A 2.15 - „ 8.60 
allen aner ee 20702 5 22:80) 
SSRIEHHDUIDE are 2 100 „ 950 
10 Apfelſpaliere . . 3 225 „ 22.50 
4 Birnenſpaliere A 2.31 — „ 924 
20 Schattenmorellenbüſche . . . 4 0.60 — „ 12.— 
24 Stachelbeerbüſ che a024= „ 5% 
12 Sohannisbeerbüfhe . . . .- - - a0.24= „ 2.88 
r ne a a een OO 350 
De ee. he à 0.50 - „ 050 
Sa. RM. 80.— 


Baukoſten einer Stadlandjiedlung 
normale Ausführung u. intenſivierte Ausführung (mehr) 


* neue und veränderte Poſitionen 
F lediglich für Waſſerverteilung im Garten 


normal] mehr [normal] geſamt 
mehr 


Geſamtſumme: 


Netto Bauſumme 
Selbſthilfe-Vergütung 
Eingebautes Gewächshaus 


Ne benkoſten: 
Straßenbau anteil. 
Elektriſche Anſchlüſſe 
* Baunanteil 
5 Wafjerverforgung . . . 
* Abwäfjerung 
einjchl. Drainageleitung . 
Gebühr für Wohnungs⸗ 
fürs ... 
Verſchiedenes 155 
Straßenſchild uw) ) 


Totes und lebendes 
Inventar: 
* 2 Dungſilos 


5 Kleingeräte 


* Bäume und Sträucher. 

* Groß- und Kleinvieh. 

* Für Unvorhergefehenes 
und Referve. .... » 500 


Geſamtaufwand normal=3000.—, Intenſivierung 1000.— 
Geſamtaufwand intenſiviert NM. 4000.— 


Stadtlandstedlung 
Einzelhaustyp Nasstab 1: 100. 
993 
332 
28 8 
Bas 
382 
35 
5 5 
as 
2 
Sa 5 
1 | 
3 
Schl. E Geräte. 
Raum Boden J 
enlef 
da. 
Obergeschoss 
Keller 
——+ 


Stadtlanäsiedlung 
Einzelhaustyp Nasstab 1:100 


Sudansicht 


osten icht 


Abb. 12/13. Bautype des Siedlungs⸗Kommiſſars 
auf gärtneriſche Intenſivierung umgeſtellt. 


Hierbei iſt zu bemerken: Der Mehrbedarf be— 
zieht ſich (wie beiſpielsweiſe die Abwaſſeranlage 
und Zaunergänzung) weſentlich auch auf Ver⸗ 
beſſerungen des Baues und der Erſchließung. Das 
Gewächshaus könnte auch in der Normalbauſumme 
(RM 2500,—) eingeſchloſſen ſein, wie ich das mit 
meinem Haus für die Stadtrandſiedlung auf der 
Ausſtellung „Sonne, Luft und Haus für Alle“ 
nachgewieſen habe. Die übrigen Gartenausſtat⸗ 
tungen ſtellen Minimalforderungen dar. 
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Aber auch wenn wir die volle zuſätzliche Aus⸗ 
kehrung des Bodenausrüſtungsgeldes annehmen, 
ergibt ſich im Rahmen des Geſamtunternehmens 


immer noch ein guter Abſchluß. Für deſſen Ver⸗ 
ſtändnis müſſen folgende Erfahrungstatſachen über 
Bodenertrag in Erinnerung gerufen werden. 


Vergleichende Vodenerträge. 


J. Intenſiv mit Glas, Leitungswaſſer 
und Volldüngung 


Ernteertrag 


700 qm brutto, davon 
500 qm Gemüfe A 6½ Pfd. 


Betriebskoſten 


II. Extenſiv (normal) ohne Glas, 
mit Handwaſſer und Halbdüngung 


Ernteertrag 


rd. 32 Etr. à 10... 320.— Intenſiv Extenſiv Ren 

100 qm Frühkartoffeln mit 700 qm brutto, davon 1 
Nebenkultur à 5 Pf. = RM. a AM. | 500 qm Kartoffeln à 3 Pfd. 

5 Ctr. a .. 40.— 10.— og Kunſtdüng. ao xs 5.— o h 
100 qm Bufch-, Hochſtamm⸗ 45 Waſſer 5.— 200 qm MWiſchgemüſe und 
und Spalierobft . — 40.—25.— Samen u. Pflanzen 15.— Obſt A 4 Pfd. = 8 Ctr. 

Beerenobſt an el 20.— Geräteverſchleiß 15.— N 80.— 

450.— | — — 140.— 

Betriebskoſten 14 Pf. p. am 100.— | 100.— 40.— | Betriebskoſten = 6 Pf. p. am 40.— 

350.— 100.— 


pro qm rd. NM. 0.50 Nettvertrag pro qm rd. RM. 0.14 Nettvertrag 
2222 f r 


Hierbei wäre zu erläutern: Der Extenſiv⸗ 
ſiedler iſt tatſächlich ſowohl in der Fruchtwahl 
(und damit im Fruchtwert, der nicht angerechnet 
wurde) als auch im Mengenertrag ſtark benach⸗ 
teiligt im Verhältnis zum Intenſivſiedler. 
Dasjelbe gilt von ſeiner Viehwirtſchaft. Dem⸗ 
gegenüber ſpielen die etwas erhöhten Betriebs⸗ 
koſten (die zudem z. B. beim Waſſergeld noch ganz 
offen ſind) keine Rolle. 

Es ſind überall Kleinverkaufspreiſe 
eingeſetzt; jede andere Relation würde ſich aber in 
gleicher Weiſe auswirken. Der Netto-Ertrag der 
normalen (Kartoffel-, Kohl⸗, Bohnen-) Boden⸗ 
wirtſchaft iſt mit 10—15 Pfg. je am im Jahres⸗ 
durchſchnitt (Kürze der Vegetationszeit, Abhängig⸗ 


keit vom Wetter, geringer Dungſtandard) eher 
optimiſtiſch angenommen. Der Anſatz von 
RM 0,50 Nettoertrag je am intenſivierter Garten⸗ 
fläche liegt dagegen eher unter dem Durchſchnitt“). 
Dabei wirkt der Gewächshaus-Frucht⸗ 
ertrag als Sicherung (RM 50,— bis 
100,—). 


Im Beiſpiel wird ſchon in der Anlage der 
Gartenwirtſchaft auf eine Steigerung der vege⸗ 
tabilen Nahrung gegenüber der animaliſchen 
hingewirkt. (Trockenhülſenfrüchte) Kartoffeln 
werden nur als Frühkartoffeln mit Vor⸗ und 
Nachkultur angebaut. 


Hieraus ergibt ſich ſchließlich die folgende 


Bilanz einer Gartenſiedlung von 1000 qm 


Geſamtbau⸗ und 
Bodenbelaſtung 
Unterhaltung 


Bau, Erſchließung, 
Boden 


Netto (700 qm) 
Gartenertrag 
(ohne Glasertrag) 


Netto⸗Ertrag 
von Viehwirtſchaft 


Bilanz des 
Siedlerhaushalts 


RM. 80.— bis 100.— 


Einnahmen 


RM. 3000.— 


RM. 350.— bis 400. HRM. 100. bis 150.— 


RM. 180.— bis 200.— gleich Ausgaben 


namhafte 


RM. 4000.— 


Aber wie verwendet der Stadtlandſiedler dieſe 
Produktionsüberſchüſſe? Belaſtet er nicht den 
Markt? Dies muß verneint werden. Auch bei 
der intenſiven Stadtlandſiedlung baut der Siedler 
nur für ſeinen und ſeiner Familie Bedarf und 
nicht für den Abſatz. Er deckt auch dann nur 


RM. 450.— bis 550.— Aberſchüſſe 


höchſtfalls den halben Nahrungsbedarf 
und etwa ein Drittel ſeiner Geſamtausgaben. Selbſt 


*) Dr. 6. Laupheimer rechnet im „Praktiſchen 
Handbuch für Siedler und Eigenheimer“ Gemüſeertrag 
ohne Glas bis RM 0,55 netto. 
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bei einer Erweiterung ſeiner Siedlung durch Pacht⸗ 
land gibt es heute genug Wege und Möglich- 
keiten, mit dem Mehrertrag den Markt zu ver⸗ 
meiden. Auch unſer intenſiver Nebener⸗ 
werbsjiedler bleibt Selbſtverſor⸗ 
ger! Aber, wenn es der Siedlerfamilie durch ver⸗ 
mehrte Anſtrengung gelingt, aus den Erträgen 
ihres Gartens auch einen verfeinerten Bedarf an 
Nahrungsmitteln hervorzurufen, ſo iſt dieſe 
ſoziale Verbeſſerung als ein beſonderer Vorzug 
der Siedlung zu rühmen und wird auch von den 
Beteiligten (Siedler, Gemeinde, Staat) ſo emp⸗ 
funden werden. 

Wir ſehen alſo im Ergebnis, daß unſere bis⸗ 
herige Stadtland-Wohnſiedlung ihrer volkswirt⸗ 
ſchaftlichen Aufgabe nicht oder nur unſicher nad 
kommen kann. Eine verhältnismäßig geringe 
Stärkung ihrer privatwirtſchaftlichen Seite, d. h. 
ihrer Bodenwirtſchaft dagegen macht ſi 
kriſenfeſt. Der Erfolg dieſer Umſtellung der 
Stadtſiedlung wird um jo ſicherer und noch wejent- 
lich größer ſein, wenn wir die Neuordnung nicht 
auf den einzelnen Siedlungstyp beſchränken, ſon⸗ 
dern auf das ganze heutige Syſtem ausdehnen. 
Wir zeigen in unſerem Beiſpiel ja nur eine Va⸗ 
riante der Aufwertung unter vielen. Es müſſen 
Möglichkeiten geſchaffen werden, den ganz ver: 
ſchieden gelagerten örtlichen Bedingungen, ſach⸗ 
lichen Bedürfniſſen ſowie den unterſchiedlichen 
menſchlichen Vermögen und Bereitwilligkeiten 


entgegenzukommen. Die gegenwärtige Orga— 
niſation der Stadtrandſiedlung erſcheint ent⸗ 
ſchieden zu unbeweglich. Insbeſondere 
wäre das ſtarre Feſthalten an 
einer vorgefaßten für alle Fälle 
gültigen Geſamtbauſumme aufzu⸗ 
geben und ſowohl nach oben aber 
evtl. auch nach unten gültige Abwei⸗ 
chungen ſowohl vorzuſehen als zu⸗ 
zu laſſen.*) Daß das ohne Schaden, ja zugun⸗ 
ſten des Geſamteffektes unſerer ſtädtiſchen Binnen⸗ 
koloniſation möglich iſt, das glauben wir hier nach⸗ 
gewieſen zu haben. — 

Wir haben mit Vorſtehendem keine Kritik der 
verdienſtvollen Initiatoren unſerer gegenwärtigen 
kommunalen Koloniſation ausüben wollen. Unjere 
Stadtlandſiedlung iſt u. E. nicht nur die zukunfts⸗ 
fähigſte, ſondern auch relativ beſtvorbereitetſte der 
zeitlichen Siedlungsformen. Gerade deshalb darf 
nichts unterlaſſen werden, auch wirtſchaftlich, 
die Grundlagen zu legen für eine 
weitere Verbreitung dieſer Sied⸗ 
lungsart, wie der Reichskanzler von Papen 
an den ſcheidenden verdienſtvollen Reichskom⸗ 
miſſar der Stadtlandſiedlung, dem Regierungs⸗ 
präſidenten Dr. Saaßen, in dieſen Tagen 
ſchrieb. 


3 Wenn auch die neuen Richtlinien theoretiſch 
Lockerungen verſprachen, ſo verſichert doch die Praxis 
noch ziemlich einmütig das Gegenteil. 


Der Arbeitsdienſtgedanke in Theorie und Praxis 
Von Diplomlandwirt Dr. Hucho, Neferent beim Landesarbeitsamt Oſtpreußen. 


Der Arbeitsdienſt iſt, man kann faſt ſagen, ge⸗ 
genwärtig Mode geworden. In allen Zeitungen 
und Zeitſchriften ſchreiben Berufene und Unbe⸗ 
zufene über den Arbeitsdienſt. Die einen ſehen 
darin eine Zeitenwende und meinen, daß es nur 
der Amwandlung des freiwilligen Arbeitsdienſtes 
in eine Arbeitsdienſtpflicht bedürfe, um das Ge⸗ 
ſpenſt der Arbeitsloſigkeit zu bannen. Die anderen 
ſagen: „Arbeitsdienſt, ja — aber nur freiwillig!“ 
Nach ihrer Meinung wäre der Arbeitsdienſtzwang 
vom Uebel. Wieder andere warnen vor jeder 
Ausdehnung des Arbeitsdienſtes, da hierdurch die 
freie Wirtſchaft vollends zerſchlagen würde. Den 
Hinweis auf das Muſterland des Arbeitsdienſtes 
— Bulgarien — lehnen ſie ab, weil man das kleine, 
überwiegend von der Landwirtſchaft beſtimmte 
Bulgarien nicht mit dem hochentwickelten indu⸗ 
ſtriellen Deutſchland vergleichen könne. 

Die Neuregelung des freiwilligen Arbeitsdien⸗ 
ſtes durch die Verordnung des Reichsarbeits— 
miniſters vom 16. Juli 1932 (RG Bl. IT ©. 352) die 
am 1. Auguſt in Kraft getreten iſt, bedeutet einen 
gewichtigen Abſchnitt in der Entwicklung des Ar⸗ 
beitsdienſtgedankens in Deutſchland. Da iſt es 


vielleicht angebracht, aus der Praxis heraus einige 
Anmerkungen zu machen und zu verſuchen, aus den 
bisherigen Erfahrungen Lehren für die Zukunft zu 
ziehen. 
1. Die Auswahl der Arbeiten 

In der Regel eignen ſich Arbeiten mit geringem 
Materialaufwand am beſten für den freiwilligen 
Arbeitsdienſt. Die Materialkoſten ſollten mög⸗ 
lichſt weniger als ein Drittel der Geſamtkoſten be⸗ 
tragen. Sind die Materialkoſten hoch, ſo können 
zwar in günſtigen Fällen noch gewiſſe Erſparniſſe 
gegenüber der Durchführung in freier Arbeit oder 
Notſtandsarbeit erzielt werden. Sie fallen aber ſo 
wenig ins Gewicht, daß der Träger ſich lieber zu 
freier Arbeit entſchließen wird. Die Symbole des 
Arbeitsdienſtwilligen ſind Hacke und Spaten. 
Erdbewegungen jeder Art ſind die geeignetſten 
Objekte des Arbeitsdienſtes. Bodenverbeſſerungs⸗ 
arbeiten nehmen hier wiederum die erſte Stelle 
ein. Gemeinnützigkeit und Zuſätzlichkeit ſind bei 
Bodenverbeſſerungen faſt ſtets gegeben. Schließt 
doch die Verordnung vom 16. Juli 1932 im Gegen⸗ 
ſatz zum früheren Rechtszuſtand ſelbſt Unterneh⸗ 
mungen, die auf Erwerb gerichtet ſind, dann nicht 
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von der Trägerſchaft des Arbeitsdienſtes aus, wenn 
die Ergebniſſe der Arbeit ausſchließlich oder über- 
wiegend der Allgemeinheit zugute kommen. Zum 
Beiſpiel kann jetzt eine Gutsverwaltung die Ent⸗ 
wäſſerung eines Grundſtücks im freiwilligen Ar- 
beitsdienſt ausführen laſſen, da die Ertragsiteige- 
rung des entwäſſerten Landes wohl in erſter Linie 
dem Grundeigentümer, darüber hinaus jedoch auch 
der Allgemeinheit Nutzen bringt. 

Eine Sonderſtellung nimmt der freiwil⸗ 
lige Arbeitsdienſt in der Siedlung 
ein. Hier war es von vornherein der Wille des 
Geſetzgebers, den freiwilligen Arbeitsdienſt bei 
allen Siedlungsarbeiten einſchl. der Facharbeiten 
einzuſetzen, um das Siedlungswerk zu verbilligen 
und dadurch trotz der Finanzkriſe möglichſt un⸗ 
geſchwächt fortſetzen zu können. Nach der 3. Not⸗ 
verordnung v. 6. Oktober 1931 (RGBl. I S. 537) 
ſind die Arbeiten zur Aufſchließung des Siedlungs⸗ 
geländes und zur Errichtung der notwendigen 
Baulichkeiten gemeinnützig und zuſätzlich. In den 
Hauptſiedlungsgebieten Oſtdeutſchlands, zum Bei⸗ 
ſpiel in Oſtpreußen, ſtieß dieſe Beſtimmung an⸗ 
fänglich auf ſtarken Widerſtand. Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer wehrten ſich in ſeltener Einmütig⸗ 
keit dagegen, daß der freiwillige Arbeitsdienſt in 
der Siedlung auch reine Facharbeiten (Maurer-, 
Zimmererarbeiten uſw.) an ſich riſſe. Auch 
arbeitsmarktpolitiſch beſtanden Bedenken. Im 
agrariſchen Oſten bildet das Baugewerbe das 
Rückgrat des gewerblichen Arbeitsmarktes. Bei 
dem Rückgang der Bautätigkeit in den Städten 
iſt dem Baumarkt vielfach nur der Siedlungsbau 
geblieben. Wollte man dieſen auch noch dem freien 
Gewerbe entziehen und das Baugewerbe völlig 
lahmlegen? 

Die Befürchtungen erwieſen ſich in der Praxis 
größtenteils als unbegründet. Die Siedlungs⸗ 
träger, beſonders die großen provinziellen Sied⸗ 
lungsgeſellſchaften, gingen nur vorſichtig daran, 
den freiwilligen Arbeitsdienſt bei Siedlungsbauten 
einzuſetzen. Anfänglich beſchäftigte man die Ar⸗ 
beitsdienſtwilligen überdies vorwiegend mit Folge⸗ 
einrichtungen, z. B. mit Wegeverbeſſerungen, 
Gräbenräumen, Drainage und Vorflutregulierun⸗ 
gen. In der Regel wurden auf den Siedlungs⸗ 
gütern Gruppen von 30—40, höchſtens 60 Mann 
angeſetzt. Allmählich begann man, den Arbeits⸗ 
dienſt auch zu den Bauten ſelbſt heranzuziehen. 
Verfügte man nur über ungelernte Arbeitskräfte, 
ſo taten dieſe Handlangerdienſte. Nachdem ſich 
auch Maurer und Zimmerleute als Arbeitsdienſt⸗ 
willige gemeldet hatten, ſetzte man dieſe auch bei 
Facharbeiten an. 

Zurzeit iſt die Bauſaiſon 1932 noch im Gange. 
Es läßt ſich daher noch kein abſchließendes Urteil 
über das Ergebnis des freiwilligen Arbeitsdienſtes 
in der Siedlung fällen. In Oſtpreußen, wo der Ar⸗ 
beitsdienſt auf etwa 30 Gütern eingeſetzt wurde, 
waren die Erfahrungen recht unterſchiedlich. Im 


Ganzen blieb das Ergebnis jedoch erheblich hinter 
den Erwartungen der Siedlungsträger zurück. Be⸗ 
ſonders dort, wo die Arbeitdienſtwilligen außer 
Kleidung, Unterkunft und Verpflegung nur ein 
Taſchengeld von 0,50 RM täglich erhielten, waren 
ihre Leiſtungen oft ungenügend, ſodaß der Sied- 
lungsträger oder ſein Auftragnehmer die Ausfüh⸗ 
rung in freier Arbeit vorzogen. Wurde jedoch den 
Handwerkern eine nach ihrer Leiſtung geſtaffelte 
Zulage ſowie Geſchirrgeld gegeben, ſo erreichten 
die Arbeitsleiſtungen bald 70 v. H. und mehr der 
normalen. Teilweiſe hing das unbefriedigende 
Ergebnis damit zuſammen, daß der Perſonenkreis 
der Förderungsberechtigten zu eng war. Hierin 
hat erſt die Verordnung des Herrn Reichsarbeits⸗ 
miniſters vom 25. Mai 1932 (RGBl. I S. 251) 
Wandel geſchaffen, nach der in der ländlichen Sied— 
lung alle Arbeitsdienſtwilligen unter 25 Jahren 
aus Mitteln des Reiches oder der Reichsanſtalt 
gefördert werden durften, ſofern ſie hilfsbedürftig 
waren und wenn eine Vermittlung in landwirt- 
ſchaftliche Arbeit nicht möglich war. Jedoch kam 
dieſe Verordnung zu ſpät, um ſich in dieſem Jahre 
noch in einem vermehrten Anſatz von Arbeitsdienſt⸗ 
willigen in der Siedlung auszuwirken, da Ende 
Mai keine Siedlungsbauten mehr in Angriff ge⸗ 
nommen zu werden pflegen, und da auch die Aus⸗ 
führung von Folgeeinrichtungen durch die neue 
Kriſe des Siedlungswerkes gehemmt wurde. Im⸗ 
merhin wurden wertvolle Erfahrungen geſammelt, 
die bei einer etwaigen großzügigen Wiederauf⸗ 
nahme der ländlichen Siedlung nutzbringend ver⸗ 
wendet werden können. Nach Abſchluß der Bau⸗ 
jaifon wird man den Rechenſtift anſetzen müſſen, 
um bei einer Reihe von durchſchnittlich verlaufenen 
Fällen feſtzuſtellen, ob und in welchem Amfange 
die vom freiwilligen Arbeitsdienſt erhoffte Ver⸗ 
billigung der Siedlung erreicht worden iſt. Dabei 
müſſen jedoch Fälle ausſcheiden, in denen die un⸗ 
ſachgemäße Zuſammenſetzung der Arbeitsdienſt⸗ 
gruppe, der Mangel an einem geeigneten Führer 
oder ſonſtige regelwidrige Zuſtände eine normale 
Entfaltung des Arbeitsdienſtes unmöglich machten. 


Weniger Schwierigkeiten bereitete der Einſatz 
des Arbeitsdienſtes bei der vorſtädtiſchen Klein- 
ſiedlung, da dieſe ſich im Anſchluß an die Städte 
vollzog, die Zuſammenziehung der Arbeitsdienſt⸗ 
willigen in beſonderen Lagern alſo nicht notwendig 
war. 

2. Der Träger des Dienſtes 


Bei kleineren Arbeiten mit Arbeitsgruppen bis 
zu 30 Perſonen werden an den Träger des Dienſtes 
in der Regel geringe Anforderungen geſtellt, auch 
wenn die Zuſammenziehung außerhalb des Wohn— 
orts der Dienſtwilligen in einem beſonderen Lager 
mit gemeinſamer Verpflegung ſtattfindet. Die 
Schwierigkeiten wachſen jedoch bei größeren Maß— 
nahmen. Dieſe Erfahrung wurde in Oſtpreußen 
vor allem bei einer großen Maßnahme im Heils⸗ 


461 


berger Dreieck gemacht, bei der etwa 1200 Arbeits⸗ 
dienſtwillige eingeſetzt waren. Es ergab ſich die 
Notwendigkeit, einen zentralen Träger des Dien⸗ 
ſtes zu ſchaffen, der in der Lage iſt, die Bereit⸗ 
ſtellung von Bekleidung, Unterkunft und Verpfle⸗ 
gung zu regeln und auch eine planmäßige geiſtige 
und körperliche Betreuung der Arbeitsdienſtwilli⸗ 
gen durchzuführen. Bei kleineren Einzelmaßnah⸗ 
mne ſteht letztere ſehr oft nur auf dem Papier. 
Da jedoch im Zuge der Entwicklung des Arbeits⸗ 
dienſtgedankens immer mehr Gewicht auf die 
jugendpflegeriſche Seite gelegt wird, ſo war die 
Schaffung eines zentralen Dienſtträgers bei der 
Heilsberger Maßnahme unerläßlich. Nach dem 
Muſter ſüddeutſcher Bezirke wurde der Verein 
„Heimatwerk Oſtpreußen e. V.“ in Königsberg 
gegründet. Dieſem Verein gehören vor allem die 
kommunalen Spitzenverbände, kirchliche Organi- 
ſationen und die gemeinnützigen Siedlungsträger 
an. Da die vom Heimatwerk übernommenen Maß⸗ 
nahmen überwiegend noch im Gange ſind, läßt ſich 
auch hier noch nichts Abſchließendes ſagen. Es hat 
ſich jedoch herausgeſtellt, daß das Verhältnis vom 
Träger des Dienſtes zum Träger der Arbeit häufig 
darunter leidet, daß hierfür keine Richtlinien be⸗ 
ſtehen. Die Beziehungen zwiſchen Träger der 
Arbeit und Träger des Dienſtes unterliegen nur 
der freien Vereinbarung. Es läßt ſich, zumal bei 
großen Maßnahmen, oft nicht abſehen, ob Fehl⸗ 
beträge entſtehen werden und wie dieſe gedeckt 
werden ſollen. Offen bleibt auch die Frage, wie 
nach Beendigung der Maßnahmen die beſchafften 
Einrichtungs⸗ und Bekleidungsgegenſtände Ver⸗ 
wertung finden ſollen. Es iſt nicht angängig, 
dieſe Dinge ſelbſt bei Arbeiten von längerer Dauer 
nach deren Beendigung völlig abzuſchreiben. Zum 
anderen wird es dem Träger des Dienſtes kaum 
möglich ſein, die gebrauchten Inventarien vorteil⸗ 
haft zu Gelde zu machen, um etwaige Verluſte zu 
decken. All dieſe Erwägungen legen 
den Gedanken nahe, eine ganzgroße, 
womöglich über das ganze Reichs⸗ 
gebiet erſtreckte Organiſation zu 
ſchaffen, die als Träger des Dienſtes 
für den geſamten freiwilligen Ar⸗ 
beitsdienſt auftritt. Nur hierdurch 
könnte die Fehlinveſtierung von Kapital in 
Wohnbaracken, Bekleidungs- und Einrichtungs⸗ 
gegenſtänden vermieden werden. Gegenwärtig 
läßt es ſich nicht vermeiden, daß z. B. ein Dienſt⸗ 
träger 12 000, — RM für die Errichtung von Ba⸗ 
racken für 250 Mann ausgibt, auf denen er nach 
Beendigung der Arbeit ſitzen bleibt. Auch die 
geiſtige und körperliche Betreuung wird nur von 
einem großen leiſtungsfähigen Träger des Dien⸗ 
ſtes zufriedenſtellend gelöſt werden können. An⸗ 
dernfalls werden die Anſtellung von Lehrkräften 
und die Beſchaffung von Sport- und Spielgerät 
verhältnismäßig viel zu teuer. Auch die ärztliche 
Betreuung der Dienſtwilligen in größeren Lagern 


verurſacht ſo hohe Koſten, daß ſie ſelbſt von den 
ſchon beſtehenden größeren Dienſtträgern nicht ge⸗ 
tragen werden können. Dabei birgt die Zuſam⸗ 
menziehung von größeren Menſchenmaſſen im Ar⸗ 
beitsdienſt große geſundheitliche Gefahren (z. B. 
Verbreitung von anſteckenden Krankheiten), die 
Vorbeugungsmaßregeln erfordern. 


3. Die Auswahl der Führer 


Die Praxis hat gezeigt, daß das Arbeitsdienſt⸗ 
problem in erſter Linie ein Führerproblem iſt. 
Wo der Zufall gute Führer an die Spitze von Ar⸗ 
beitslagern geſtellt hatte, ging faſt immer alles 
gut. Sehr oft aber fehlte es an geeigneten Füh⸗ 
rern. Zum Beiſpiel mußten bei der großen Heils⸗ 
berger Maßnahme in Oſtpreußen innerhalb von 
wenigen Tagen 30 Abteilungs- und Gruppenfüh⸗ 
rer gefunden werden, denen ohne vorherige 
Schulung Abteilungen und Gruppen von 200 bzw. 
40 Mann anvertraut wurden. Fehlgriffe waren 
dabei unvermeidlich. Die Führerſchulung wird 
daher die dringendſte Aufgabe der kommenden 
Monate ſein, wenn der Arbeitsdienſt im Jahre 
1933 in verſtärktem Maße fortgeſetzt werden ſoll. 
An die Perſon des Führers werden von den Be- 
teiligten je nach der weltanſchaulichen und poli⸗ 
tiſchen Einſtellung verſchiedene Anforderungen 
geſtellt. Ueberwiegend iſt man ſich jedoch einig, 
daß der Gruppenführer nicht wie ein Korporal 
auftreten, ſondern als Kamerad mit ſeiner Gruppe 
zuſammenleben ſoll. Das ſchließt durchaus nicht 
aus, daß ſtraffe Diſziplin, vielleicht auch mit mili⸗ 
täriſchem Einſchlag, herrſcht. Der Führer muß 
eine Perſönlichkeit ſein, die in erſter Linie durch 
das Vorbild wirkt und dadurch das Vertrauen der 
Gruppe erwirbt. Wenn ſich Elemente unter den 
Dienſtwilligen befinden, die den Geiſt der Sache 
nicht begreifen und ſich nicht einfügen wollen, ſo 
ſind ſie rückſichtslos zu entfernen. Für die übrigen 
bedarf es in der Regel keiner beſonderen Diſzi⸗ 
plinargewalt des Unterführers, da alle Schwierig⸗ 
keiten durch Takt und Kameradſchaftsgeiſt zu be⸗ 
jeitigen find. Der Führer wird nach den bis⸗ 
herigen Erfahrungen nicht zu jung ſein dürfen. 
Der gediente Soldat, beſonders der mit Feldzugs⸗ 
erfahrungen, hat ſich in den meiſten Fällen als 
beſonders geeignet erwieſen. Es iſt ferner wich⸗ 
tig, daß der Führer volle körperliche Elaſtizität 
beſitzt, damit er die Gruppe auch nach der Arbeits⸗ 
zeit bei Sport und Spiel leiten kann. 

Aus der Fülle der Probleme des Arbeitsdienſtes 
ſind im Vorhergehenden nur einige Teilfragen 
herausgegriffen worden, deren Problematik be⸗ 
ſonders augenfällig iſt. Die Zukunft wird lehren, 
welchen Weg der Arbeitsdienſtgedanke in Deutſch⸗ 
land einſchlagen wird. Der Weg wird der beſte 
ſein, der am meiſten dazu beiträgt, der deutſchen 
Jugend durch ſinnvolle Beſchäftigung des Körpers 
und des Geiſtes den Glauben an die deutſche Zu⸗ 
kunft wiederzugeben. 
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— . ß 7 vn we nen ea men, 


Amſchau 


10 Jahre 
Preußiſche Landespfandbriefanſtalt 

Die Preußiſche Landespfandbriefanſtalt wurde 
am 22. 7. 1922 auf Grund des Geſetzes vom 20. 5. 
1922 durch Beſchluß des Preußiſchen Staatsmini⸗ 
ſteriums errichtet. Dieſe Gründung iſt auf lang⸗ 
jährige Erfahrungen in der Vorkriegszeit zurück⸗ 
zuführen. Es fehlte innerhalb der Realkreditinſti⸗ 
tute an einem Spezialinſtitut, das ſich insbeſon⸗ 
dere der Hergabe kleiner Hypotheken und der Be⸗ 
leihung von Kleinwohnungen unterzog. Bis in 
die Nachkriegszeit, ja bis heute, herrſcht nämlich 
bei vielen Hypothekenbanken die Meinung vor, 
daß mit der Beleihung von Kleinwohnungen Ri- 
ſiken für den Gläubiger verbunden jeien, die bei 
der Darlehnsgewährung für Induſtrie und Land: 
wirtſchaft ſowie für Geſchäfts⸗ und Wohngrund⸗ 
ſtücke mit großen Wohnungen angeblich fehlten. 

Dieſer Auffaſſung mußte die öffentliche Hand 
im Intereſſe der Wohnungspolitik Rechnung tra⸗ 
gen. Dem Wirken der Landespfandbriefanſtalt 
iſt es in weitem Maße gelungen, Abhilfe zu 
ſchaffen. x 

Die von der Anſtalt ausgegebenen Beträge an 
Hypotheken⸗ und Kommunaldarlehen ſowie kurz⸗ 
friſtigen Zwiſchenkrediten belief ſich am Schluß 
der einzelnen Jahre auf: 


1024 9,3 Mill. GM. 
1 
1926: 053.0 
lea ale Fe 
RE AR 
1% 2 
190 Se er 


1931 3762 „ 


Die Beträge, die davon auf den Hypothekenbe— 
ſtand der Anſtalt am Ende eines jeden Jahres 
entfallen, zeigt die nachſtehende Tabelle: 


Deckungsbeſtand 


Die Anſtalt hat es danach als ihre beſondere 
Aufgabe angeſehen, dem Bedarf an Kleinhypo⸗ 
theken in möglichſt weitem Umfange zu entſpre⸗ 
chen. Von den 22 605 Hypothekendarlehnspoſten 
Ende 1931 entfallen auf 5 

18 981 Darlehen oder 83,97 % mit einem Be⸗ 

trage bis zu 10 000, — GM, und 

3 624 Darlehen oder 16,03 % mit einem Be⸗ 

trage über 10 000, — GM. 


Dieſe ſtarke Verteilung in zahlreiche kleine Poſten 
hat einen günſtigen Riſikoausgleich herbeigeführt 
und die Anſtalt, ſelbſt bei der augenblicklichen 
Notlage, vor Zins⸗ oder Kapitalausfällen be⸗ 
wahrt. Verſtärkt wird dieſer Riſikoausgleich durch 
die weitgehende örtliche Verteilung der von der 
Anſtalt ausgegebenen Hypotheken. Die Streuung 
der Darlehen auf ſämtliche preußiſchen Provinzen 
ſowie innerhalb der Provinzen auf faſt ſämtliche 
Kreiſe und einen großen Teil der Gemeinden 
verſchiedenſter Größe bedeutet, daß Rückwirkun⸗ 
gen aus beſonders ungünſtigen örtlichen Wirt⸗ 
ſchaftsverhältniſſen ſich jeweils nur auf einen ge⸗ 
ringen Bruchteil des Hypothekenbeſtandes der An⸗ 
ſtalt erſtrecken können. 

Einen intereſſanten Ueberblick über die Entwick⸗ 
lung der Beleihungstätigkeit gewährt eine Auf⸗ 
teilung der beliehenen Wohnungen in Einfami⸗ 
lienhäuſer (1 Wohnung), Kleinhäuſer (2 Woh⸗ 
nungen), Mittelhäuſer (3 bis 6 Wohnungen) und 
Großhäuſer (7 und mehr Wohnungen). 
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Von den in den ein⸗ 
zelnen Jahren be= 
liehenen Wohnun⸗ 
gen entfielen auf: 


Einfamilien- 

häuſer . . 31,943,825, 7 20,7 12,9 14, 114,7 9,5 
Kleinhäuſer 18,1 29,8 30,0 31,2 21,2] 18,9) 19,2] 16,9 
Mittelhäuſer . 35, 117,632, 8 35,8 43,840, 245,683, 3 
Großhäuſer 14,9] 8,8 11,5 12,322,117, 820,5 20,3 


Die Entwicklung dieſer Prozentzahlen ſeit 1925 
läßt erkennen, daß die Zahl der Wohnungen, die 
in den einzelnen Jahren in Einfamilien⸗ und 
Kleinhäuſern errichtet worden ſind, rückläufig ge⸗ 
weſen iſt. Umgekehrt zeigt die Zahl der Woh- 
nungen, die in Mittel⸗ und Großwohnungen er⸗ 
richtet worden ſind, einen entſprechend ſtarken 
Anſtieg. Ein Vergleich der Zahlen für 1925 und 
1931 erweiſt eine genaue Umkehrung der Verhält⸗ 
niszahlen. Die Landespfandbriefanſtalt gibt als 
Grund für dieſe wohnungspolitiſch zu mißbilli⸗ 
gende Entwicklung des Darlehnsgeſchäfts die Stei⸗ 
gerung der Ankoſten an, die ſich bei den Ein⸗ 
familien⸗ und Kleinhäuſern anteilig ſtärker aus⸗ 
wirkten, als bei den Mittel⸗ und Großhäuſern. 
Die Anſtalt hat trotzdem im Rahmen des auftre⸗ 
tenden Bedarfs die Finanzierung von Eigen⸗ 
heimen und Kleinhausbauten bevorzugt gefördert, 
wenn die Prüfung der Beleihungsgeſuche eine 
dauernde Laſtendeckung erwies. Wir hoffen in 
Uebereinſtimmung mit der Landespfandbriefan⸗ 
ſtalt, daß der volkswirtſchaftlich und ſozialpolitiſch 
erſtrebenswerte Kleinhausbau ſich in Zukunft in 
ſtärkerem Maße durchſetzt. 

Einen weiten Raum im Arbeitsgebiet der An⸗ 
ſtalt bildete das Kommunalgeſchäft. Alle 
Darlehen an inländiſche Körperſchaften des öffent⸗ 
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lichen Rechts oder unter deren Gewährleiſtung er- 
folgten unter der Auflage, daß die Darlehen für 
Zwecke der Wohnungsbaufinanzierung Verwen⸗ 
dung finden. 

Die Notwendigkeit, dem Wohnungsbau ſchon 
während der Bauzeit ausreichende und im Zins» 
ſatz tragbare Kredite zur Verfügung zu ſtellen, 
führte zu einer Verbindung des Darlehnsgeſchäfts 
mit dem Zwiſchenkreditgeſchäft. Die 
Anſtalt hat im Rahmen der verfügbaren, insbe⸗ 
ſondere aus dem Eigenkapital entnommenen Mit⸗ 
tel ihre Hypothekenzuſagen mit Zwiſchenkrediten 
bevorſchußt. Im Laufe des Jahres 1924 wurde 
bei der Anſtalt ein ſtaatlicher Zwiſchenkreditfonds 
zur Errichtung von Kleinwohnungsbauten ges 
bildet, der im Jahre 1926 aufgelöſt und durch 
Reichsmittel erſetzt wurde. 

Das Paſſivgeſchäft der Bank beſteht wie bei den 
übrigen Pfandbriefinſtituten in der Ausgabe von 
Pfandbriefen und Kommunalobli⸗ 
gationen zur Beſchaffung der für die Dar- 
lehnsgewährung erforderlichen Mittel. 

Für die Zukunft der Wohnungswirtſchaft for- 
dert die Landespfandbriefanſtalt in ihrer Feſt⸗ 
ſchrift die Aufrechterhaltung der 
Rentabilität. Es iſt zwar unzweifelhaft, 
daß eine gewiſſe Wertminderung bei denjenigen 
Bauten eintreten werde, die in der Zeit des höch⸗ 
ſten Bauindex errichtet worden find. Soweit es 
nicht gelingt, derartige Objekte während der fri- 
tiſchen Zeit durchzuhalten, bis die Verminderung 
der Laſten durch Tilgung einen Ausgleich Herbei- 
führt, werden Ausfälle an nachſtellig geſichertem 
Kapital zu erwarten ſein. Für den erſtſtelligen 
Realkredit der Landespfandbriefanſtalt ſcheint 
dieſe Gefahr nicht gegeben zu ſein. Die Feſt⸗ 
ſetzung der erſtſtelligen Beleihungsgrenze auf 
höchſtfalls 40 2) der Herſtellungskoſten einſchließ⸗ 
lich des Bodenwertes hat den Ueberteuerungen 
und der zu erwartenden Wertangleichung bereits 
Rechnung getragen. Zwar verkennt die Anſtalt 
nicht, daß die Einkommenſchrumpfung und der 
Ausfall an Verdienſt bei den Arbeitsloſen auch 
bei vorſichtiger Beleihung vorübergehend Schwie⸗ 
rigkeiten bringen kann und die Zinsrückſtände 
über das übliche Maß ſteigen können. Trotzdem 
iſt aber nicht zu fürchten, daß der Zinſendienſt für 
Pfandbriefe und Kommunalobligationen notlei⸗ 
dend wird, weil die Kapitalkraft der Hypotheken- 
inſtitute und auch gerade der Landespfandbrief⸗ 
anſtalt zu einer notwendigen Ueberbrückung und 
auch zur Deckung der tatſächlichen Ausfälle aus⸗ 
reicht. 

Die Landespfandbriefanſtalt hat ſich große Ver⸗ 
dienſte um die gemeinnützige Bautätigkeit und den 
Wohnungsbau überhaupt erworben. Indem ſie 
ihre Pfandbriefe und Schuldverſchreibungen unter 
aufmerkſamer Abwägung der kreditpolitiſchen Be⸗ 
lange und unter glücklicher Einflußnahme auf 
einen möglichſt ſtabilen Kurs auf den Markt 


brachte, gelang es ihr in ſteigendem Maße, dem 
Wohnungsbau privates Sparkapital zuzuführen. 
Damit wurde mit Hilfe der Anſtalt für den Klein⸗ 
wohnungsbau auch in wirtſchaftlich jo ſchwierigen 
Zeiten eine Möglichkeit der Finanzierung geſchaf⸗ 
fen, die in gleichem Rahmen nicht einmal in den 
wirtſchaftlich beſſeren Vorkriegszeiten gegeben 
waren. Dieſes ſind unbeſtreitbare Erfolge der 
Landespfandbriefanſtalt. Wenn die Anſtalt heute 
trotz aufmerkſamſter Kurspflege, wie alle Real⸗ 
kreditinſtitute, infolge der Wirtſchaftskriſe und 
ihrer Begleiterſcheinungen die Wertpapierkurſe 
nicht hat halten können, ſo iſt dies kein Zeichen 
der Schwäche, ſondern nur eine Folge der allge- 
meinen Lage. 

Es beſteht berechtigte Hoffnung, daß eine Be⸗ 
feſtigung des Geldmarktes der Lapfa auch ſchon in 
allernächſter Zukunft wiederum die Möglichkeit 
geben wird, die Kurſe der von ihr ausgegebenen 
Wertpapiere zu beſſern und das Neugeſchäft durch 
Ausgabe neuer Pfandbriefe und Obligationen zu 
beleben, und ſo dem Wohnungsbau, insbeſondere 
in der Geſtalt der Ein⸗ und Zweifamilienhäuſer, 
neuen Antrieb zu geben. 


Fortſchritt bei der Arbeitsbeſchaffung 
und der landwirtſchaftlichen Siedlung 


Die nach der Notverordnung vom 15. 6. 1932 
zum Zwecke der Arbeitsbeſchaffung auszuführen⸗ 
den öffentlichen Arbeiten liegen im weſentlichen 
auf dem Gebiete des Verkehrsweſens und der 
Waſſerwirtſchaft. Es entfallen von dem zunächſt 
vorgeſehenen Geſamtprogramm von 135 Millio⸗ 
nen RM 50 Millionen RM auf den Bau von 
Waſſerſtraßen und 60 Millionen RM auf den 
Bau von Landſtraßen. Die Finanzierung ſoll in 
der Hauptſache mit Hilfe der Deutſchen Gejell- 
ſchaft für öffentliche Arbeiten A.⸗G. (Oeffa) er⸗ 
folgen. 

Für Zwecke der Reichswaſſerſtraßenverwaltung 
werden den beteiligten Unternehmerfirmen Ak⸗ 
zeptkredite bis zum Geſamtbetrage von 50 Millio⸗ 
nen RM gewährt. Die Wechſel werden von den 
Unternehmern ausgeſtellt, von der Oeffa akzep⸗ 
tiert und von der Deutſchen Bau- und Bodenbant 
Akt.⸗Geſ. diskontiert werden. Der Kredit wird 
nach viermaliger 3⸗Monatsprolongation ſpäte⸗ 
ſtens nach 15 Monaten aus Reichsmitteln abge⸗ 
deckt werden. Die Diskontſpeſen und ſonſtigen 
Unkoſten trägt das Reich. — Die für den Straßen⸗ 
bau gewährten Kredite werden den wegeunterhal⸗ 
tungspflichtigen Verbänden, insbeſondere den 
deutſchen Ländern und preußiſchen Provinzen ge⸗ 
währt. Der Zinsſatz beträgt 5%. Die Laufzeit 
iſt der Lebensdauer der Straßen angepaßt und 
liegt zwiſchen 8 und 20 Jahren. Auch dieſe Dar⸗ 
lehen werden auf Wechſelbaſis vorfinanziert. Das 
Reich wird der Oeffa die zur Einlöſung der Wech⸗ 
ſel erforderlichen Beträge zur Verfügung ſtellen. 
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Die Arbeiten werden in der Hauptſache als 
Notſtandsarbeiten, in geeigneten Fällen auch im 
Wege des freiwilligen Arbeitsdienſtes, durchge⸗ 
führt. Die von der Reichsanſtalt zu gebenden 
Mittel werden, abweichend von den bisherigen 
Vorſchriften, nach einem feſten Anteil der Ge— 
ſamtkoſtenſumme abzüglich der Koſten für Pla⸗ 
nung, Bauleitung und Grunderwerb bemeſſen. 
Die Arbeiten ſind ſämtlich an Unternehmer zu 
vergeben. 

Eine Erweiterung dieſes Programms iſt beab- 
ſichtigt. Die Vorarbeiten find nach Preſſemeldun— 
gen ſchon weit fortgeſchritten. Die Summe, die 
für das zuſätzliche Programm bereit geſtellt wer⸗ 
den ſoll, dürfte ſich zwiſchen 200 —250 Mill. RM 
bewegen. Die Finanzierung bei der zuſätzlichen 
Arbeitsbeſchaffung ſoll in der gleichen Weiſe er⸗ 
folgen, wie bei den bereits beſchloſſenen Maßnabmen. 

Einen weſentlichen Anteil am Arbeitsbeſchaf⸗ 
fungsprogramm hat der freiwillige Arbeitsdienſt. 
Die in dieſer Zeitſchrift ſchon im Vorjahre mehr⸗ 
fach geforderte geſetzliche Neuregelung iſt nunmehr 
erfolgt (vgl. Geſetzesteil und die Ausführungen 
von Dr. Hucho, oben S. 460). Die neuen Vor⸗ 
ſchriften ſind auf Grund der bisherigen praktiſchen 
Erfahrungen erlaſſen worden. Wir begrüßen ſie 
als eine weſentliche Verbeſſerung gegenüber dem 
bisherigen Rechtszuſtand. Neben der Erweiterung 
des Kreiſes der Förderungsberechtigten betrifft 
die Neuregelung im weſentlichen die Verein- 
fachung des Verfahrens. Die finanziellen Mittel 
— 3. Zt. 55 Mill. RM — ſollen nunmehr in der 
Hand des Reichskommiſſars zuſammengefaßt wer⸗ 
den. Damit ſoll eine rationellere Bewirtſchaftung 
unter Ausſchaltung der bisherigen bürokratiſchen 
Hemmungen gewährleiſtet ſein. Dieſe 55 Mill. RM, 
die für die Zeit bis zum 31. März nächſten Jahres 
verteilt werden ſollen, reichen bei einer Förde- 
rung bis zu RM 2,— pro Kopf und Arbeitstag 
etwa für 30 Mill. Tagewerke aus. Abgeſehen von 
den Wochen des ſtrengen Winters, in dem die 
Außenarbeiten erſchwert ſind, würden daher bis 
Beginn des neuen Haushaltsjahres durchſchnitt⸗ 
lich 200 000 Arbeitsdienſtwillige beſchäftigt wer⸗ 
den können. Da nach den ſtatiſtiſchen Erhebungen 
der Reichsanſtalt am 30. April 1932 etwa 40 000, 
am 1. Juli 1932 etwa 70 000 Mann beſchäftigt 
waren, kann demnach durch die neuen Mittel eine 
weſentliche Steigerung erreicht werden. 

Der Reichskommiſſar für den freiwilligen Ar 
beitsdienſt, Präſident Dr. Syrup, hat in ſeinen 
jüngſten Ausführungen vor der Preſſe die Verein⸗ 
fachung und Erweiterung des freiwilligen Ar⸗ 
beitsdienſtes als das Ziel der nächſten Wochen 
herausgeſtellt. Für die verwaltungsmäßige Ab⸗ 
wicklung ſtehen die Einrichtungen der Reichsan⸗ 
ſtalt zur Verfügung. Bei der praktiſchen Ausfüh⸗ 
rung wünſcht der Reichskommiſſar die verantwor⸗ 
tungsvolle Mitarbeit aller bisher im freiwilligen 
Arbeitsdienſt tätig geweſener Verbände. Er be⸗ 


trachtet es als ſeine beſondere Aufgabe, in engſter 
Fühlungnahme mit dieſen Verbänden zu arbeiten. 
Sobald die Erfahrungen der nächſten Monate vor⸗ 
liegen, wird der Reichskommiſſar die Möglichkeit 
des weiteren Ausbaues des freiwilligen Arbeits⸗ 
dienſtes prüfen und dann der Reichsregierung das 
gewünſchte Gutachten darüber erſtatten, ob und 
unter welchen Vorausſetzungen die Möglichkeit ge⸗ 
geben iſt, die Arbeitsdienſtpflicht in Deutſchland 
einzuführen. 

Auch bei der landwirtſchaftlichen Siedlung ſind 
bereits Fortſchritte zu verzeichnen. Allerdings 
handelt es ſich zunächſt nur um Verlautbarungen 
der verantwortlichen Reichsminiſter über die Aus⸗ 
geſtaltung des Programms — abgeſehen von der 
Bereitſtellung von 50 Mill. RM für die landwirt⸗ 
ſchaftliche Siedlung im Reichsetat —. Nach den Er⸗ 
klärungen des Reichsernährungsminiſters, Frei⸗ 
herrn von Braun, auf der Tagung des Deutſchen 
Landwirtſchaftsrates und des Reichsinnenmini⸗ 
ſters, Freiherrn von Gayl, vor dem Reichrat wird 
die Reichsregierung in ihrem Beſtreben, die länd⸗ 
liche Siedlung zu fördern, keiner früheren Regie⸗ 
rung des Reiches nachſtehen. Ueber die Grenzen 
der Siedlungsmöglichkeiten führte der Reichser⸗ 
nährungsminiſter in einer ſpäteren Rundfunkrede 
u. a. folgendes aus: 

Das für die Siedlung vor allem in Frage kom— 
mende Gebiet öſtlich der Elbe einſchl. Schleswig- 
Holſtein mit Ausnahme der Staatsgebiete von 
Hamburg, Lübeck, Anhalt, Sachſen und der Pro- 
vinz Groß-Berlin umfaſſe rund 18 Mill. Hektar, 
wovon 10,8 Mill. Hektar nutzbar ſeien. Von 
dieſer Fläche entfielen 34% auf Betriebe von 0,5 
bis 20 Hektar, 28% auf Betriebe von 20 bis 
100 Hektar und 38% auf Betriebe von über 
100 Hektar. Für die Beſiedlung ſchieden in erſter 
Linie ganz ſchwere Böden, ebenſo leichter und 
ſteriler Sand, ferner Güter mit ſchlechter Ver⸗ 
kehrslage und Abſatzverhältniſſen und endlich Ge⸗ 
genden mit überwiegend klein- und mittelbäuer⸗ 
lichem Beſitz aus. Die Möglichkeiten der Sied— 
lung ſeien daher keineswegs unbeſchränkt. 

Unter Bezugnahme auf das Reichsſiedlungs⸗ 
geſetz und die Betriebszählung von 1907 errech⸗ 
nete der Miniſter, daß noch rund 690 000 Hektar 
für Siedlung bereitſtänden. Nähme man die 
durchſchnittliche Stellengröße mit etwa 12 Hektar 
an, dann könnte man etwa 57⸗ bis 58 000 bäuer⸗ 
liche Stellen ſchaffen. Von dieſer Zahl würden 
etwa 43 000 auf ländliche, bei der Aufteilung von 
Großgütern freiwerdende Arbeiter entfallen und 
nur der Reſt von etwa 15 000 Stellen auf zweite 
Bauernſöhne und Auswanderer aus den Städten. 
— Würde aller Großgrundbeſitz der genannten 
Provinzen aufgeteilt, ſo könnten aber auch nur 
etwa 250 000 Stellen geſchaffen werden. Man 
müſſe von dieſen in den tatſächlichen Verhältniſſen 
begründeten Zahlen ausgehen, und nicht von uto- 
piſchen Millionen. — Die Reichsregierung halte 
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es aber für unerläßlich, der Siedlung ein beſchleu⸗ 
nigtes Tempo zu geben. Außer den bisher im 
Etat enthaltenen 50 Mill. RM würden alſo zu⸗ 
ſätzlich weitere 50 Mill. RM für Siedlungszwecke 
bereitgeſtellt. 

Im weiteren Verlaufe ſeines Vortrages ging 
der Miniſter auf konkrete Fragen der Siedlungs⸗ 
politik ein und betonte, daß die Siedlung in ſtar⸗ 
kem Maße von bürokratiſchen Hemmungen frei⸗ 
geſtellt werden müſſe. Die Siedlung müſſe noch 
billiger geſtaltet werden. Wenn die Richtlinien 
von November 1931 allein den Baukredit für eine 
Bauernſtelle von etwa 15 Hektar auf 5400 bis 
8300 RM feſtſetzen, jo ſeien dies Beträge, die zu: 
züglich der ſonſtigen ſehr erheblichen Ausgaben 
für Inventarbeſchaffung, Bodenverbeſſerung uſw. 
eine noch immer zu hohe Geſamtbelaſtung ergäben. 
Man müſſe hoffen, daß es möglich ſein werde, 
durch weitgehende Heranziehung der Selbſthilfe 
der Siedler, Einſchaltung des freiwilligen Arbeits: 
dienſtes, möglichſte Beſchränkung der Ausgaben 
ſelbſt die Koſten der Beſiedlung einer ſelbſtändi⸗ 
gen Ackernahrung von etwa 15 Hektar auf 
6000 RM, vielleicht auf 5000 RM zu ſenken. Man 
müſſe ſich hüten, Siedlungen zu ſchaffen, die von 
vornherein lebensunfähig ſeien und nur die Zahl 
der wirtſchaftlich Schwachen im deutſchen Oſten 
vermehren würden. 

Wenn der Reichsernährungsminiſter bei ſeinen 
Berechnungen über die Aufnahmefähigkeit des 
deutſchen Oſtens als Normalſiedlung ausſchließlich 
die bäuerliche Vollnahrung von 12 Hektar zu— 
grunde legt, ſo überſieht er, daß aus allgemein⸗ 
wirtſchaftlichen Notwendigkeiten eine geſunde Mi⸗ 
ſchung von bäuerlichen und nebenberuflichen Gtel- 
len Platz greifen muß, durch die ein Mehrfaches 
an ſelbſtändigen Exiſtenzen geſchaffen werden 
kann. 


Rationaliſierung im Siedlungsweſen 

Das Reichskuratorium für Wirtſchaftlichkeit be⸗ 

handelt in einem beſonderen Kapitel des Jahres- 

berichts 1931 (Nr. 85 der RKW. ⸗Veröffentlichun⸗ 
gen) die Rationaliſierungsmöglichkeiten im Sied⸗ 
lungsweſen. Das Reichskuratorium hält bei der 

Not der Erwerbsloſen aus gemeinwirtſchaftlichen 

Gründen ein ſofortiges Handeln zur Mobiliſie⸗ 

rung ihrer Tatkraft für erforderlich und knüpft 

die Durchführung ſolcher Siedlungsarbeit für Er— 
werbsloſe an folgende Vorausſetzungen: 

1. Reich, Staat und Kommune müſſen Boden 
und Baumaterial zunächſt unentgeltlich zur 
Verfügung ſtellen. Bei dem reichen Fortbe⸗ 
ſtand und den niedrigen Preiſen auf dem 
Holzmarkt dürfte dies kein allzu großes 
Opfer ſein. 

2. Die Siedlungsarbeit ſollte nur von den Sied⸗ 
lern ſelbſt unter Zuhilfenahme beſtehender 
Siedlungsgemeinſchaften organiſiert werden. 


Es iſt daher enge Fühlung mit den entſpre⸗ 
chenden Siedlungsorganiſationen notwendig. 

3. Um Klärung bezüglich der möglichen und 
durchführbaren Siedlungsprojekte zwiſchen 
allen beteiligten Stellen (Reich, Staat, Kom⸗ 
mune, Siedlerverbände) zu ſchaffen, iſt es 
notwendig, ſich einmal in gemeinſamer Aus⸗ 
ſprache über die Probleme klar zu werden 
und vor allem die bereits in der Durchfüh⸗ 
rung begriffenen Pläne zu erörtern, damit 
geprüft werden kann, wie weit dieſe Pläne 
für weitere ſofortige Siedlungsarbeit verwen⸗ 
det werden können. 

In einer Reihe von Arbeiten, die insbeſondere 
die Auswahl der Siedler, ihre Schulung und die 
Möglichkeiten, im Selbſthilfeverfahren zu einer 
Siedlung zu gelangen, betreffen, iſt das RKW. 
zu folgenden Erkenntniſſen gekommen: 

1. Die Selbſthilfeſiedlung von Erwerbsloſen iſt 
heute zu einer Bewegung geworden, an der 
man durch einfache Negierung oder durch 
Verkleinerung ihrer Bedeutung nicht mehr 
vorübergehen kann. 

2. Es wird notwendig ſein, bei der Siedlung 
ganz unabhängig von der Frage der ſtaat⸗ 
lichen Subventionierung die Selbſthilfe inſo⸗ 
weit zu lenken, daß aus der geleiſteten 
Arbeit wirklich ein Optimum herauskommt. 

3. Bei dieſer Lenkung iſt jegliche bürokratiſche 
Inſtanzenarbeit zu vermeiden. 

4. Bei der Auswahl der Siedler ſind alle nach 
dem heutigen Stand der Begutachtung mög⸗ 
lichen Vorſichtsmaßnahmen zu treffen. 

5. Es ſollte zur Vermeidung von Rückſchlägen 
daher nur auf Grund einer durchdachten Aus⸗ 
wahl der Siedler geſiedelt werden. 

6. Eine ſolche Auswahl würde auch dem Siedler 
die Grenze des für ihn Erreichbaren eindeu⸗ 
tig klarſtellen. 

7. Auf jeden Fall dürfte eine Bewährungs⸗ 
zeit einzuführen ſein, um den ſpäteren Aus⸗ 
fall und Rückſchlag auf ein Mindeſtmaß ein⸗ 
zuſchränken. Bei der die Auswahl der Selbſt⸗ 
hilfeſiedler treffenden Stelle iſt eine laufende 
Bewährungskontrolle durchzuführen, damit 
in ſpäterer Zeit die geſammelten Erfahrungen 
vorliegen und Unzuträglichkeiten irgendwel⸗ 
cher Art im Keime erſtickt werden können. 

Als Unterlage für die Prüfer bei der Auswahl 
für Siedler hat das RKW. einen Erhebungsbogen 
entworfen, der im Jahresbericht wörtlich wieder⸗ 
gegeben iſt. Dr. F. N. 


Sanierung der Central⸗Bauſparkaſſe A.⸗G. 

Die Verhandlungen über die Sanierung der 
Centralbauſparkaſſe beſchäftigen ſeit geraumer 
Zeit die Preſſe, wobei vielfach völlig irrtümliche 
und irreführende Angaben verbreitet werden. 
Es erſcheint deshalb angebracht, die tatſächlichen 
Verhältniſſe klarzuſtellen. 
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Die Centralbauſparkaſſe, eine Tochtergeſellſchaft 
des Deutſchen Creditvereins A.-G., der nach Ab⸗ 
lehnung des Vergleichsantrages in Konkurs gehen 
dürfte, iſt durch den Zuſammenbruch ihrer Mutter⸗ 
geſellſchaft in Mitleidenſchaft gezogen worden. 
Die Centralbauſparkaſſe hat unverſtändlicher- und 
unverantwortlicherweiſe Spargelder ihrer Bau— 
ſparer bei dem Deutſchen Creditverein angelegt, 
ſtatt ſie zur Zuteilung an die Bauſparer zu ver⸗ 
wenden. Sicherheiten, welche der Deutſche Credit⸗ 
verein für dieſe Anlagen der Centralbauſparkaſſe 
gegeben hatte, haben ſich als unterwertig erwieſen, 
ſodaß bei der Centralbauſparkaſſe mit einem Ver⸗ 
luſt von ca. 1,2 Millionen RM gerechnet werden 
muß. Falls es nicht gelingt, dieſen Verluſt aus 
der Bilanz zu beſeitigen, jo muß die Centralbau— 
ſparkaſſe gleichfalls in Konkurs gehen, und ihre 
Bauſparer werden, wie in jedem Falle des Kon⸗ 
kurſes einer Bauſparkaſſe, auf das ſchwerſte ge⸗ 
ſchädigt. Sie verlieren nicht nur einen dem vor⸗ 
handenen Verluſt entſprechenden Teil ihrer Spar⸗ 
einlagen, ſondern darüber hinaus auch die bereits 
erworbene Anwartſchaft auf Zuteilung des Baus 
ſpardarlehns. Außerdem aber erhalten ſie die im 
Konkurſe ſich ergebende Quote ihrer Spareinlagen 
nur innerhalb einer jahrelangen Friſt entſpre⸗ 
chend der Tilgung der ausgegebenen Bauſpardar⸗ 
lehen ratenweiſe in kleinen und kleinſten Beträgen 
zurück, was wirtſchaftlich faſt gleichbedeutend mit 
dem völligen Verluſt der Spareinlagen iſt. 

Um dieſe Folgen von den Bauſparern abzuwen⸗ 
den, haben ſich eine Reihe von größeren Bau- 
ſparern der Centralbauſparkaſſe zuſammengetan, 
um den Verſuch einer Sanierung der Centralbau— 
ſparkaſſe zu unternehmen. Dabei müſſen ſelbſt⸗ 
verſtändlich der großen Mehrzahl der Bauſparer 
gewiſſe Opfer zugemutet werden. Die größten 
Opfer ſind aber die die Sanierung betreibenden 
Bauſparer gewillt auf ſich zu nehmen, indem ſie 
neben den von der Mehrzahl der Bauſparer zu 
machenden Zugeſtändniſſen bereit ſind, die nur zu 
ein Viertel eingezahlten Aktien der Centralbau⸗ 
ſparkaſſe mit der darauf ruhenden Pflicht zur 
Volleinzahlung der Aktien übernehmen. Die klei⸗ 
nen Sparer mit Spareinlagen unter 5000 NM 
ſollen dagegen vollkommen geſchont werden und 
haben keine Opfer zu bringen, ſollen vielmehr nur 
die Vorteile der Sanierung genießen. . 

Die Modalitäten der vorgeſchlagenen Sanie⸗ 
rung ſind in der Preſſe im allgemeinen richtig 
wiedergegeben worden. Sie gehen dahin, daß 
alle Bauſparer mit Spareinlagen über 5000 RM 
auf 40 % ihrer bisherigen Spareinlagen mit der 
Maßgabe verzichten ſollen, daß ihre bisherige 
Kennziffer aufrecht erhalten bleibt, und die 40 % 
der Spareinlagen bei der Zuteilung den Bauſpar⸗ 
darlehen zugeſchlagen werden. Soweit die Central⸗ 
bauſparkaſſe in Zukunft Gewinne erzielen wird, 
ſollen dieſe den Bauſparern im Verhältnis ihrer 
Verzichtleiſtung zugute kommen. 


Es handelt ſich bei dieſem Plan alſo um eine 
Selbſthilfe-Aktion der Bauſparer, zu der bereits 
ca. 80 % der in Frage kommenden Bauſparer ihre 
Zuſtimmung gegeben haben. Die Durchführung 
dieſer Sanierung iſt Vorausſetzung für den Wie⸗ 
deraufbau der Centralbauſparkaſſe und für ihre 
endgültige Zulaſſung durch das Reichsaufſichtsamt 
für Privatverſicherung, die freilich erſt nach einer 
eingehenden Reviſion der bisherigen unbrauch⸗ 
baren und unſozialen Geſchäftsbedingungen und 
Tarifbeſtimungen wird erfolgen können. 


An die Tatſache, daß als Großſparer auch eine 
Anzahl von Wohnungsfürſorgegeſellſchaften bei 
der Sanierung beteiligt ſind, haben einzelne 
Preſſeveröffentlichungen teils unfreundliche, teils 
völlig irrige Folgerungen geknüpft. Dieſen Aeuße⸗ 
rungen gegenüber iſt zunächſt feſtzuſtellen, daß 
über die Centralbauſparkaſſe und den hinter ihr 
ſtehenden Deutſchen Creditverein bis kurz vor 
deſſen Zuſammenbruch von maßgebenden Stellen 
die denkbar beſten Auskünfte erteilt worden ſind, 
ſodaß insbeſondere in Garantien, welche der Cre- 
ditverein für die Verpflichtungen der Centralbau⸗ 
ſparkaſſe und für eine termingemäße Auszahlung 
der Bauſparſumme übernommen hatte, eine aus⸗ 
reichende Sicherheit zu liegen ſchien. 

Der Abſchluß von Bauſparverträgen bei der 
Centralbauſparkaſſe durfte daher als ein durchaus 
geeignetes Mittel angeſehen werden, Erſatz für 
die infolge der Entwicklung des Geldmarkts feh⸗ 
lenden Finanzierungsmittel zu ſchaffen. 


Wenn darüber hinaus von einer Seite die Mit⸗ 
wirkung der Wohnungsfürſorgegeſellſchaften bei 
der Sanierung der Centralbauſparkaſſe in Ver⸗ 
bindung gebracht wird mit phantaſtiſchen angeb⸗ 
lichen Plänen des Reichsverbandes der Woh— 
nungsfürſorgegeſellſchaften, eine „Bauſparbank 
der Wohnungsfürſorgegeſellſchaften“ mit einem 
Eigenkapital von 6% Millionen RM und Staats⸗ 
zuſchüſſen bis zu rund 20 Millionen RM jährlich 
aufzuziehen, ſo dient die Bekanntgabe dieſes 
Planes, der vor langer Zeit als eine Unter- 
ſuchung über die Möglichkeit des Aufzuges einer 
Bauſparkaſſe zur Finanzierung von Eigenheimen 
beim Reichsverband der Wohnungsfürſorgegeſell⸗ 
ſchaften ausgearbeitet, inzwiſchen aber infolge 
des Fortfalls der Hauszinsſteuer als Quelle 
für den Wohnungsbau längſt zu den Akten gelegt 
worden iſt, wohl ausſchließlich der ſenſationellen 
Aufmachung, ebenſo wie die gleichzeitig verbreitete 
Nachricht, daß über den Ausbau dieſes Projekts 
mit der Neichsleitung der Nationalſozialiſtiſchen 
Deutſchen Arbeiterpartei verhandelt werde. Nich⸗ 
tig iſt an dieſen ganzen Ausführungen lediglich, 
daß zweifellos eine Bauſparkaſſe, bei der Woh⸗ 
nungsfürſorgegeſellſchaften beteiligt ſein würden, 
in erſter Linie ſich der Pflege des kleinſten Ein⸗ 
familienhauſes mit Garten- oder Landzulage ans 
zunehmen berufen ſein würde. v. Gr. 
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Veſprechungen 


Siedlungspolitiſche Abhandlungen. Herausgege⸗ 
ben von E. Bollert, Miniſterialdirektor 
im Preußiſchen Miniſterium für Landwirt⸗ 
ſchaft, Domänen und Forſten. Verlagsgeſell⸗ 
ſchaft R. Müller, Eberswalde. 

Der Herausgeber rechtfertigt die neue Schriften⸗ 
reihe aus den Bedürfniſſen der Siedlungspraxis, 
„wiſſenſchaftliche Aufklärung und Unterjtügung in 
bedeutſamen Fragen der Siedlung zu erhalten“. 
Wiſſenſchaft und Praxis ſollen vertrauensvoll zu⸗ 
ſammen arbeiten und geführt von der „Siedlung 
als ein Hoffnungsſtern über dem ganzen Deut⸗ 
ſchen Volke“, der Vorbereitung und Wegbereitung 
der Siedlungsarbeit dienen. Herr Staatsminiſter 
Steiger begrüßt in ſeinem Vorwort die ſiedlungs⸗ 
politiſchen Abhandlungen als eine beſondere 
Plattform für die Erörterung ſtrittiger Fragen 
der ländlichen Siedlung, für deren Veröffent⸗ 
lichung ſich die beſtehenden agrarpolitiſchen Zeit- 
ſchriften nicht eignen. Die Schriftenreihe iſt durch 
2 eben erſchienene Abhandlungen eröffnet. 

Heft 1: Vertragliche Grundlagen für gemein⸗ 
ſchaftliche Benutzung von Landmaſchinen. Von 
Prof. Dr.⸗Ing. Foediſch. Preis RM 1,65. 

Der Verfaſſer legt in einer kurzen Schrift von 
nur 40 Seiten die Ergebniſſe einer Umfrage über 
das tote Inventar von Siedlern nieder und knüpft 
daran die für eine ordnungsmäßige, den Siedler⸗ 
betrieb möglichſt gering belaſtende Inventaraus⸗ 
ſtattung gegebenen Folgerungen. Der wertvollſte 
Teil der Schrift iſt das bekannte Merkblatt für 
Siedler, das der Verfaſſer als Leiter des Land— 
maſchineninſtituts der Univerſität Königsberg vor 
einiger Zeit veröffentlicht hat, und die ſich daran 
ſchließenden wirtſchaftlichen Anleitungen für die 
gemeinſchaftliche Benutzung der Maſchinen. Die 
rechtlichen Ausführungen ſind allgemein-verſtänd⸗ 
lich gehalten und wenden ſich weniger an den 
juriſtiſchen Fachkreis, als an die Wirtſchafts⸗ 
berater der Siedler, die Siedlerorganiſationen 
und die Siedler ſelbſt. Dieſen Zweck erfüllen dieſe 
Ausführungen, obgleich dem Verfaſſer ein Irr⸗ 
tum unterlaufen iſt, wenn er auf S. 15 ſchreibt, 
daß ein nicht eingetragener Verein nicht verklagt 
werden könne (das Gegenteil ſteht in $ 50 Abſ. 2 
ZPO. und eine ungenaue Ausdrucksweiſe nachge⸗ 
ſagt werden muß, wenn er auf S. 28 und S. 31 
(S 11) von einem Beſitz der Gemeinſchaft an den 
Maſchinen ſpricht, während er wohl nur das 
Eigentum meinen kann. 

Für die Beratungen der Siedler bei der Frage 
der Inventarbeſchaffung iſt die Schrift unentbehr⸗ 
lich. 

Heft II: Stadt und Siedlung, ein Gegenwarts⸗ 
bild der Wechſelbeziehungen zwiſchen Bauern⸗ 
ſiedlung und ſtädtiſcher Entwicklung. Von 
Kulturamtsanwärter Dr. Dr. Odo Miltz, 
Preis RM 3,65. 


Alle an der Siedlung intereſſierten Perſonen 
und Vereinigungen können dem Verfaſſer für dieſe 
Arbeit nicht genug dankbar ſein. Es handelt ſich 
um eine zeitraubende ſtatiſtiſche Unterſuchung 
über die wirtſchaftlichen Auswirkungen der Sied⸗ 
lung auf eine Landſtadt. Die Ergebniſſe ſind nicht 
nur eine Beſtätigung für die bereits in Wort und 
Schrift wiederholt vertretene Meinung, die Sied— 
lung ſei zur Belebung der allgemeinen Wirtſchaft 
der Siedlungsbezirke und der Grenzbezirke ge— 
eignet, die Schrift liefert vielmehr an dem prak⸗ 
tiſchen Beiſpiel der Entwicklung der Stadt Deutſch— 
Eylau den Beweis, inwieweit dieſe Belebung bei 
allen Wirtſchaftskreiſen einer Landſtadt (Indu⸗ 
ſtrie- und gewerbliche Betriebe, Handwerk, Han⸗ 
del, Verkehr, Geld⸗, Bank⸗ und Sparkaſſenweſen) 
eingetreten iſt. Das verarbeitete Material iſt ſo 
reich und intereſſant, daß wir in einem ſpäteren 
Aufſatz in dieſer Zeitſchrift noch eingehender dar⸗ 
auf zu ſprechen kommen werden. Darum ſoll hier 
als ſachliche Empfehlung der Schrift die aus einem 
Gutachten des Magiſtrats der Stadt Deutjch- 
Eylau entnommene Aeußerung genügen, daß „die 
Stadt zum Abſterben verurteilt geweſen wäre, 
wenn nicht im entſcheidenden Augenblick die Gied- 
lungstätigkeit eingeſetzt hätte und wenn nicht 
durch die Siedlung neues Leben in die ganze Ge- 
gend gekommen wäre“. 

Wer ſich um die Siedlung bemüht, darf an 
dieſer kurzen, intereſſanten Schrift nicht vorüber⸗ 
gehen. Dr. F. N. 


„Der freiwillige Arbeitsdienſt im Deutſchen Reiche.“ 
Ein Kommentar für die Praxis von Dr. Ger⸗ 
hard Jaeriſch. (Priebatſch's Buchhand⸗ 
lung, Breslau 1932.) 

Das nahezu undurchdringliche Geſtrüpp der 
Beſtimmungen über den freiwilligen Arbeitsdienſt 
hat in allen Kreiſen, die mit dieſen Dingen zu 
tun haben, den Wunſch nach einem auf die Praxis 
zugeſchnittenen Kommentar geweckt. Deshalb 
wurde der im Mai d. J. erſchienene Kommentar 
von Jaeriſch allſeitig begrüßt. Der Verfaſſer ver⸗ 
fügt als Referent am Landesarbeitsamt Schle⸗ 
ſien über mehrjährige Erfahrungen auf dem Ge⸗ 
biete der Notſtandsarbeiten. Er hat es ſich in 
dem vorliegenden Kommentar zur Aufgabe ge⸗ 
macht, aus der Praxis heraus für die Praxis des 
freiwilligen Arbeitsdienſtes zu ſchreiben. Der 
Kommentar iſt nicht nur für die durchführenden 
Dienſtſtellen der Reichsanſtalt, ſondern in erſter 
Linie auch für die Träger der Arbeiten oder des 
Dienſtes beſtimmt. 

Beſonders wertvoll iſt der Verſuch des Ver⸗ 
faſſers, Beiſpiele für Koſtenanſchläge zu geben. 
Er ſtellt dabei die Koſten der Durchführung einer 
Arbeit als freie Arbeit, als Notſtandsarbeit und 
als freiwilliger Arbeitsdienſt gegenüber. Bei 
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einer Arbeit mit hohen Materialkoſten weiſt er 
nach, daß die Durchführung als freiwilliger Ar⸗ 
beitsdienſt eine nur geringe Koſtenſenkung be⸗ 
dingt, ſodaß ihre Ausführung in freier Arbeit 
vorzuziehen wäre. Dagegen ergibt ſich in dem 
Beiſpiel einer Flußbauarbeit mit geringem Ma⸗ 
terialaufwand durch den freiwilligen Arbeitsdienſt 
eine Senkung der Koſten um 30 v. H. Hierin 
wird deutlich, daß nur Arbeiten mit geringen 
Materialkoſten für den freiwilligen Arbeitsdienſt 
geeignet ſind. Allerdings tragen die Berechnungen 
ſtets den unſicheren Faktor der Arbeitsleiſtung in 
ih. Der Verfaſſer ſchätzt die durchſchnittliche Ar⸗ 
beitsleiſtung im freiwilligen Arbeitsdienſt auf 
66% bis 75 v. H. gegenüber der Arbeitsleiſtung 
bei freier Arbeit. Nach Erfahrungen in anderen 
Bezirken dürfte dieſe Angabe eher etwas zu hoch 
als zu niedrig gegriffen ſein. 

Beſonders bemerkenswert find ferner die Aus⸗ 
führungen über die Frage, ob im freiwilligen 
Arbeitsdienſt die Einſchaltung von Unternehmern 
zweckmäßig iſt oder nicht. Nach Jaeriſch iſt bei 
größeren Arbeiten die Mitwirkung eines Unter⸗ 
nehmers kaum zu entbehren. 

Der Kommentar iſt ein vorzüglicher Führer 
durch die einſchlägigen geſetzlichen Beſtimmungen 
und Verordnungen, die in einem Aushang noch⸗ 
mals zuſammengefaßt ſind. Allerdings macht die 
Neuordnung des freiwilligen Arbeitsdienſtes durch 
die am 1. Auguſt 1932 in Kraft getretene Ver⸗ 
ordnung des Reichsarbeitsminiſters vom 16. Juli 
1932 eine baldige Ueberarbeitung und Ergänzung 
des Kommentars erforderlich. 

Dr. Hucho, Königsberg i. Pr. 


Die neue preußiſche Agrar⸗Geſetzgebung Band IV: 
Geſetz über die Umlegung von Grundſtücken 
(Umlegungsordnung) vom 21. 9. 1920. Er⸗ 
läutert von J. Peltzer. 2. Aufl. neu be⸗ 
arbeitet von Dr. Alfred Meimberg, 
Oberlandeskulturrat. 

Die neue Auflage des von Geheimrat Peltzer 
in 1. Auflage herausgegebenen Kommentars zu 
der unter ſeiner weſentlichen Mitwirkung ge⸗ 
ſchaffenen Umlegungsordnung vom 21. 9. 1920 
kommt, nachdem im Laufe der 11 Jahre ſeit In⸗ 
krafttreten dieſes Geſetzes und der Herausgabe 
des Kommentars reiche Erfahrungen in ſeiner 
Anwendung vorliegen, einem dringenden Be⸗ 
dürfnis der Praxis entgegen. 5 

Oberlandeskulturrat Dr. Meimberg konnte ſich 
bei ſeiner Bearbeitung auf ſeine vielſeitigen Er⸗ 
fahrungen ſtützen, die er in langjähriger Tätig⸗ 
keit als Kulturamtsvorſteher in den weſtlichen 

Provinzen geſammelt hat. Die praktiſchen Er⸗ 

fahrungen find eingehend berüdjichtigt und die 

Entſcheidungen des Oberlandeskulturamts ſowie 

des Oberlandesgerichts weitgehendſt verwertet 

worden. In einzelnen Teilen hat daher der Kom⸗ 
mentar eine weſentliche Erweiterung erfahren. 


Die Umlegung iſt nach wie vor in den Teilen 
Preußens mit zerſplittertem Beſitz eine weſent⸗ 
liche Vorausſetzung zur Steigerung der Boden⸗ 
erträgniſſe und zur Hebung der Rentabilität der 
Landwirtſchaft. Ferner kommt ihr auch eine 
nicht unerhebliche Bedeutung zur Beſſerung der 
arbeitsmarktpolitiſchen Lage zu. Hoffentlich 
ſtehen dem Staate auch in den nächſten Jahren 
genügend Arbeitskräfte und Mittel zur Ver⸗ 
fügung, damit die Umlegung wenigſtens im bis⸗ 
herigen Umfange weiter gefördert werden kann. 

Kg. 


Ausbaugehöfte, bearbeitet vom Siedlungsausſchuß 
der Arbeitsgemeinſchaft für landwirtſchaft⸗ 
liches Bauweſen, Beuth-Verlag G. m. b. H., 
Berlin S 14, 1931. Preis RM 8.—. 


Das kleine Werk iſt das Ergebnis überaus flei- 
ßiger Studien und ganz vorzüglich ausgeſtattet. 
Teil I enthält programmatiſche Aufſätze über Aus⸗ 
baugehöfte und zwar: 


1. Gründe und Vorausſetzungen für die Errid- 
tung von Ausbaugehöften, von Dr. Stoll. 

2. Berechnungen über die wirtſchaftlich zuläſſige 
Belaſtung von Siedlungsbetrieben mit Boden, 
Gebäude und Inventar, von Prof. Dr. Der- 
litzki. 

3. Wirtſchaftliche Maſchinenverwendung im Sied⸗ 
lerbetrieb, von Dipl.-Landwirt Tröſcher. 

4. Hauswirtſchaftliche Vorſchläge für den Bau⸗ 
und die Einrichtung von Ausbaugehöften, 
von Frau Dr. von Strang. 

5. Erwägungen über die Zweckmäßigkeit ver⸗ 
ſchiedener Entwurfslöſungen für Wohnhaus 
und Stall beim Ausbaugehöft, von Dipl.-Ing. 
Bardubitzki. 

6. Mittel und Wege zur Baukoſtenerſparnis bei 
Ausbaugehöften, von Miniſterialrat Homann. 


Der II. Teil bringt Beiſpiele ausgeführter Aus⸗ 
baugehöfte in verſchiedener Gruppierung. 


Teil III enthält Richtlinien und Entwürfe für 
Ausbaugehöfte. 


Im 1. Abſchnitt des I. Teils beſpricht Dr. Stoll 
die wirtſchaftliche Entwicklung als Grundlage und 
den Mindeſtaufwand an Kapital für Land, Ge⸗ 
bäude und Inventar. Es folgt eine Erörterung 
über den Begriff des Ausbaugehöftes, der dahin 
zuſammengefaßt wird, daß zunächſt die Gebäude 
in beſchränktem Umfange errichtet werden, jedoch 
ſo, daß ſie ſpäter bei möglichſt geringen Aenderun⸗ 
gen des Kernbaues unter weitgehendem Einſatz 
der Mithilfe des Siedlers plan- und zweckmäßig 
erweitert werden können und der endgültige Ge⸗ 
ſamtbau den betriebs- und arbeitwirtſchaftlichen 
Anforderungen genügt. 


Es werden ſodann die wirtſchaftlichen Voraus⸗ 
ſetzungen für Ausbaugehöfte, insbeſondere die 
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Kredite und die räumlichen Anforderungen an das 
Ausbaugehöft unter dem Geſichtswinkel der Le⸗ 
bensfähigkeit der Stelle, und die Vorzüge des 
Strohballenſtalles für Schweine beſprochen. Zum 
Schluß folgt eine Erörterung der wichtigſten Be⸗ 
ſtimmungen über die Ausbaugehöfte in den Richt⸗ 
linien vom 10. November 1931. 

Dr. Derlitzki bringt dann im 2. Abſchnitt des 
I. Teiles einleitende Betrachtungen über die Wirt⸗ 
ſchaftlichkeit eines Siedlerbetriebes und das in⸗ 
veſtierte Kapital und läßt Wirtſchaftsvorſchläge 
für einen Siedlerbetrieb auf gutem und leichtem 
Boden folgen; er errechnet den Verdienſt (Diffe⸗ 
renzbetrag) einer 60 Morgenſtelle mit gutem 
Boden auf 2145 RM und mit leichtem Boden 
auf 812 RM. 

Im nächſten Abſchnitt werden dann die Möglich⸗ 
keiten der Steigerung des Differenzbetrages be⸗ 
ſprochen. Auf gutem Boden läßt fi der Diffe- 
renzbetrag durch Erſatz der Pferde durch Zugkühe 
auf 2674 RM und auf leichtem Boden auf 1243 RM 
und bei verringertem Viehbeſtand auf 2334 und 
833 RM ſteigern. Es folgen dann Abſchnitte über 
die Steigerungsmöglichkeit des Differenzbetrages 
durch Aenderung des Fruchtartenverhältniſſes und 
vergrößerte Gutsfläche. Dr. Derlitzki bringt dann 
noch als Beiſpiel Futterrechnungen, eine Haus⸗ 
haltsrechnung und Tabellen über Erträge, Eigen⸗ 
verbrauch, Verkauf und ähnliches. 

Im 3. Abſchnitt behandelt Dipl.⸗Landwirt Tröß⸗ 
ler die wirtſchaftliche Maſchinenverwendung. Wie 
wichtig dieſer Abſchnitt iſt, wiſſen alle, die im 
Siedlungsweſen tätig ſind. Erfordert doch der 
Maſchinenbeſatz im Durchſchnitt der beſſeren Be⸗ 
triebe allein 4695 RM. Es iſt daher ein wahres 
Wort, wenn der Verfaſſer ſagt, daß nur ſolche 
Maſchinen und Geräte angeſchafft werden dürfen, 
die ſich für den Betrieb als unentbehrlich erweiſen. 
In den folgenden Abſchnitten werden Gebäude und 
Maſchinenverwendung, Leiſtung und Arbeitszeit 
der Maſchinen, die Koſten, die Erſparniſſe bei der 
leider noch viel zu wenig durchgeführten genoſſen⸗ 
ſchaftlichen Maſchinenbenutzung und die Einſchrän⸗ 
kung des Maſchinenkapitals beſprochen. Kann doch 
der Anſchaffungswert des Maſchinenparks hier⸗ 
durch um 1700—2500 RM geſenkt werden. 

Der 4. Abſchnitt enthält hauswirtſchaftliche Vor⸗ 
ſchläge von Frau Dr. von Strantz. Die Verfaſſerin 
lehnt richtigerweiſe die Trennung der Küche in 
Kochteil und Wohnteil bei Ausbaugehöften ab und 
macht dann ſehr liebevoll durchdachte Vorſchläge 
für die praktiſche und behagliche Ausſtattung der 
Siedlerwohnungen, die ſich leider aber nur ſelten 
verwirklichen laſſen werden. 

Es folgt dann der wichtige Abſchnitt von Dipl.⸗ 
Ing. Bardubitzki über die verſchiedenen Entwurfs⸗ 
löſungen. Dieſen Abſchnitt können wir allen 
Siedlungsarchitekten zu eifrigſtem Studium emp⸗ 
fehlen. Im Vorwort rät der Verfaſſer dringend 
dazu, alle Erweiterungsmöglichkeiten im Entwurf 


reiflichſt zu berückſichtigen. Auf dieſem Gebiet iſt 
in der Tat noch viel Arbeit zu leiſten! 

Gehöftsanlagen, Wohnhäuſer und Ställe werden 
an der Hand guter Grundrißbeiſpiele in dieſer 
Richtung kritiſch beleuchtet und Vorteile und Nach- 
teile der verſchiedenen Erweiterungsmöglichkeiten 
auch in bezug auf die Baukoſten unterſucht. 

Den Schluß des I. Teiles machen die für den 
Siedlungsarchitekten ebenſo wichtigen Ausführun⸗ 
gen des Miniſterialrats Homann über die Bauaus⸗ 
führung und Mittel und Wege zur Herabminde⸗ 
rung der Baukoſten von Ausbaugehöften. Bau⸗ 
ſtoffe und Bauweiſen einſchließlich des Schweine- 
ſtalles aus Strohballen, die Siedlerſelbſthilfe und 
die Baubewertung und handwerkliche Schulung der 
Siedler werden eingehend beſprochen und dann 
über die Baukoſten und die finanzielle Auswir⸗ 
kung der Baumaßnahmen an der Hand muſtergül⸗ 
tiger Grundriſſe ſehr beachtliche Ratſchläge gege⸗ 
ben. Was hier geſagt wird, gehört in die „Fibel“ 
des Siedlungsarchitekten. 

Im II. Teil folgen zahlreiche Beiſpiele ausge⸗ 
führter Bauten mit jedesmaliger Hervorhebung 
der Vor⸗ und Nachteile. Auch hier kann der Sied⸗ 
lungsfachmann viel lernen! 

Der III. Teil bringt Richtlinien für den Ent⸗ 
wurf von Ausbaugehöften und zwar bauwirtſchaft⸗ 
liche Grundſätze und bautechniſche Anweiſungen. 
Es folgen Entwurfsvorſchläge für alle möglichen 
Typen mit zahlreichen Grundriſſen und zum Schluß 
eine Auswertungsberechnung und ein Literatur⸗ 
verzeichnis. 

Die Kritik eines ſo inhaltsreichen, fleißigen 
und gut ausgeſtatteten Werkes muß ſich darauf 
beſchränken, Dank dafür auszuſprechen, daß es er⸗ 
ſchien! Der Dank hätte freilich noch größer ſein 
können, wenn die Veröffentlichung nicht wieder 
reichlich ſpät erfolgte. Für die Bauperiode 1932 
kam ſie poſt feſtum und was 1933 wird, weiß kein 
Menſch; wir Siedlungsfachleute möchten es aber 
gerne recht bald erfahren! 

Das Werk gehört in die Handbibliothek jedes 
Siedlungsfachmanns! Dr. M. 


Eingegangene Bücher 


„Beiträge zur Förderung der Landeskultur.“ 
Herausgegeben von der Deutſchen Boden⸗Kultur⸗ 
Aktiengeſellſchaft, Berlin W 10, Preis RM 2,50. 

„Bauen.“ 

Herausgegeben von van Loghem, Verlag „Kos⸗ 
mos“, Amſterdam, Preis RM 8,50. 

„Vorſtädtiſche Kleinſiedlung.“ 

Herausgegeben von Profeſſor Schmidt, Verlag 
R. Müller G. m. b. H., Eberswalde, Preis 
RM 3,45. 

„Die Umſtellung im Siedlungsweſen.“ 
Herausgegeben von Prof. Adolf Muesmann, 
Dresden; Verlag Julius Hoffmann, Stuttgart, 
Preis RM 8,40. 

„Landwirtſchaftliche Gebäudekunde.“ 

Herausgegeben von RNeg.⸗Baumeiſter J. Kall⸗ 
meyer, Verlag J. J. Weber, Leipzig. 
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Geſetze, Verordnungen und Erlaſſe 


I. Neuregelung 
des freiwilligen Arbeits dienſtes. 


1. Verordnung über den freiwilligen Arbeitsdienſt. 
Vom 16. Juli 1932 (Reichsgeſetzblatt J, S. 351). 


Auf Grund der Verordnung des Reichspräſidenten 
über Maßnahmen zur Erhaltung der Arbeitsloſen⸗ 
hilfe und der Sozialverſicherung ſowie zur Erleichte⸗ 
rung der Wohlfahrtslaſten der Gemeinden vom 
14. Juni 1932, Vierter Teil, Kapitel T, Abl. 2 (Reichs⸗ 
geſetzbl. I. S. 273, 283) und des Geſetzes über Arbeits⸗ 
vermittlung und Arbeitsloſenverſicherung 8 139a wird 
hiermit zum Ausbau des freiwilligen Arbeitsdienſtes, 
ſoweit das Reich ihn fördert, verordnet: 


Artikel 1. 1 
Der freiwillige Arbeitsdienſt gibt den jungen Deut⸗ 
ſchen Gelegenheit, zum Nutzen der Geſamtheit 


in gemeinſamem Dienſte freiwillig ernſte Arbeit zu 
leiſten und zugleich ſich körperlich und geiſtig⸗ſittlich 
zu ertüchtigen. 

Artikel 2. 


(1) Die Arbeiten des freiwilligen Arbeitsdienſtes 
müſſen gemeinnützig und zugleich zuſätzlich ſein. Der 
Arbeitsdienſt darf nicht zu einer Verringerung der 
Arbeitsgelegenheit auf dem freien Arbeitsmarkte füh⸗ 
ren; er muß ſich auf Arbeiten erſtrecken, die weder 
jetzt noch auf abſehbare Zeit ohne Einſatz des frei⸗ 
willigen Arbeitsdienſtes vorgenommen werden können. 

(2) Der freiwillige Arbeitsdienſt dient der Ge⸗ 
ſamtheit; er darf nicht für politiſche oder ſtaatsfeind⸗ 
liche Zwecke mißbraucht werden. 


Artikel z. 

(1) Träger der Arbeit dürfen nur Körperſchaften 
des öffentlichen Rechts oder ſolche Vereinigungen oder 
Stiftungen ſein, die nach ihrem Zwecke gemeinnützige 
Ziele verfolgen, ferner Vereinigungen. die Gruppen 
von Arbeitsdienſtwilligen zuſammenfaſſen. Unterneh⸗ 
mungen, die auf Erwerb gerichtet ſind. können nur 
dann Träger der Arbeit ſein, wenn die Ergebniſſe 
ausſchließlich oder überwiegend der Allgemeinheit un⸗ 
mittelbar zugute kommen. 

(2) Als Träger des Dienſtes kommen neben den 
Trägern der Arbeit Vereinigungen oder Perſonen in 
Betracht, die für die Zuſammenfaſſung und Betreu⸗ 
ung von Arbeitsdienſtwilligen in beſonderem Maße 
geeignet ſind. 2 = 

(3) Die Träger der Arbeit und die Träger des 
Dienſtes ſollen ſo zuſammenwirken, wie der Zweck es 


erfordert. 
Artikel 4. 1 
Der Eintritt in den freiwilligen Arbeitsdienſt be⸗ 
gründet kein Arbeits⸗ oder Dienſtverhältnis im Sinne 
der geſetzlichen Vorſchriften. Den Arbeitsdienſtwilli⸗ 
gen kommt jedoch die ſoziale Verſicherung und der Ar⸗ 
beitsſchutz zuſtatten, ſoweit die Natur der Arbeit es 


erfordert. 
Artikel 5. ER 
(1) Zur Förderung des freiwilligen Arbeitsdienſtes 
ſtellt das Reich Mittel nach Maßgabe der Haushalts⸗ 
geſetze zur Verfügung. Die Reichsanſtalt für Arbeits⸗ 
vermittlung und Arbeitsloſenverſicherung iſt vers 
pflichtet, mindeſtens diejenigen Mittel zur Verfügung 
zu ſtellen. die fie durch den freiwilligen Arbeitsdienſt 
an e ee rg in der Arbeitsloſenver⸗ 
ſicherung erſpart. 
nos Die Mittel des Reichs und der Reichsanſtalt 
werden einheitlich zuſammengefaßt und verwaltet. 
Artikel 6. 


(1) Im Rahmen der nach Artikel 5 bereitgeſtellten 
Mittel können Arbeitsdienſtwillige gefördert werden. 


Arbeitsdienſtwillige, die in der Arbeitsloſenverſiche⸗ 
rung, in der Kriſenfürſorge oder als Wohlfahrtser⸗ 
werbsloſe in der öffentlichen Fürſorge unterſtützt wer⸗ 
den, ſind dabei bevorzugt zu berückſichtigen. 

(2 Die Förderung ſoll hauptſächlich Perſonen unter 
25 Jahren zuſtatten kommen. 

(3) Unabhängig von der Förderung nach Abſ. 1 
können Arbeitsdienſtwillige, die bei volkswirtſchaftlich 
wertvollen Arbeiten beſchäftigt werden, Gutſchriften 
für Siedlungszwecke im Reichsſchuldbuch erhalten. 


! ere 

(1) Für die Leitung des freiwilligen Arbeitsdienſtes 
beſtellt die Reichsregierung auf Vorſchlag des Reichs⸗ 
arbeitsminiſters einen Reichskommiſſar. Dieſer unter⸗ 
ſteht dem Reichsarbeitsminiſter. 

(2) Der Reichskommiſſar wird von Bezirkskommiſſa⸗ 
ren unterſtützt. Der Reichsarbeitsminiſter ernennt 
die Bezirkskommiſſare. 

(3) Für die Förderung des freiwilligen Arbeits⸗ 
dienſtes werden die Einrichtungen der Reichsanſtalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung 
zur Verfügung geſtellt. 

Artikel 8. 

Der Reichskommiſſar erſtattet der Reichsregierung 

auf Erfordern Gutachten in Fragen des Arbeits- 


dienſtes. 
Artikel g. 

Die erforderlichen Uebergangs-, Durchführungs⸗ und 
Ergänzungsbeſtimmungen erläßt der Reichsarbeits⸗ 
miniſter. Unberührt bleiben die Befugniſſe. die ihm 
in der Verordnung des Reichspräſidenten über Maß⸗ 
nahmen zur Erhaltung der Arbeitsloſenhilfe und der 
Sozialverſicherung ſowie zur Erleichterung der Wohl⸗ 
fahrtslaſten der Gemeinden vom 14. Juni 1932. Vier⸗ 
ter Teil, Kapitel I Abſ. 2 (Reichsgeſetzbl. I S. 273, 
283) übertragen worden ſind. 


Artikel 10.) 

(1) Der Reichsarbeitsminiſter beſtimmt den Tag, 
an dem dieſe Verordnung in Kraft tritt. 

(2) Mit dem gleichen Tage treten die Verordnung 
über die Förderung des freiwilligen Arbeitsdienſtes 
vom 23. Juli 1931 (Reichsgeſetzbl. T S. 398) und die 
Ergänzungsverordnung vom 25. Mai 1932 (Reichs⸗ 
geſetzbl. I S. 251) außer Kraft. 

Berlin, den 16. Juli 1932. 


(gez.) Der Reichskanzler 
von Papen. 
Der Reichsminiſter des Innern 
Freiherr von Gayl. 
Der Reichsminiſter der Finanzen 
in Vertretung: Zarden. 
Der Reichsarheitsminiſter 
Schäffer. 


2. Ausführungsbeſtimmungen zur Verordnung über den 
freiwilligen Arbeitsdienſt vom 16. Juli 1932. 
Vom 2. Auguſt 1932 (RArb Bl. 1 160). 

„Auf Grund der Verordnung des Reichspräſidenten 
über Maßnahmen zur Erhaltung der Arbeitsloſenhilfe 
und der Sozialverſicherung ſowie zur Erleichterung der 
Wohlfahrtslaſten der Gemeinden vom 14. Juli 1932 
Vierter Teil Kapitel I Abſ. 2 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 273, 
283) und der Verordnung über den freiwilligen Ar: 
beitsdienſt vom 16. Juli 1932 Artikel 9 (Reichsgeſetz⸗ 

blatt I S. 352, 353) wird hiermit verordnet: 


*) Anmerkung: Dies iſt inzwiſchen durch Verord⸗ 
nung vom 2. Auguſt 1932 (RArbBl. 1 160) geſchehen. 
Die Schriftleitung. 
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15 
Gegenſtand des freiwilligen Arbeitsdienſtes und Um⸗ 
fang der Förderung. 


8 1 

(1) Kommt eine Arbeit des freiwilligen Arbeits⸗ 
dienſtes unmittelbar nur einem beſchränkten Perſonen⸗ 
kreis (Mitgliedern von Verbänden und Genoſſenſchaf⸗ 
ten, Hilfsbedürftigen) zugute, ſo genügt für das Er⸗ 
fordernis der Gemeinnützigkeit der Umſtand, daß die 
Allgemeinheit ein weſentliches Intereſſe an der Aus⸗ 
führung hat. 

(2) Soweit eine Arbeit nach ihrer Beſchaffenheit, 
ihrem Umfang oder den ſonſtigen Vorausſetzungen als 
Notſtandsarbeit durchgeführt werden kann, darf ſie 
nicht im Wege des freiwilligen Arbeitsdienſtes geför⸗ 
dert werden. 5 

Ueber die allgemeinen Vorausſetzungen, unter denen 
Arbeitsdienſtwillige zum freiwilligen Arbeitsdienſt zu⸗ 
gelaſſen werden können, trifft der Reichskommiſſar 
nähere Anordnungen. 


3 
Der Eintritt in den freiwilligen Arbeitsdienſt ver⸗ 
pflichtet die Arbeitsdienſtwilligen, echten Gemein⸗ 
ſchaftsgeiſt zu pflegen und die gemeinſamen Zwecke 
nach Kräften zu fördern. 


8 4 

Der Reichskommiſſar ſorgt dafür, daß die Arbeits- 
dienſtwilligen ernſte Arbeit leiſten; der Arbeitserfolg 
ſoll in angemeſſenem Verhältnis zu den aufgewen⸗ 
deten Mitteln ſtehen. Der Reichskommiſſar ſorgt auch 
dafür, daß den Arbeitsdienſtwilligen Gelegenheit ge— 
1 wird, ſich geiſtig zu bilden und ſportlich zu be= 
ätigen. 


8 5 

Lehnt ein Arbeitsloſer es ab, ſich an einer Arbeit im 
freiwilligen Arbeitsdienſt zu beteiligen, oder gibt er 
eine ſolche Arbeit auf, ſo iſt dies nicht als Tatſache 
anzuſehen, aus der ſich ergibt, daß der Arbeitsloſe die 
Erlangung einer neuen Arbeitsſtelle vereitelt oder 
durch ſein Verhalten abſichtlich den Verluſt ſeiner Stel⸗ 
lung herbeigeführt hat. (§ 93e des Geſetzes über Ar⸗ 
beitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung). 


8 6 

(1) Als Förderung wird für den Arbeitsdienſtwilli⸗ 
gen ein Betrag von höchſtens 2 RM wochentäglich 
bis zur Dauer von 20 Wochen innerhalb eines Zeit⸗ 
raums von zwei Jahren gewährt. 

(2) Bei Arbeiten, die als voklswirtſchaftlich wert⸗ 
voll anerkannt ſind, kann die Förderungsdauer verlän⸗ 
gert werden, aber sh über 40 Wochen hinaus. 

(3) In beſonderen Ausnahmefällen kann der Reichs⸗ 
kommiſſar die Förderungsdauer über die in Abſ. 1 
und 2 vorgejehenen Grenzen hinaus verlängern. 


8 7 

Solange für einen Arbeitsdienſtwilligen eine För⸗ 
derung gewährt wird, erhält er weder verſicherungs⸗ 
mäßige Arbeitsloſenunterſtützung noch Kriſenunter⸗ 
ſtützung. Die Förderungszeit wird dem Arbeitsdienſt⸗ 
willigen auf die Unterſtützungsdauer in der Arbeits⸗ 
loſenverſicherung und in der Kriſenfürſorge nicht an⸗ 
gerechnet. 


8 8 
Der Reichskommiſſar trifft die für die Auswahl und 
Schulung von Führern erforderlichen Maßnahmen. Er 
kann hierbei von den Vorſchriften über das Alter der 
Arbeitsdienſtwilligen und über die Förderungsdauer 
abweichen. 


8 9 
Bei Arbeiten, die als volkswirtſchaftlich wertvoll 
anerkannt ſind, kann der Reichskommiſſar oder die von 
ihm beſtimmte Stelle Arbeitsdienſtwilligen aus Mit⸗ 
teln des freiwilligen Arbeitsdienſtes eine Beihilfe zu 
den erforderlichen Koſten der Reiſe zum Arbeitsort ge⸗ 


währen, ſoweit die Koſten nicht anderweitig aufge⸗ 
bracht werden können und ein Mißbrauch nicht zu be- 
fürchten iſt. 12 

0 


(1) Beim Ausſcheiden aus dem freiwilligen Arbeits⸗ 
dienſt iſt dem Arbeitsdienſtwilligen auf Antrag eine 
Beſcheinigung über Art und Dauer ſeiner Beſchäfti⸗ 
gung auszuſtellen. 

(2) Die Beſcheinigung wird vom Träger der Arbeit 
im Benehmen mit dem Träger des Dienſtes erteilt. 


II. 
Organiſation und Verfahren 


8 11 

(1) Die Mittel, die das Reich und die Reichsanſtalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung 
für den freiwilligen Arbeitsdienſt zur Verfügung ſtel⸗ 
len, verwaltet der Reichskommiſſar. Er legt dem 
Reichsarbeitsminiſter über die Verwaltung und Ver⸗ 
wendung der Mittel Rechnung. 

(2) Die Entſcheidung darüber, welche Mittel die 
Reichsanſtalt zur Verfügung ſtellt (Verordnung über 
den freiwilligen Arbeitsdienſt Artikel 5 Abſ. 1 Satz 2), 
trifft der Präſident dieſer Anſtalt. 

8 12 

(1) Die Bezirkskommiſſare ſind bei der Durchfüh⸗ 
rung des freiwilligen Arbeitsdienſtes an die Weiſun⸗ 
gen des Reichskommiſſars gebunden. 

(2) Soweit die Vorſitzenden der Arbeitsämter auf 
Grund der Vorſchriften über den freiwilligen Arbeits⸗ 
dienſt tätig ſind, handeln ſie als Beauftragte des 
Reichskommiſſars und der Bezirkskommiſſare. 


13 
Der Reichskommiſſar und die Bezirkskommiſſare 
ſollen Perſonen, Vereinigungen und Einrichtungen, die 
beſondere Erfahrung im freiwilligen Arbeitsdienſt 
haben, zur beratenden Mitwirkung heranziehen. 


8 14 

Der Reichskommiſſar und die Bezirkskommiſſare 
ſollen mit den am freiwilligen Arbeitsdienſt beteilig⸗ 
ten Dienſtſtellen des Reichs der Länder, der Gemein⸗ 
den und anderer Körperſchaften des öffentlichen Rechts 
eng zuſammenarbeiten. Die Bezirkskommiſſare haben 
die oberſten Landesbehörden über die Maßnahmen, 
die in den einzelnen Ländern durchgeführt werden, 
auf dem Laufenden zu halten. § 204 Abſ. 1 des Ge⸗ 
ſetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenver⸗ 
ſicherung findet entſprechende Anwendung. 


8 15 

(1). Darüber, ob eine Arbeit den Vorausſetzungen 
für eine Förderung entſpricht, entſcheidet der Bezirks⸗ 
kommiſſar (Anerkennung). In der Anerkennung iſt zu 
vermerken, ob die Arbeit als volkswirtſchaftlich wert⸗ 
voll anzuſehen iſt. Der Bezirkskommiſſar beſtimmt 
auch Höhe und Dauer der Förderung. 

(2) Zuſtändig iſt der Bezirkskommiſſar, in deſſen 
Bezirk die Arbeiten ausgeführt werden. Erſtreckt ſich 
die Arbeit über die Bezirke mehrerer Bezirkskom⸗ 
miſſare, jo beſtimmt der Reichskommiſſar, welchem Be⸗ 
zirkskommiſſar die Entſcheidung zuſteht. 


8 16 

Ob ein Arbeitsdienſtwilliger aus den Mitteln des 
freiwilligen Arbeitsdienſtes gefördert werden kann, 
entſcheidet der Vorſitzende des Arbeitsamts des Dienſt⸗ 
ortes. Arbeitsamt des Dienſtortes iſt das Arbeits⸗ 
amt, in deſſen Bezirk die Arbeit ausgeführt wird; er⸗ 
ſtreckt ſich die Arbeit über mehrere Arbeitsamts⸗ 
bezirke, ſo beſtimmt der Vorſitzende des Landesarbeits⸗ 
amts, welches Arbeitsamt als Arbeitsamt des Dienſt⸗ 
ortes anzuſehen iſt. 


8 17 
Der Förderungsbetrag kann ſtatt an den Arbeits- 
dienſtwilligen an den Träger der Arbeit gezahlt wer⸗ 
den, wenn dieſer für die ordnungsmäßige Verwaltung 
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und Verwendung der Gelder zugunſten der Arbeits⸗ 
dienſtwilligen ausreichend Gewähr bietet. Der Träger 
der Arbeit kann die Förderungsbeträge ganz oder teil⸗ 
weiſe in Sachleiſtungen an die Arbeitsdienſtwilligen 
weitergeben. 11 


8 
Soweit erforderlich, können an den Träger der Ar⸗ 

beit Vorſchüſſe auf die Förderungsbeträge gezahlt wer⸗ 
den, regelmäßig jedoch nicht für einen längeren Zeit⸗ 
raum als eine Woche. 

III 
Anwendung der Vorſchriften der Sozialverſicherung 

und des Arbeitsſchutzes 


8.19 

() Die Arbeitsdienſtwilligen find gegen Krankheit 
verſichert. Dabei gelten die Vorſchriften der Reichs⸗ 
e e über die Pflichtverſicherung ent⸗ 

rechend. 
"> An Leiſtungen aus der Krankenverſicherung er⸗ 
halten die Arbeitsdienſtwilligen lediglich Kranken⸗ 
pflege für ihre Perſon (Reichsverſicherungsordnung 
§ 182 Abf. 1 Nr. 1, Abſ. 2), gegebenenfalls Kranken⸗ 
hauspflege nach der Reichsverſicherungsordnung 8 184. 
War der Arbeitsdienſtwillige unmittelbar vor ſeinem 
Eintritt in den freiwilligen Arbeitsdienſt gegen 
Krankheit pflichtverſichert, ſo erhält er auch Familien⸗ 
krankenpflege. Von der Entrichtung des Arzneikoſten⸗ 
beitrages und der Krankenſcheingebühr (Reichsver⸗ 
ſicherungsordnung 8 1820 Abſ. 1 und § 187b Abi. 1) 
ind die Arbeitsdienſtwilligen befreit. 5 

(3) Für die Verſicherung zuſtändig iſt die Allge⸗ 
meine Ortskrankenkaſſe des Dienſtortes oder, wenn 
eine ſolche für den Dienſtort nicht beſteht, die Land— 
krankenkaſſe. 5 

(4) Als Arbeitgeber gilt der Kaſſe gegenüber der 
Träger der Arbeit. 8 

(5) Die Beiträge werden aus Mitteln des frei⸗ 
willigen Arbeitsdienſtes beſtritten. Als Grundlohn 
gilt dabei der Betrag von 1,50 Reichsmark. B 

(6) Mit der Krankenverſicherung der Arbeitsdienſt⸗ 
willigen iſt die Verſicherung gegen Arbeitsloſigkeit 
nicht verbunden. 

(7) Nach dem Ausſcheiden aus dem freiwilligen Ar⸗ 
beitsdienſt findet eine Weiterverſicherung nach der 
Reichsverſicherungsordnung 8 313 nicht ſtatt. 

(8) Scheidet ein Arbeitsdienſtwilliger, der unmittel⸗ 
bar vor ſeinem Eintritt in den freiwilligen Arbeits⸗ 
dienſt Arbeitsloſen⸗ oder Kriſenunterſtützung bezogen, 
ſeinen Anſpruch aber noch nicht erſchöpft hat, aus dem 
freiwilligen Arbeitsdienſt aus, ſo ſetzt er ſeine Mit⸗ 
gliedſchaft bei der Krankenkaſſe fort. der er vor dem 
Eintritt in den Arbeitsdienſt angehört hat. Er er⸗ 
hält von ihr auch für eine beſtehende Krankheit die 
Leiſtungen nach den Vorſchriften der Arbeitsloſenver⸗ 
ſicherung; dabei gilt die Krankenpflege, die während 
der Zugehörigkeit zum freiwilligen Arbeitsdienſt ge⸗ 
währt worden iſt, als volle Krankenhilfe. 


8 20 

1) Für die Beſchäftigung im freiwilligen Arbeits⸗ 
diät en die reichsgeſetzlichen Vorſchriften über die 

gewerbliche Anfallverſicherung entſprechend. 1 
(2) Als Beſchäftigung im freiwilligen Arbeitsdienſt 
gilt auch ä 255 
a) die Teilnahme an Veranſtaltungen die der geiſti⸗ 
gen Fortbildung und ſportlichen Betätigung die⸗ 
nen und von dem Träger des Dienſtes angeordnet 
oder beaufſichtigt ſind. Dabei findet Reichsver⸗ 
ſicherungsordnung § 545a entſprechende Anwen⸗ 


dung; 5 
p) die Leiſtung von häuslichen und anderen Dienſten 
in Arbeitslagern. 


(3) Für die Verechnung der Leiſtungen wird der 
ine für die Arbeitsdienſtwilligen 
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einheitlich auf 900 RM feſtgeſetzt. Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung 8 569a findet keine en u N 

(4) Träger der Unfallverſicherung ſind Reich, Länder 
und Verſicherungsverbände ſowie ſolche Gemeinden 
und Gemeindeverbände, die zu Verſicherungsträgern 
erklärt find, wenn fie oder ihre Mitglieder Träger der 
Arbeit ſind; die Befugnis nach der Reichsverſiche⸗ 
rungsordnung 88 624, 625 der zuständigen Genoſſen⸗ 
ſchaft beizutreten, bleibt unberührt. 

(5), In allen übrigen Fällen beſtimmt das Reichs⸗ 
verſicherungsamt als Träger der Anfallverſicherung 
Geſetzesteil Sp. 4 
eine Berufsgenoſſenſchaft oder deren Zweiganſtalt und 
ſetzt die Vergütung für ſie feſt. Der Reichskommiſſar 
oder die von ihm beſtimmte Stelle führt die Vergü⸗ 
tung für Rechnung des Trägers der Arbeit unmittel⸗ 
bar an den Vexſicherungsträger ab und zieht ſie vom 
Träger der Arbeit ein. 

(6) Gehen Einrichtungen des freiwilligen Arbeits⸗ 
dienſtes auf Grund dieſer Verordnung in die Ver⸗ 
ſicherung eines anderen Verſicherungsträgers über, ſo 
findet Artikel 41 des Dritten Geſetzes über Aenderun⸗ 
gen in der Anfallverſicherung vom 20. Dezember 1928 
Reichsgeſetzbl. 1 S. 405) entſprechende Anwendung. 


8 21 

Für Arbeitsdienſtwillige, die bis zur Aufnahme des 
freiwilligen Arbeitsdienſtes verſicherungsmäßige Ar⸗ 
beitsloſenunterſtützung oder Kriſenunterſtützung be⸗ 
zogen haben, findet zur Aufrechterhaltung der Anwart⸗ 
ſchaften in der Invaliden⸗, Angejtellten- und knapp⸗ 
ſchaftlichen Penſionsverſicherung der 8 129 des Geſetzes 
über Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung 
mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß die 
Beiträge (Anerkennungsgebühren) aus Mitteln des 
freiwilligen Arbeitsdienſtes zu entrichten find. Ent⸗ 
ſprechendes gilt für Wohlfahrtserwerbsloſe, die bis 
zur Aufnahme des freiwilligen Arbeitsdienſtes in der 
öffentlichen Fürſorge unterſtützt worden ſind, wenn 
der Fürſorgeverband es beantragt. 


8 22 
Soweit für die Verſicherung Arbeitsdienſtwilliger 
weitere Vorſchriften notwendig werden, erläßt ſie der 
Reichsarbeitsminiſter. 


8 23 

Auf die im freiwilligen Arbeitsdienſt Beſchäftigten 
finden die Vorſchriften über Arbeitszeit. Sonntags⸗ 
ruhe, Gefahrenſchutz und über Arbeitsbeſchränkungen 
für Frauen und Jugendliche und die Beſtimmungen 
über die Durchführung dieſer Vorſchriften Anwendung, 
die bei einer gleichartigen Beſchäftigung im Arbeits⸗ 
verhältnis gelten würden. Hierbei find Bodenver⸗ 
beſſerungsarbeiten und Arbeiten zur Herrichtung von 
Siedlungs⸗ und Kleingartenland in jedem Falle als 
landwirtſchaftliche Arbeiten anzuſehen. Als Arbeit⸗ 
geber gelten die Träger der Arbeiten. 


IV 
Mitwirkung der Gemeinden 
8 2⁴ 

(1) Gemeinden, in deren Bezirk eine anerkannte 
Arbeit ausgeführt wird, ſind auf Verlangen des 
Reichskommiſſars oder der Bezirkskommiſſare ver⸗ 
pflichtet, Unterkunft und Verpflegung für die bei der 
Arbeit beſchäftigten Arbeitsdienſtwilligen gegen an⸗ 
gemeſſene Entſchädigung zur Verfügung zu ſtellen. 
Sie können verlangen, daß der Träger der Arbeit für 
die Entſchädigung im voraus Sicherheit leiſtet. 

(2) Kommt über die Höhe der Entſchädigung oder 
die Sicherheitsleiſtung eine Vereinbarung zwiſchen der 
Gemeinde und dem Träger nicht zujtande, jo entſchei⸗ 
det die Gemeindeaufſichtsbehörde. Ihre Entſcheidung 
iſt endgültig. 


nz a una a ven nun ern — ——— 


V 
Erleichterung der Siedlung für Arbeitsdienſtwillige 
8 2⁵ 

(1) Arbeitsdienſtwilligen, die bei Arbeiten, die als 
volkswirtſchaftlich wertvoll anerkannt find, 12 Wochen 
beſchäftigt worden ſind, kann mit Wirkung vom Be⸗ 
ginn ihrer Beſchäftigung ein Betrag von 1,50 RM für 
jeden Wochentag der Beſchäftigung fortlaufend gutge⸗ 
ſchrieben werden. Die Gutſchrift wird höchſtens für 
40 Wochen innerhalb eines Zeitraums von 2 Jahren 
gewährt. Sie darf nur beim Erwerb einer Siedler⸗ 
ſtelle, bei der Errichtung eines Eigenheims oder als 
Beitrag zu den Koſten einer Siedlerſchulung Verwen⸗ 
dung finden. 

(2) Die Gutſchrift geſchieht nur auf Antrag des 
Arbeitsdienſtwilligen: der Antrag muß ſpäteſtens 
1 Monat nach Abſchluß der Beſchäftigung geſtellt 
werden. 

(3) Ob und in welcher Höhe die Vorausſetzungen 
der Gutſchrift erfüllt ſind, entſcheidet der Vorſitzende 
des Arbeitsamts des Dienſtortes. Vor der Entſchei⸗ 
dung iſt der Träger der Arbeit darüber zu hören, ob 
der Arbeitsdienſtwillige während der angegebenen 
Zeit regelmäßig bei der Arbeit beſchäftigt war. 


8 26 

(1) Der gutzuſchreibende Betrag wird für den Ar⸗ 
beitsdienſtwilligen auf Erſuchen des Bezirkskommiſ⸗ 
ſars in das Reichsſchuldbuch eingetragen. Er muß 
m f der erſten Eintragung auf mindeſtens 108 RM 
elaufen. 

(2) Die gutzuſchreibenden Beträge ſind mit 4 v. H. 
jährlich zu verzinſen. Die Verzinſung beginnt jeweils 
mit dem Erſten des Kalendermonats, der auf den 
Zeitnunft folat. in dem die Arbeit beendigt iſt oder 
der Arbeitsdienſtwillige die Arbeit aufaibt. Die Be⸗ 
zirkskommiſſare geben der Reichsſchuldenverwaltung 
in den Erſuchen um Eintragung den Tag an, von dem 
fen . gutzuſchreibende Betrag hiernach zu verzin- 
en iſt. 

(I Die Vorſchriften des Reichsſchuldbuchgeſetzes in 
der Faſſung vom 31. Mai 1910 (Reichsgeſetzbl. S. 840) 
finden mit folgender Maßgabe ſinngemäße Anwen⸗ 
dung: 

1. Zinſen werden nur für volle Kalendermonate und 
nur. ſoweit das Schuldkapital durch 10 teilbar ift, 
gewährt. 

2. Die Zinſen werden nicht ausgezahlt. ſondern dem 
Kapital zugeſchrieben und mit ihm abgetreten 
(ſiehe Nr. 4). Zinſeszinſen werden nicht berechnet. 

3. Schuldnerſchreihungen werden gegen Löſchung der 
Reichsſchuldbuchforderungen nicht ausgereicht. 

4. Der Arheitsdienitwilliae kann üher den eingetra⸗ 
genen Betraa nur dadurch verfügen, daß er ihn 
in der norgeſchriebenen Form an eine gemein⸗ 
nüttige Einrichtung abtritt. die ſich mit der Er⸗ 
richtung von Siedſungen oder von Eigenheimen 
oder mit der Siedlerſchuſung befaßt. Mit der 
Abtretung wird der gutgeſchriebene Betrag fällig. 

5. Der Abtretung iſt eine Erklärung der gemein⸗ 
nſikiaen Einrichtung beizufſigen. daß der Arheits⸗ 
dienſtwillige unter ihrer Mithilfe eine Sfedler⸗ 
ſtelle ermerben. Land zur Vergrößerung ſeines 
landmirtſchaftſichen Kleinbetriebes bis zur ſelbſt⸗ 
ſtändiaen Ackernahrung hinzuerwerben oder ein 
Eigenheim errichten oder daß er eine ausreichende 
Schulung für die Bemirtſchaftung einer Siedler⸗ 
ſtelle erhalten wird. Die Erklärung iſt. ſoweit es 
ſich um den Erwerb einer Siedlerſtelle die Ner- 
arökeruna eines beſtehenden landmirtſchaftlichen 
Hleinbetriebes oder um die Errichtung eines 
Eigenheimes handelt, mit einer Beſcheiniaung der 
Behörde, weſche die Anſiedlungsgenehmigung er⸗ 
teilt, zu verſehen, daß die Einrichtung gemein⸗ 


nützigen Charakter trägt, nach dem vorgelegten 
Kaufvertrage und Finanzierungsplane die Be⸗ 
gründung einer Neuſiedlung oder die Durchfüh⸗ 
rung einer Anliegerſiedlung geſichert erſcheint und 
gegen die Abtretung Bedenken nicht zu erheben 
ſind. Soweit es ſich um die Siedlerſchulung han⸗ 
delt, iſt die Erklärung der Einrichtung mit einer 
Beſcheinigung des für die Siedlung zuſtändigen 
Reichsminiſteriums oder der von ihm bezeichneten 
Stelle zu verſehen, daß die Einrichtung gemein⸗ 
nützigen Charakter trägt, die ſachgemäße Schulung 
geſichert erſcheint und gegen die Abtretung Be⸗ 
denken nicht zu erheben ſind. 

6. Die Reichsſchuldbuchforderung wird von Amts 
wegen gelöſcht, wenn nicht binnen 10 Jahren vom 
Tage der Eintragung des erſtmals gutzuſchreiben⸗ 
den Betrages an die Abtretung nach Nr. 4 bei 
der Reichsſchuldenverwaltung eingegangen iſt. 

7. Die Pfändung der Reichsſchuldbuchforderung oder 
ihre Belaſtung zugunſten eines Dritten iſt aus⸗ 
geſchloſſen; dasſelbe gilt für die Abtretung, ſoweit 
es ſich nicht um die Abtretung nach Nr. 4 handelt. 
Die Reichsſchuldbuchforderung geht nicht auf die 
Erben über. 

VI 


Uebergangs⸗ und Schlußbeſtimmungen 
8 27 


(1) Der Reichskommiſſar wird ermächtigt, die er⸗ 
forderlichen Uebergangs- und Durchführungsbeſtim⸗ 
mungen zu erlaſſen. 

(2) Der Präſident der Reichsanſtalt für Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitsloſenverſicherung ſtellt für das 
Rechnungsjahr 1932 für den freiwilligen Arbeitsdienſt 
mindeſtens den Betrag zur Verfügung, der für dieſen 
Zweck im Haushalt der Reichsanſtalt ausgeworfen iſt. 
Seine Befuͤgniſſe aus $ 11 Abſ. 2 bleiben unberührt. 


8 28 
Dieſe Ausführungsvorſchriften treten mit Wirkung 
vom 1. Auguſt 1932 in Kraft. 


Berlin, den 2. Auguſt 1932. 


Der Reichsarbeitsminiſter 
chäffer. 


3. Verordnung des Reichsarbeitsminiſters über die 
Siedlungsgutſchrift beim freiwilligen Arbeitsdienſt 
vom 4. Auguſt 1932 (RArbBl. I, 163). 


In der Verordnung iſt beſtimmt. daß die Eintra⸗ 
gung der Gutſchrift gemäß Artikel 19 der Verordnung 
vom 23. Juli 1932 (RArbBl. I 400) in das Reichs⸗ 
ſchuldbuch erſt erfolgen kann, wenn 

a) die Arbeit beendet iſt, oder 

b) der Arbeitsdienſtwillige die Arbeit aufgibt. 

Iſt bei Beendigung der Arbeit oder beim Ausſcheiden 
des Arbeitsdienſtwilligen der für die erſtmalige Gut⸗ 
ſchrift erforderliche Mindeſtbetrag von RM 108,— 
noch nicht erreicht, ſo ſtellt das Landesarbeitsamt dem 
Arbeitsdienſtwilligen eine Beſcheinigung über die Be⸗ 
ſchäftigung aus. Die Zeit dieſer Beſchäftigung wird 
dann bei einer anderen Arbeit auf die Friſt von 
12 Wochen angerechnet. 

Die Verzinſung der gutzuſchreibenden Beträge be⸗ 
ginnt jeweils mit dem 1. des Kalendermonats nach 
Beendigung der Arbeit oder dem Aufgeben der Arbeit. 

Wenn der Arbeitsdienſtwillige gemäß der 3. Notver⸗ 
ordnung vom 6. Oktober 1931 ſeine Schuldbuchforde⸗ 
rung an eine gemeinnützige Einrichtung abtritt, ſo iſt 
der Abtretung in dieſem Falle eine Erklärung dieſer 
gemeinnützigen Einrichtung beizufügen, daß der Ar⸗ 
beitsdienſtwillige unter ihrer Mithilfe eine ausrei⸗ 
chende Schulung für die Bewirtſchaftung einer Sied⸗ 
lerſtelle erhalten wird. 
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II. Vorſtädtiſche Kleinſiedlung. 
1. Verfahren. 


Der Preußiſche F hat im 
Erlaß vom 25. 7. 32 (1 1008/5. 7. f a 

ia = LIE Son ae ee Fee 
niſſe zur Genehmigung der Anträge auf Gewährung 
von Reichsdarlehen für Siedlerſtellen und Kleingärten 
nach Maßgabe der Richtlinien für den 2. Bauabſchnitt 
auf die Regierungspräſidenten, im Bereich der Stadt⸗ 
gemeinde Berlin auf den Oberpräſidenten von Berlin 
und für das Gebiet des Siedlungsverbandes Ruhr⸗ 
kohlenbezirk auf den Verbandspräſidenten in Eſſen 
übertragen. 

Von den Richtlinien und Verfahrensvorſchriften ſoll 
nur in zwingenden Fällen abgewichen werden, Alle 
Anträge auf Zulaſſung von Ausnahmen ſind dem 
Herrn Miniſter vorzulegen. Der Herr Miniſter er⸗ 
wartet, daß die Anträge einſchließlich der Bauentwürfe 
und Baubeſchreibungen auf ihre Zweckmäßigkeit und 
Wirtſchaftlichkeit eingehend geprüft werden, und legt 
großen Wert darauf, daß nur ſolche Siedlungsvereini⸗ 
gungen als Verfahrensträger zugelaſſen werden, die 
die ſichere Gewähr für eine ordnungsmäßige Durch⸗ 
führung des Verfahrens und die zuverläſſige Ver⸗ 
wendung der Gelder bieten. 5 

Die Befugnis zur Erteilung der Anſiedlungsgeneh⸗ 
migung wird gleichfalls den Regierungspräſidenten 
übertragen. Im übrigen bleiben die Runderlaſſe vom 
19. 11. 31 (TI 1003/10. 11.), 4. 12. 31 (IT 2905/19. 11.) 
(Kleingärten), 6. 12. 31 (II 2100 8/26. A Ang. — 
(Polizeiverordnung über die Errichtung vorſtädtiſcher 
Kleinſiedlerſtellen vom 4. Dezember 1931), ſoweit ſie 
nicht mit den Verfahrensvorſchriften und Richtlinien 
in Widerſpruch ſtehen, beſtehen. — Der Erlaß iſt im 
VMinBl. veröffentlicht. 


2. Uebertragung der Trägerſchaft bei Durchführung der 
vorſtädtiſchen Kleinſiedlung auf die Wohnungsfür⸗ 
ſorgegeſellſchaften. 

Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt hat im 
Erlaß vom 2. Auguſt 1932 — IT 1003 4/19. 7. (32) — 
beſtimmt, daß die preußiſchen provinziellen Wohnungs- 
fürſorgegeſellſchaften im Sinne der Richtlinien des 
Herrn Reichskommiſſars für den 2. Abſchnitt die 
Durchführung der vorſtädtiſchen Kleinſiedlung über⸗ 
tragen erhalten, die eine ausreichende Gewähr für die 
Erfüllung der mit der Trägerſchaft verbundenen oder 
zu übernehmenden Verpflichtungen hinſichtlich ihrer 
techniſchen und finanziellen Leitungsfähigkeit bieten. 
Wenn die Gemeinden die Trägerſchaft einer provin⸗ 
ziellen Wohnungsfürſorgegeſellſchaft übertragen. die 
ihrerſeits durch Durchfühurng einer Tochtergeſellſchaft 
überlaſſen mag, fo braucht im Einzelfall das Einver⸗ 
ſtändnis der Aufſichtsbehörden nicht eingeholt zu wer⸗ 
den. Das Einverſtändnis iſt vielmehr zur Beſchleuni⸗ 
gung des Verfahrens allgemein auszuſprechen. 


IN. Beſtimmungen über die Gewährung von 

Zinszuſchüſſen des Reiches für die Fuſtand⸗ 

ſetzung von Wohngebäuden und die Teilung 
von Wohnungen. 

Auf Grund der Verordnung des Reichspräſidenten 
über Maßnahmen zur Erhaltung der Arbeitsloſenhilfe 
und der Sozialverſicherung ſowie zur Erleichterung 
der Wohlfahrtslaſten der Gemeinden vom 14. Juni 
1932 — Vierter Teil, Kapitel III Abf. 2 (Reichs⸗ 
geſetzbl. I S. 273, 284) wird im Einvernehmen mit 
dem Reichsminiſter der Finanzen folgendes beſtimmt: 
A. Allgemeine Beſtimmungen. 

1. Zinszuſchüſſe können für Darlehen im Betrage 


von 1000, — RM und mehr gewährt werden, die für 
große Inſtandſetzungsarbeiten an Wohngebäuden und 
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zur Teilung einer Wohnung aufgenommen ſind. Die 
Wohngebäude und die Wohnungen müſſen vor dem 
1. Juli 1918 bezugsfertig geworden ſein. Die in 
Satz 1 bezeichneten Arbeiten müſſen nach dem 1. Juli 
1932 und vor dem 1. April 1933 begonnen ſein. 
2. Das Darlehen muß ausſchließlich für die Arbeiten 
verwendet ſein. Der Nachweis ſoll durch Rechnungen 
— der Handwerker, des Bauunternehmers, des Archi⸗ 
tikten, der Baupolizei, der Verſorgungsinſtitute (z. B. 
Gas⸗, Waſſer⸗, Elektrizitätswerke uſw.) — erbracht 
werden, auch kann eine Beſcheinigung der Handwerks- 
kammer oder eines vereidigten Bauſachverſtändigen 
verlangt werden. Rechnungen von Handwerkern ſind 
nur zu berückſichtigen, wenn der Ausſteller in der 
Handwerksrolle eingetragen iſt, im Zweifel iſt dies 
a Beſcheinigung der Handwerkskammer nach⸗ 
zuweiſen. 
3. Die Koſten der Arbeiten müſſen angemeſſen ſein. 
4. Die Koſten des Darlehns (Zins⸗ und Tilgungs⸗ 
ſatz, Disagio uſw.) dürfen die marktmäßigen Sätze 
nicht überſteigen. 
5. Iſt das Darlehn aus öffentlichen Mitteln bereit⸗ 
geſtellt, ſo darf ein Zinszuſchuß nicht gegeben werden. 
6. Der Zinszuſchuß beträgt bei einem Darlehns⸗ 
betrage bis zu 2000 RM 6 v. H., für den etwa darüber 
hinausgehenden Darlehnsbetrag 10 v. H. Die Lauf⸗ 
zeit des Darlehns bleibt außer Betracht. Die Aus⸗ 
zahlung des danach auf das einzelne Darlehn entfal⸗ 
lenden Geſamtbetrages erfolgt in einer Summe nach 
Fertigſtellung der Arbeiten. 
In dem Beſtreben, das Verfahren möglichſt zu 
vereinfachen, wird man in den endgültigen Be⸗ 
ſtimmungen einen Anterſchied in der prozentualen 
Bezuſchuſſung nach der Höhe der Darlehen wahr: 
ſcheinlich nicht machen. Vielmehr iſt vorgeſehen, 
einen verlorenen Zinszuſchuß in Höhe von 10 2% 
für alle Darlehen über 1000 RM zu gewähren. 
7. Die Bewilligung des Zuſchuſſes erfolgt auf An⸗ 
trag des Grundſtückseigentümers durch eine von der 
oberſten Landesbehörde zu beſtimmende Stelle. 
8. Wird in einem Lande für Darlehen der in Ziff. 1 
genannten Art aus Mitteln der Gebäudeentſchuldungs⸗ 
ſteuer oder aus anderen öffentlichen Mitteln ein Zins⸗ 
zuſchuß oder ein Steuernachlaß gewährt, ſo beſtimmt 
die oberſte Landesbehörde, ob und inwieweit aus 
Mitteln des Reichs ein zuſätzlicher Zinszuſchuß im 
Einzelfall gegeben wird. Die oberſte Landesbehörde 
kann beſtimmen, daß in ſolchen Fällen die von dem 
Lande geforderten Vorausſetzungen auch für den Zins⸗ 
zuſchuß des Reichs gelten. 
Dieſe Beſtimmung unter 8. ſoll an ſich eine direkte 
Aenderung zwar nicht erfahren, doch wird die 
Formulierung in den endgültigen Beſtimmungen 
io gehalten jein, daß eine doppelte Zuwendung 
aus öffentlichen Mitteln für den Zweck der Haus⸗ 
reparatur und Wohnungsteilung tunlichſt ausge⸗ 
ſchaltet wird. i 

B. Sonderbeſtimmungen. 

a) Inſtandſetzung von Wohnungen. 

1. Als große Inſtandſetzungsarbeiten gelten: die 
vollſtändige Erneuerung der Dachrinnen und Abfluß⸗ 
rohre, das Umdecken des Daches, der Abputz oder An⸗ 
ſtrich des Hauſes im Aeußern, Erneuerung des ganzen 
Treppenhauſes im Innern, die Erneuerung der Heiz⸗ 
anlage bei Sammelheizung und Warmwaſſerverſor⸗ 
gung. Beſeitigung von Hausſchwamm und ähnliche 
außerordentliche, einen größeren Koſtenaufwand er⸗ 
fordernde Inſtandſetzungsarbeiten. Von einer Nach⸗ 
prüfung der Notwendigkeit der Arbeit kann abgeſehen 
werden. 

2. Enthält ein Gebäude neben Wohnungen auch ge⸗ 
werbliche Räume jo gilt es als Wohngebäude, wenn 
es überwiegend Wohnzwecken dient. 


b) Teilung von Wohnungen. 

1. Zinszuſchüſſe können gewährt werden, wenn durch 
die Teilung einer Wohnung mehrere Wohnungen ge: 
ſchaffen werden. 

2. Jede Teilwohnung muß für ſich abgeſchloſſen ſein. 
Als abgeſchloſſen gilt eine Wohnung, wenn ſie eigene 
Küche, die erforderlichen Nebenräume und möglichſt 
einen eigenen Zugang hat. 


C. Schluß beſtimmung. 


„Die Länder können nähere Vorſchriften zur Durch⸗ 
führung der vorſtehenden Beſtimmungen treffen. 


Berlin, den 20. Juli 1932. 


Der Reichsarbeitsminiſter 
gez. Schäffer. 


Im Begleiterlaß vom 20. 7. 32 (Reichsarbeitsbl. 
Nr. 21 1 S. 157 — IV 4419/32 Wo. —) an die Regie⸗ 
rungen der Länder weiſt der Reichsarbeitsminiſter 
u. a. auf folgende Einzelheiten hin: 

Es beſtehen keine Bedenken, die Zinszuſchüſſe auf 
Grund von Koſtenanſchlägen vor Ausführung der Ar⸗ 
beiten in Form eines Vorbeſcheides zuzuſagen. Auf 
die Ueberwachung der Beſtimmung, daß Arbeiten, die 
in Schwarzarbeit ausgeführt find, nicht berückſichtigt 
werden dürfen, lege ich aus arbeitsmarktpolitiſchen 
Gründen beſonderen Wert. Auf die Innehaltung wäre 
. bei Erteilung von Vorbeſcheiden hinzu⸗ 
weiſen. 

Bei der Bemeſſung des Zinszuſchuſſes bin ich davon 
ausgegangen, daß die Kapitalkoſten jährlich um 4 v. H. 
vermindert werden ſollen und daß bei den Darlehen 
eine durchſchnittliche Laufdauer von 2% Jahren ans 
genommen werden kann. Aus Gründen, die mit der 
haushaltsmäßigen Bereitſtellung der Zinszuſchußmittel 
im Zuſammenhang ſtehen, und aus Gründen der Ver⸗ 
waltungsvereinfachung ſollen die Zinszuſchüſſe jedoch 
nur einmalig in einer Summe gewährt werden. 
Hieraus ergibt ſich der in den Beſtimmungen genannte 
Satz von 10 v. H. 

Für die Zinszuſchüſſe ſind nach der Verordnung des 
Reichspräſidenten über die Verwaltung der Einnah⸗ 
men und Ausgaben des Reichs im Rechnungsfahre 
1932 vom 30. Juni 1932 (Reichsgeſetzbl. 11 S. 153) in 
Kapitel VII 10 Titel 2a des Haushalts meines Mi⸗ 
niſteriums 5 Millionen RM einmalig bereitgeſtellt. 

Zum Erſten jeden Kalenderviertel⸗ 
jahres, erſtmalig zum 1. Oktober 1932, 
bitte ich, mir die Höhe der bewilligten Zinszuſchüſſe 
und die Zahl der Einzelfälle mitzuteilen, und zwar 
getrennt für die Inſtandſetzung von Wohngebäuden 
und die Teilung von Wohnungen. Den hiernach er⸗ 
forderlichen Betrag werde ich Ihnen alsdann zuweiſen. 
Sollte in einzelnen Ländern eine hiervon abweichende 
Regelung erwünſcht fein, jo bin ich bereit, dahin⸗ 
gehende Vorſchläge zu prüfen. 

Die Zinsverbilligung wird, wie die Beſtimmungen 
über die Gewährung von Zinszuſchüſſen ergeben, 
grundſätzlich für alle Darlehen gewährt, ohne Rück⸗ 
ſicht auf die Geldquelle und die Sicherung des Dar⸗ 
lehns. Auf dieſe Weiſe ſollen möglichſt alle bereiten 
Geldquellen für die Finanzierung der Arbeiten nutz⸗ 
bar gemacht werden. Darüber hinaus beabſichtige ich, 
die Kapitalbeſchaffung noch beſonders durch Ueber⸗ 
nahme von Reichsbürgſchaften zu fördern; dazu bin 
ich durch die Verordnung des Reichspräſidenten vom 
14. Juni 1932 Vierter Teil Kapitel III (Reichsgeſetz⸗ 
blatt I S. 273, 284) ermächtigt worden. Wie ich be⸗ 
reits in meinem Schreiben vom 14. April 1932 — 
IV Nr. 2225/32 Wo — erwähnt habe, beſteht die Mög⸗ 
lichkeit, Inſtandſetzungsarbeiten und Wohnungsteilun⸗ 
gen auf Wechſelgrundlage zu finanzieren. Am die 
Gewährung von Wechſelkredit zu erleichtern, bin ich 
bereit, hierfür einzelnen Spitzeninſtituten gegenüber 
die Reichsbürgſchaft zu übernehmen. Ich ſtehe des⸗ 


wegen bereits in Verhandlungen, deren Ergebniſſe ich 
noch mitteilen werde. Sollte in den Ländern der 
Wunſch nach der Einſchaltung beſtimmter Inſtitute 
beſtehen, ſo bin ich bereit, dahingehende Vorſchläge zu 
prüfen. gez. Schäffer. 


IV. Grundkreditweſen. 


RdErl. d. MB. vom 11. 6. 1932 betr. Rückzahlung 

von Hypotheken in Schuldverſchreibungen 
— II 1400/4. 6. — 
Wie mir berichtet wird, beſtehen Unklarheiten hin⸗ 
ſichtlich der Rückzahlung ſolcher Hypotheken die durch 
inländiſche Körperſchaften des öffentlichen Rechts ver⸗ 
bürgt und auf Grund deren die Kreditinſtitute ſoge⸗ 
nannte Kommunalobligationen ausgegeben haben. 
Die meiner Aufſicht unterſtehenden Hypothekenbanken 
oder einige dieſer Inſtitute wollen, ſoweit ich höre, 
für dieſe Gattung von Hypotheken das Rückzahlungs⸗ 
recht des Schuldners gemäß § 10, erſter Abſchnitt, 
Kap. III des Erſten Teils der Vierten Notverordnung 
vom 8. 12. 1931 (RGBl. I S. 699) nicht anerkennen. 
Eine ſolche Einſtellung der Hypothekenbanken halte ich 
nicht für begründet. 

8 10 a. a. O. beſtimmt: „Haben Kreditinſtitute der 
in $ 2 Abſ. 2 bezeichneten Art (hierher gehören die 
Hypothekenbanken) auf Grund der erworbenen Hypo⸗ 
theken Schuldverſchreibungen ausgegeben, ſo können 
die Schuldner dieſer Hypotheken ihre Schuld nach 
näherer Beſtimmung der Durchführungsvorſchriften 
durch Hingabe gleichartiger Schuldverſchreibungen des 
Gläubigerkreditinſtituts tilgen.“ 

Die hier in Frage kommenden Kommunalobligatio⸗ 
nen ſind, was außer Zweifel ſteht, auf Grund von 
Hypotheken ausgegeben worden. Die öffentliche 
Bürgſchaft hat, wie jede Bürgſchaft, nur akzeſſoriſchen 
Charakter (§ 765 BGB.) und bildet nicht die eigent⸗ 
liche und materielle Grundlage für die Ausreichung 
der genannten Schuldverſchreibungen. Wenn die 
Bürgſchaft auch erſt die Ausreichung ermöglicht, ſo iſt 
doch nicht zweifelhaft, daß die Unterlage für die aus⸗ 
gegebenen Schuldverſchreibungen in der Forderung 
ſelbſt. d. h. in der Hypothek, zu ſuchen iſt (ſiehe auch 
die Formulierung im § 5 Abſ. 1 Ziff. 2 des Hypo⸗ 
thefenbanfgejetes). Die Schuldner find demnach be⸗ 
rechtigt, die Hypotheken in ſo weit in Kommunal- 
obligationen zu tilgen. Daß die Regelung des § 10 
der Zinsſenkungs⸗Notverordnung nicht ausſchließlich 
auf Pfandbriefe beſchränkt iſt, ergibt ſich auch aus dem 
Wortlaut der Verordnung. 

J. V.: Meyer. 

An die Preußiſchen Hypothekenbanken. 

(VMBl. 1932 Sp. 613.) 


V. Oſthilfe und Siedlung. 
Verordnung vom 16. Juli 1932 (RGBl. I 357). 
Der Reichspräſident hat auf Grund des Artikels 48 
Abf 2 der R. V. verordnet, daß auf folgende Gebiete 
Bayerns die Oſthilfemaßnahmen ausgedehnt werden: 

. in Niederbayern in folgenden Bezirksämtern: 
Paſſau, Wegſcheid, Wolfſtein, Grafenau, Vilnshofen, 
Deggendorf, Regen, Viechtach, Bogen, Straubing, 
Kötzting und den Bezirken der unmittelbaren Städte 
Paſſau, Deggendorf und Straubing; 

2. in der Oberpfalz in folgenden Bezirksämtern: 
Regensburg, Roding, Cham, Waldmünchen. Neunburg 
v. W., Burglengenfeld, Parsberg, dem Amtsgerichts⸗ 
bezirk Kaſtel des Bezirks Neumarkt i. O., den Bezirks⸗ 
ämtern Amberg, Sulzbach, Nahburg, Oberviechtach, 
Vohenſtrauß, Neuſtadt a. WN., Eſchenbach, Tirſchen⸗ 
reuth, Kennath und den Bezirken der unmittelbaren 
Städte Regensburg, Amberg, Schwandorf und Weiden; 

3. in Oberfranken in folgenden Bezirksämtern: 
Wunſiedel, Bayreuth, Kulmbach, Stadtſteinach, Münch⸗ 
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berg, Rehau, Hof, Naila, Kronach und in den Bezirken 
der unmittelbaren Städte Bayreuth, Hof, Kulmbach 
und Selb. 7 

In dem erweiterten Gebiet werden die Entſchul⸗ 
dungsmaßnahmen nach Maßgabe der zur Verfügung 
ſtehenden Mittel und der Dringlichkeit des einzelnen 
Falles durchgeführt. 


VI. Uebergang 
des landwirtſchaftlichen Siedlungsweſens 
vom RNeichsarbeitsminiſteriums auf das 
Reichsminiſterium für Ernährung 
und Landwirtſchaft. 

Die Bearbeitung der Angelegenheiten der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Siedlung einſchließlich der Anſiedlung von 
Landarbeitern, des Verkehrs mit landwirtſchaftlichen 
Grundſtücken und des landwirtſchaftlichen Pachtweſens 


geht mit dem 5. Juli 1932 aus dem Geſchäftsberei 
des Reichsarbeitsminiſteriums in den en 
ſteriums für Ernährung und Landwirtſchaft über. 
Das Nähere wegen des Uebergangs und der künfti⸗ 
gen Beteiligung der beiden Miniſterien beſtimmen der 
Reichsarbeitsminiſter und der Reichsminiſter für Er⸗ 
nährung und Landwirtſchaft im beiderſeitigen Einver⸗ 
nehmen. 
Berlin, den 5. Juli 1932. 
Der Reichsminiſter für Ernährung und Landwirtſchaft 
Freiherr von Braun. 
Der Stellvertreter des Reichskanzlers und 
Reichsminiſter des Innern 
Freiherr von Gayl. 
Der Reichsarbeitsminiſter 


Schäffer. 
(RArbl. 1 152) 


Aus dem Reichsverbande der Wohnungsfürſorgegeſellſchaften 


Jahresabſchluß der Rheiniſchen Wohnungsfürſorge⸗ 
geſellſchaft m. b. H. Düſſeldorf. 

Trotz der als Folge des 13. Juli 1931 ein⸗ 
getretenen überaus ſtarken Einſchränkung der 
allgemeinen Neubautätigkeit war die Arbeit der 
Rheiniſchen Wohnungsfürſorgegeſellſchaft im Jahre 
1931 noch recht umfangreich. Einen weſentlichen 
Anteil an dem Arbeitsbeſtand hatte der Ueber— 
hang von 2522 Wohnungen (davon 1600 Betreu- 
ungswohnungen) aus dem Ergänzungsprogramm 
des Reiches, das erſt in den letzten Monaten des 
Jahres 1930 hatte in Angriff genommen werden 
können. Neu begonnen wurden in 1931 2461 Woh⸗ 
nungen (davon 1258 im Betreuungsverfahren), 
ſodaß insgeſamt 4983 Wohnungen, darunter 2958 
Betreuungswohnungen, gefördert wurden. Von 
den 2958 Betreuungswohnungen ſind in 1931 
2225 fertiggeſtellt. 1648 Wohnungen =55,7% 
wurden mit Hauszinsſteuermitteln, 848 = 28,777 
mit Reichsdarlehen und 462 — 15,677 mit ſonſti⸗ 
gen Mitteln (Fonds für das Saargebiet und Land⸗ 
arbeiterdarlehen) finanziert. Von den Betreu⸗ 
ungswohnungen entfallen auf Orte mit weniger 
als 5000 Einwohnern 23,87, mit 5000 bis 10 000 
Einwohnern 10,2%, mit 10 000 bis 50 000 Ein⸗ 
wohnern 29,7%, mit 50 000 und mehr Einwohnern 
36,3%. Etwa 1000 weitere Wohnungen, die zur 
Durchführung im Betreuungsverfahren vorbereitet 
waren, mußten nach Eintritt der Finanzkriſe im 
Juli zurückgeſtellt werden. 

Neben der Betreuungstätigkeit im Wohnungs⸗ 
bau hat die R. W. G. ihre ſtädtebaulichen Arbeiten 
fortgeſetzt; es wurden im Jahre 1931 Pläne für 
27 Gemeinden, hauptſächlich Planungen in Ver⸗ 
bindung mit Vorſchlägen für Ortsſtatute und Bau⸗ 
zonenordnungen, im weſentlichen zum Abſchluß 
gebracht. { 

An Finanzierungsmitteln hat die R. W. G. in 
1931 dem Wohnungsbau der Rheinprovinz 16,8 
Millionen Reichsmark (in 1930 37,7 Millionen) 
zugeführt, wovon 55% auf gemeinnützige Baus 


vereine, 25% auf Private und 20% auf Gemein- 
den entfallen. 

Die Bilanzſumme ſtellt ſich Ende 1931 auf 
8,1 Mill. RM gegenüber 7,4 Mill. in 1930. Von 
dem Vermögen entfallen: RM 33 300. — auf noch 
nicht eingezahltes Stammkapital, RM 741 800,— 
auf Kaſſe, Bank⸗ und Poſtſcheckguthaben. RM 
6 817 300, — auf Außenſtände und RM 577 000,— 
auf Beteiligungen. Warenbeſtand, Inventar und 
Mobilien ſowie Immobilien ſtehen zu den Er- 
innerungswerten von je RM 1,— zu Buch. Auf 
der Paſſivpſeite erſcheint das Stammkapital ge- 
genüber dem Vorjahr unverändert mit RM 
6 000 000, —. Die Rücklagen beziffern ſich auf 
RM 787 100,—. Ferner find ausgewieſen: Ein⸗ 
zahlungsverpflichtungen auf übernommene Be- 
teiligungen mit RM 35500,—, Darlehen mit 
RM 917500,—, ſonſtige Gläubiger mit RM 
301 900, — und als Gewinn RM 127 500,.—. Bor 
dem Strich ſind auf beiden Seiten der Bilanz als 
Eventualverbindlichkeiten bzw. Rückgriffsforde⸗ 
rungen aus Bürgſchaften RM 3 042 800, — ver⸗ 
zeichnet, darunter RM 2 284 000, — für den Preuß. 
Staat aufgenommene Beamtenſiedlungsdarlehen. 

Der ausgewieſene Reingewinn des Jahres 1931 
von RM 127 500, — bleibt hinter dem des Vorjah⸗ 
res (RM 324 100,.—) nicht unweſentlich zurück. 
Es iſt jedoch zu berückſichtigen, daß außer den 
Abſchreibungen von RM 27200,— und Rück⸗ 
ſtellung von RM 26 400,— noch außerordentliche 
Rückſtellungen von RM 300 000, — für etwaige 
Ausfälle aus nicht erkennbaren Riſiken vor⸗ 
genommen ſind. Die Geſchäftsunkoſten einſchließ⸗ 
lich der Zuſchüſſe an den Rheiniſchen Verein für 
Kleinwohnungsweſen erforderten RM 389 100,— 
(im Vorjahr 450 600,—), demgegenüber ſtehen an 
Einnahmen RM 274 500,— (401 000. —) aus Be⸗ 
treuungsgebühren, Verwaltungskoſten und Pro⸗ 
viſionen, ferner RM 570 000,— (472 000, —) aus 
Zinſen und Dividenden und RM 5900, — aus ſon⸗ 
ſtigen Eingängen. Aus dem Reingewinn ſollen 
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RM 50 000,— der Hauptrücklage zugeführt und 
die reſtlichen RM 77 500, — auf neue Rechnung 
vorgetragen werden. 


Naſſauiſche Heimſtätte G. m. b. H. Frankfurt a. M. 
im Jahre 1931. 

Die Geſellſchaft hat in dem Kriſenjahr 1931 
noch ein Bauprogramm von 1278 Wohnungen 
durchführen können, von denen 978 aus dem Vor⸗ 
jahr übernommen und 300 neu begonnen wurden. 
Die Förderung der Bauten erſtreckte ſich faſt 
durchweg auf die volle (finanzielle und techniſche) 
Betreuung, wobei Größe und Ausſtattung der 
Wohnungen den veränderten Einkommensverhält⸗ 
naſſen angepaßt wurden. Von den in 1931 neu 
begonnenen 300 Wohnungen ſind 239 in Mehr⸗ 
familienhäuſern erſtellt, davon haben 140 Woh⸗ 
nungen 2 Zimmer = 58,6, 72 Wohnungen 2% 
Zimmer = 30,2%, 24 Wohnungen 3 Zimmer = 
10% und 3 Wohnungen 3% Zimmer = 1,2%. 
Auf dem Lande konnten nur 113 von 500 bean⸗ 
tragten Wohnungen in Angriff genommen werden. 
Von der Stadt Frankfurt a. M. wurden an Haus⸗ 
zinsſteuermitteln für 1931 rund RM 1750 000,— 
zugeſagt gegenüber RM 3 230 000, — im Vorjahr. 

Die Bilanzſumme ſtellt ſich Ende 1931 auf RM 
5,192 Mill. gegenüber 5,820 Mill. RM in 1930. 
Von dem Vermögen entfallen: RM 102 700.— 


auf ausſtehende Einzahlung auf Stammkapital, 
RM 89100,— auf Kaſſe, Bank- und Poſtſcheck⸗ 
guthaben, RM 90 000,.— auf Wechſel, RM 
2 926 600,— auf Forderungen, RM 730 000,— 
auf Beteiligungen, RM 164 300,.— auf Immo⸗ 
bilien und RM 1090 000, — auf Tilgungsdar⸗ 
lehen. Baumaterialien und Inventar ſtehen mit 
Erinnerungswerten zu Buch. Die Paſſipſeite 
weiſt ein gegenüber dem Vorjahr unverändertes 
Stammkapital von RM 4003 900, — aus. Die 
Hauptrücklage erſcheint mit RM 290 000,—; ferner 
ſind an Rückſtellungen ausgewieſen RM 145000,—, 
als Penſionsfonds RM 40 000,—, als Bankſchul⸗ 
den RM 300,—, als Darlehen RM 72 600,—, als 
ſonſtige Schulden RM 512 000, — und als Hypo⸗ 
theken RM 128 400,—. 

Als Reingewinn find RM 545, — ausgewieſen, 
nachdem RM 297 700,— zu Abſchreibungen ver⸗ 
wendet worden ſind. Den Geſchäftsunkoſten von 
RM 296 900,.— (im Vorjahr RM 329 500,—) 
ſtehen an Einnahmen gegenüber: aus Betreu⸗ 
ungsgebühren RM 184 700,.—, aus Zinſen RM 
332 800,—, aus Proviſionen RM 37 900, — und 
aus dem Warengeſchäft RM 38 700,.—. Die Ein⸗ 
nahmen an Betreuungsgebühren decken rd. 62,3% 
der Unkoſten (im Vorjahr 110%). Das Zins⸗ 
ergebnis ſtimmt mit dem des Vorjahres faſt über⸗ 
ein. 


Perſönliches 


Verbandsdirektor Dr. Weber 50 Jahre alt. 

Der Verbandsdirektor des Hauptverbandes 
Deutſcher Baugenoſſenſchaften und Geſellſchaften, 
Oberregierungsrat Dr. Weber, vollendete am 
5. Auguſt d. J. ſeinen 50. Geburtstag. Dr. Weber, 
der u. a. als früheres Vorſtandsmitglied der Woh⸗ 
e „Weſtfäliſche Heimſtätte, 
G. b. H.“ und als Vorſtandsmitglied der 
Reichsſorſchungsgeſellſchaft 


für Wirtſchaftlichkeit 


Nachrichten des Bau⸗ 


Zum Uebergang des Reichskommiſſariats für die 
vorſtädtiſche Kleinſiedlung auf das Reichsarbeits⸗ 
miniſterium. 

Nachdem nunmehr der erſte und zweite Baus 
abſchnitt der vorſtädtiſchen Kleinſiedlung und die 
Bereitſtellung von Kleingärten für Erwerbsloſe 
organiſiert iſt, und das Prüfungsverfahren für 
die Zukunft den Landesbehörden übertragen werden 
konnte, gehen die Geſchäfte mit dem 1. Auguſt auf 
den Reichsarbeitsminiſter über und werden dort 
in der Abteilung IVe bearbeitet werden. Reichs⸗ 
kommiſſar Dr. Saaßen hat am 26. Juli 1932 dem 
Reichskanzler über das bisherige Ergebnis der 
Siedlungsaktion in einem längeren Vortrag Be- 
richt erſtattet und kehrt nunmehr in ſein Amt als 
Regierungspräſident von Trier zurück. Der Be⸗ 


im Bau⸗ und Wohnungsweſen, e. V., ſich um die 
Förderung der Bautätigkeit und des Wohnungs⸗ 
weſens bereits verdient gemacht hatte, übernahm 
am 1. April 1931 die Leitung des Hauptverbandes. 
Wir wünſchen Herrn Dr. Weber, daß es ihm ge— 
lingen möge, bei der unermüdlichen Arbeit an 
verantwortungsvoller Stelle dazu beizutragen, 
das gemeinnützige Bauweſen wiederum in eine 
Zeit der Blüte zu führen. 


und Siedlungsweſens 


richt des Reichskommiſſars wird im Wortlaut im 
Reichsarbeitsblatt vom 5. Auguſt 1932 veröffent⸗ 
licht. In dieſem Bericht ſtellt der Reichskommiſſar 
als Ergebnis ſeiner Tätigkeit u. a. folgendes feſt: 
Mit den 73 Millionen RM des erſten und zweiten 
Abſchnittes werden zuſammen rd. 27 000 vor⸗ 
ſtädtiſche Kleinſiedlungen und 80 000 Kleingärten 
gefördert. Legt man je Siedler bzw. Kleingarten 
eine Familienzahl von 5 Köpfen zugrunde, was 
die in den Richtlinien vorgeſchriebene Bevor— 
zugung der Kinderreichen rechtfertigt, ſo kommt 
die diesjährige Aktion rd. 107 000. 5 — 535 000 
Menſchen zugute. — Ueber den Erfolg läßt ſich 
naturgemäß zurzeit ein endgültiges Urteil noch 
nicht abgeben. Ganz abgeſehen davon, daß ſich 
die meiſten Kleinſiedlungen gegenwärtig noch im 
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Bau und die Mehrzahl der Kleingärten noch in 
der Anlage befinden, iſt der Erfolg einer Sied⸗ 
lungsaktion auch nicht ſo ſehr durch die Errichtung 
der Siedlungen als vielmehr durch das Ergebnis 
ihrer Bewirtſchaftung bedingt. Schon jetzt darf 
jedoch feſtgeſtellt werden, daß die Durchführung 
des Kleinſtedlungsprogramms der Reichsregierung 
zu einer weſentlichen Vereinfachung des Bauens 
und zu einer erheblichen weiteren Senkung der 
Baukoſten geführt hat. Auch ein günſtiger Ein⸗ 
fluß auf die Stimmung der Erwerbslosen iſt nicht 
zu verkennen. Die Siedler ſelbſt freuen ſich, dem 
unfreiwilligen Nichtstun entronnen zu ſein und 
nutzbringende Arbeit an dem Aufbau eines eige⸗ 
nen Heims leiſten zu können, das ihnen und ihrer 
Familie noch vor Beginn des nächſten Winters 
Obdach geben ſoll. Zahlreiche weitere Erwerbs⸗ 
loſe hoffen und warten darauf, daß auch ihnen 
demnächſt eine gleiche Möglichkeit geboten werde. 
Da das Intereſſe für die vorſtädtiſche Kleinſied⸗ 
lung bereits weit über den Kreis der an den 
öffentlichen Planſiedlungen Beteiligten hinaus⸗ 
geht, hat der Reichskommiſſar durch ſeinen Erlaß 
vom 22. März 1932 die Landesbehörden ermäch⸗ 
tigt, die durch die Verordnung vom 6. Oktober 
1931 auf reichsſeitig geförderte Kleinſiedlungen 
beſchränkten Vergünſtigungen auch ſolchen vor⸗ 
ſtädtiſchen Kleinſtedlungen zuzuwenden, für die 
Reichsmittel nicht zur Verfügung geſtellt werden 
können. Dieſe Vergünſtigungen beſtehen vor allem 
in der Steuer⸗ und Gebührenfreiheit und daneben 
in erheblichen baupolizeilichen Erleichterungen. — 
Für die Siedler und ihre Familienangehörigen 
wird im übrigen der dauernde Erfolg von dem 
Gelingen der Umſtellung auf die neuen halbländ⸗ 
lichen Verhältniſſe und von der Erzielung eines 
höchſtmöglichen Ertrages aus Garten und Klein⸗ 
tierhaltung abhängen. Für beide iſt neben dem 
guten Willen der Siedler eine geeignete Betreuung 
und insbeſondere eine ausreichende Wirtſchafts⸗ 
beratung nicht zu entbehren. Aufgabe der Ge⸗ 
meinden iſt es, ſie einzurichten; Reich und Staat 
müſſen ſie durch Anregung und Ueberwachung 
fördern. — Auf dieſe Weiſe läßt ſich der Erfolg 
der Siedlungsaktion für die Siedler ſelbſt ſichern. 
Soll dieſelbe darüber hinaus für das Millionen⸗ 
heer unſerer Erwerbsloſen Bedeutung haben, ſo 
darf die bisherige Arbeit nur der Anfang der 
Ausführung eines großzügigen Siedlungswerkes 
ſein, das neben der ländlichen Siedlung über Jahre 
und Jahrzehnte fortgeſetzt werden muß, damit es 
zu einer durchſchlagenden Verbeſſerung der Le⸗ 
bensbedingungen, insbeſondere der Wohnungsver⸗ 
hältniſſe der Arbeiterſchaft führen kann. Das 
Zukunftsziel muß ſein, den Kleinwohnungsbedarf 
der ſtädtiſchen Bevölkerung möglichſt weitgehend 
in der Form der vorſtädtiſchen Kleinſiedlung zu 
decken, die die Menſchen hinausführt aus der Enge 
der Städte in die freie Natur, ſie auf eigener 
Scholle ſeeliſch geſunden läßt und ihnen wenigſtens 


einen gewiſſen Schutz gibt gegen Wirtſchaftskriſen, 
die auch in Zukunft nicht ausbleiben werden. 


Ergebnis der bisherigen Bauſparkaſſenprüfung 
durch das Reichsaufſichtsamt. 

Seit etwa einem halben Jahr iſt der Geſun⸗ 
dungsprozeß im Gange. Von den rund 300 Bau⸗ 
ſparkaſſen, die der Aufſicht unterlie⸗ 
gen, wurden bisher 65 Unternehmungen revi⸗ 
diert. Endgültig zugelaſſen und 
genehmigt iſt noch keine Kaſſe. 

Die Eröffnung des Konkursverfahrens, die 
Schließung des Geſchäftsbetriebes oder Erlaß eines 
Zahlungsverbots wurde bei folgenden Unterneh- 
men angeordnet: 


Augsburg Bavaria, Selbſthilfe⸗Bauſpar⸗G. m. b. H. 

Berlin Alemannia, Baufpar- und Hypotheken⸗G. m. b. H. 

Berlin Bau⸗ und Siedlungsſparkaſſe Deutſche Heimat 

Berlin Kaſſe der Genoſſenſchaft Bauhilfe A.⸗G. 

Berlin Bauhilfe e. G. m. b. H. 

Berlin Deutſche Permanent⸗Bauſparkaſſe G. m. b. H. 

Berlin Reichsheim Bauſparkaſſe A.⸗G. 

Berlin „Sonne“ Zweckſparkaſſe A.⸗G. 

Berlin Terra Nuova A.⸗G. 

Bielefeld Phönix, Entſchuldungs⸗Hilfsgemeinſchaft. 

Bielefeld Deutſche Wirtſchaftshilfe G. m. b. H. 

Bremen Bauſpar⸗A.⸗G. 

Dortmund Allgemeine Bau⸗ und Zweckſparkaſſe G. m. b. H. 

Dortmund Allgemeine Bauſpar⸗Geſellſchaft für Haus⸗ und 
Grundbeſitz 

Dresden Hybag, Hypotheken- und Baukredit⸗e. G. m. b. H. 

Dresden Spar⸗ und Kreditgemeinſchaft A.⸗G. 

Düſſeldorf Deutſcher Sparerbund für Eigenheime. 

Eiſenach Bauſparkaſſe Thuringia. 

Erfurt Mitteldeutſche Baus und Hypothekenſparkaſſe. 

Eſſen Bauſparer⸗Gilde G. m. b. H. 

Eſſen Nheiniſche Bauſparkaſſe G. m. b. H. 

Eſſen Baubund Fortuna e. G. m. b. H. 

Frankfurt / M. Carolus⸗Bauſparkaſſe. 

Frankfurt/ M. Deutſche Eigenheim⸗Geſellſchaft m. b. 9. 

Frankfurt / M. Wirtſchaftshilfe e. G. m. b. H. 

Hamburg Ehag, Eigenheim⸗ und Hypotheken⸗A.⸗G. 

Hamburg Deutſche Baus und Hypothekenſparkaſſe. 

Hannover „Adler“ Bauſparkaſſe G. m. b. 9. 

Hannover Deutſche Allgemeine Bauſparkaſſe G. m. b. H. 

Hannover Allgemeine Zweckſpar⸗Geſellſchaft m. b. 9. 

Hannover Selbſthilfe, gemeinnützige Eigenheim, Baus 
und Spar⸗Geſ. m. b. 9. 

Heidelberg Merkuria⸗Volkstarif, Zweck⸗ und Bauſparkaſſe 
G. m. b. 9. 

Köln Bauſparkaſſe Roland A.⸗G. 

Köln Bauſparkaſſe Rhenania (Einſetzung einer 
Ueberwachungsperſon). 

Köln Allgemeine Bauſparkaſſe G. m. b. H. 

Köln Aufbau, Allgemeine Bauſpar⸗Gemeinſchaft. 

Köln Freies Heim, Bauſpar⸗A.⸗G. 

Magdeburg Deutſcher Baubund e. G. m. b. 9. 

Neuſtadt / Hardt Vaterländiſche Bauſparkaſſe G. m. b. H. 

Nürnberg Nürnberger Bauſpargeſellſchaft. 

Nürnberg Zenith, Bauſpargeſellſchaft m. b. H. 

Osnabrück Hilfe, Allgemeine Bauſpar⸗ und Entſchul⸗ 
dungskaſſe. 

Stuttgart Stuttgarter Bauſparkaſſe, G. m. b. 9. 

Stuttgart Allgemeine Zweckſparkaſſe G. m. b. H. 

Stuttgart Quelle, Allgemeine Bauſparkaſſe. 

Tharandt Eigenſcholle, Siedlungs⸗G. m. b. H. 

Wiesbaden Säntis, Erſte deutſch⸗ſchweizeriſche Hypotheken⸗ 


und Bauſpar⸗Geſellſchaft m. b. H. 


Die Bauſparkaſſen, die bereits am 31. Dezember 
1929 das Depoſitenrecht beſaßen, bedürfen keiner 
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Genehmigung, ſie unterliegen aber dennoch den 
Nachprüfungen des Reichsaufſichtsamts. Dieſe 
Vorausſetzung iſt bei folgenden Kaſſen erfüllt: 

Berlin Deutſchland Bauſpar⸗A.⸗G. für Stadt und Land. 


Darmſtadt Deutſche Bau: und Siedlungsgemeinſchaft. 

Hamburg Bauſparkaſſe Hamburg. 

Hannover Neue Deutſche Kreditgeſellſchaft (Bauſparkaſſe 
des Eigenheimbunds Niederſachſen). 

Koblenz Gemeinnützige deutſche Hypotheken-Entſchul⸗ 
dungsbank. 

Köln Deutſche Bau- und Wirtſchaftsgemeinſchaft. 


Ludwigsburg i. Wttg. Bauſparkaſſe der Gemeinſchaft der Freunde. 

Offenburg Südeg, Süddeutſche Eigenheim-Geſellſchaft. 

Stuttgart „Ewo“ Gemeinnützige Bauſpar- und Kredit 
genoſſenſchaft für Reichs-, Staats⸗ und Ge⸗ 
meinde = Beamte, Eigenheim und Wohlſtand 
e e d . 


Dieſe Kaſſen dürfen ſich nach einer Verfügung 
des Reichsaufſichtsamts der Formulierung bedie— 
nen: „kraft Bauſparkaſſengeſetzes zum Geſchäfts⸗ 
betrieb ohne beſondere Erlaubnis des Reichsauf⸗ 
ſichtsamts für Privatverſicherung zugelaſſen“, 
nicht dagegen der Wendung „endgültig zugelaſſen“. 

Die Frage des Depoſitenrechts iſt noch nicht 
entſchieden bei folgenden Kaſſen: 


Berlin Deutſche Bauſparkaſſe. 

Frankfurt / M. Deutſche Eigenheimgeſellſchaft. 

Oberurſel Bauſparkaſſe des Bau- und Siedlungsvereins 
Oberurſel. 

Stuttgart Baubund Selbſthilfe. 

Stuttgart Kosmos⸗-Vauſparkaſſe der Deutſchen Handels» 


bank AG. 


Der Staatsrat zur preußiſchen Wohnungskredit⸗ 
anſtalt. 

Der preußiſche Staatsrat hat zu der vom Staats⸗ 
miniſterium vorgelegten Verordnung über die 
Schaffung einer preußiſchen Wohnungskreditan⸗ 
ſtalt folgenden Beſchluß gefaßt: „Die Verordnung 
und die zugehörige Satzung ſtützt ſich ausdrücklich 
auf die Verordnung vom 24. Auguſt 1931. Maß⸗ 
nahmen und Einrichtungen zur Sicherung der 
ſtaatlichen Hauszinsſteuerhypotheken mögen unter 
die Sicherung des Haushalts des Landes Preußen 
zu bringen ſein. Dagegen beſtehen erhebliche Be⸗ 
denken, ob die Begründung einer Anſtalt zur Be⸗ 
gebung oder Sicherung zweiter Hypotheken und 
die Förderung neuer Siedlungen, ebenſo die vor⸗ 
behaltene Ausdehnung der Geſchäftszwecke der 
Wohnungskreditanſtalt von der Verordnung vom 
24. Auguſt 1931 gedeckt werden. 

Die vorgeſehenen Maßnahmen ſind organiſa⸗ 
toriſche Maßnahmen größten Stils. Ueber ihre 
beabſichtigte Vornahme hätte der Staatsrat ge⸗ 
mäß Art. 40 Abſ. 4 der Preußiſchen Verfaſſung 
vor dem Erlaß gutachtlich gehört werden müſſen. 
Der Erlaß der Beſtimmungen in $ 5 durch eine 
Verordnung widerſpricht dem Art. 65 der 
Verfaſſung. 

Für die Organiſation der Wohnungskreditan⸗ 
ſtalt fordert der Staatsrat, daß entſprechend dem 
Miniſterialbeſchluß vom 16. 6. 32 


1. die Organiſation der Wohnungskreditanſtalt, 
im beſonderen durch deren Unterbau, ſich auf 
den unerläßlich notwendigen Rahmen be- 
ſchränkt, 

2. die Wohnungskreditanſtalt ſich in weiteſtem 
Umfange der Mithilfe der Gemeinden und 
Gemeindeverbände bedient, insbeſondere auch 
die Verwaltung den Gemeinden (Gemeinde- 
verbänden) beläßt.“ 


Eine Reichsgemeinſchaft für deutſches Siedlungs⸗ 
weſen gegründet. 

Am 18. Juli 1932 iſt eine Reichsgemeinſchaft 
für das deutſche Siedlungsweſen gegründet wor⸗ 
den. Zum Führer dieſer Reichsgemeinſchaft wurde 
mit überwiegender Mehrheit der Chefredakteur 
der Wochenzeitung „Freies Volk“, Diplom-Volks⸗ 
wirt Herbert Rolf Fritzſche, gewählt. Zu ſeinem 
Stellvertreter erwählte man Dr. Gujtav Adolf 
Küppers, den Bundesvorſitzenden des Deutſchen 
Selbſthilfe⸗Siedlerbundes der Erwerbsloſen. Dem 
erweiterten als Reichsſiedler-Ausſchuß gebildeten 
Vorſtand gehören weiter an: Dr. Hermann Schultz, 
vom Evangeliſchen Siedlungsdienſt, Dr. Jagow, 
Geſchäftsführer des Kirchlich-Sozialen Bundes, 
Weichlert, vom Katholiſchen Siedlerverband, Ge⸗ 
ſellſchaft für Heim und Landkoloniſation, Geheim⸗ 
rat Böhmer und Dr. de la Porte, beide von der 
Arbeitsgemeinſchaft für neuzeitliche Siedlung, Ge⸗ 
neral Dix, vom Reichsbund der Kinderreichen, 
Biedermann und Weiß, vom Deutſchen Siedlungs- 
und Verkehrsbund mit ſeinen Unterorganiſatio⸗ 
nen, Hering, vom Bund Deutſcher Siedler, Dr. 
Wiemers, vom Weſtdeutſchen Siedlerverband, 
Münſter, Söhmann und Hoffmann, von der Aka⸗ 
demiſchen Selbſthilfe, Dipl.-Ing. Lörcher, vom 
Verband ehemaliger Reichswehrangehöriger, Kat⸗ 
ſchack, von der Zentralgenoſſenſchaft der Selbſt⸗ 
ſiedler. An der Aktion ſind bisher beteiligt: Die 
Deutſche Aufbaugemeinſchaft, die Deutſche Gemein⸗ 
ſchaftsſiedlung (Dr. von Hittel), der Deutſche Sied⸗ 
ler⸗Sparverein, der Evangeliſche Siedlungsdienſt, 
der Katholiſche Siedlerverband, der Bund Deut- 
ſcher Siedler, der Weſtdeutſche Siedlerverband, der 
Deutſche Siedlungs- und Verkehrsbund und die 
ihm angeſchloſſenen Stadtrandſiedler⸗Verbände, 
die Akademiſche Selbſthilfe, die Nothilfen chriſt⸗ 
licher Techniker, die Arbeitsgemeinſchaft für neu⸗ 
zeitliche Siedlung, die Markgenoſſenſchaft „Bären⸗ 
klau“, die Zentralgenoſſenſchaft für Selbſtſiedlung, 
der Reichsbund der Kinderreichen, der Reichsver⸗ 
band der Guts- und Forſtbeamten, der Selbſthilfe⸗ 
Siedlerbund der Erwerbsloſen, der Verband ehe— 
maliger Reichswehrangehöriger, die Reichsvereini⸗ 
gung ehem. Kriegsgefangener und der Deutſch— 
Evangeliſche Erwerbslojen-Siedlungsbund. 

Die Reichsgemeinſchaft für das Deutſche Sied— 
lungsweſen hat es ſich zur Aufgabe gemacht, die 
vaterländiſchen Belange durch eine Aktivierung 
der Siedlungspolitik und Siedlerbewegung zu 
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fördern und die deutſche Inlandswirtſchaft nach 
Kräften zu beleben und zu pflegen. Sie hat zu⸗ 
nächſt zehn Richtſätze aufgeſtellt, von denen die 
wichtigſten die Forderung auf Herabſetzung der 
Zinſen, Bauverbilligung und Kapitalunterſtüt⸗ 
zung, Einführung von Normalverträgen, Ab⸗ 
löſung von exiſtenzſchädigenden Verpflichtungen, 
Förderung des Genoſſenſchafts⸗ und Gemeinſchafts⸗ 
gedankens, Berückſichtigung von Verſorgungsan⸗ 
wärtern, namentlich in der Oſtſiedlung, geſetzliche 
Einrichtungen von behördlichen Beratungs- und 
Siedlerverteilungsſtellen, die von einem zu bil⸗ 
denden Reichsſiedlerausſchuß anerkannt werden 
müſſen, und eingehende Prüfung von Perſonen 
auf ihre ſachliche und moraliſche Eignung, wenn 
ſie als Siedlungswerber und Siedlungsvermittler 
zugelaſſen werden ſollen. 


Die deutſchen Sparkaſſen im Juni. 

Der Stand der Spareinlagen im Juni belief ſich 
auf 9800 Mill. RM gegen 9905 Mill. RM im 
Vormonat, mithin iſt eine Verminderung um 
105 Mill. RM zu verzeichnen. Die Gutſchriften 
haben ſich von 373,3 Mill. RM im Vormonat auf 
360,7 Mill. RM ermäßigt. Die Depoſiten⸗, Giro⸗ 
und Kontokorrenteinlagen ſind von 1259,5 Mill. 
NM auf 1224,5 Mill. RM zurückgegangen. 


Der Umlauf an Schuldverſchreibungen Ende 1931. 


Am 31. Dezember 1931 waren an Schuldver⸗ 
ſchreibungen und verzinslichen Schatzanweiſungen, 
die von deutſchen Emittenten im Inland und im 
Ausland begeben worden find, insgeſamt 31,3 Mil⸗ 
liarden RM im Umlauf. Damit ſind ungefähr 
60 v. H. des Vorkriegsumlaufs an Schuldverſchrei⸗ 
bungen wieder erreicht. Die Aufwertungs⸗ und 
Ablöſungsanleihen ſind am Geſamtumlauf Ende 
1931 nur noch mit knapp einem Viertel beteiligt 
(am 31. März 1928 entfielen auf ſie noch mehr 
als ein Drittel des Geſamtumlaufs). Von den 
reſtlichen 23 655,7 Mill. RM ſtellen 2 247,8 Mill. 
RM keinen neuen Kapitalzufluß zugunſten der 
Emittenten dar; es ſind dies die zwei Drittel 
der Poung⸗Anleihe, deren Erlös den reparations⸗ 
berechtigten Mächten zugefloſſen iſt (956,3 Mill, 
RM), und die Schuldbuchforderungen des Reichs 
zur Abgeltung der Kriegsſchäden (1.073,2 Mill. 
RM) und der Polenſchäden (218,3 Mill. RM). 

Die langfriſtigen Auslandsanleihen 
ſind am Geſamtbetrag der umlaufenden Schuld⸗ 
verſchreibungen Ende 1931 mit 8,35 Milliarden 
RM beteiligt. Der weitaus überwiegende Teil 
davon entfällt auf die öffentliche Wirtſchaft. Das 
Reich iſt mit der Young-Anleihe (1 4345 Mill. 
RM), der Dawes-Anleihe (754,8 Mill. RM) und 
der Zündholz⸗Anleihe (525,0 Mill. RM) der 
größte Schuldner deutſcher Auslandsanleihen. 
Weitere 1 335,2 Mill. RM ſind von Ländern, 
Gemeinden, Kirchen und kommunalen Kredit⸗ 
inſtituten aufgenommen. Dazu kommen noch 


1359,0 Mill. RM Emiſſionen der öffentlichen 
Unternehmungen und Zweckverbände. Die private 
Wirtſchaft iſt an den langfriſtigen Auslandsan⸗ 
leihen nur mit den 2 034,2 Mill. RM Auslands⸗ 
anleihen der Induſtrie und den 946,5 Mill. RM 
Anleihen der Deutſchen Rentenbank-Kreditanſtalt 
und ausländiſchen Pfandbriefen einiger Boden- 
kreditinſtitute beteiligt. 

Die Zuſammenſetzung des Geſamtbetrages der 
Inlandanleihen in Höhe von 13,6 Milliarden RM 
läßt aber erkennen, daß die Schuldverſchreibung 
noch nicht die Bedeutung als Geldbeſchaffungs⸗ 
mittel wie in der Vorkriegszeit wiedergewonnen 
hat. Die Pfandbriefe und die Kommunalobli⸗ 
gationen der Boden- und Kommunalkreditinſti⸗ 
tute ſtellen mit 8,9 Milliarden RM den Haupt⸗ 
teil der am inländiſchen Rentenmarkt um⸗ 
laufenden Schuldverſchreibungen. Von dem Reſt⸗ 
betrag entfallen weitere 1 291,5 Mill. RM auf die 
Schuldbuchforderungen für Kriegsſchäden und für 
Polenſchäden. 

Im Jahre 1931 hält ſich die Umlaufs⸗ 
erhöhung in engeren Grenzen. Ende 1931 
liegt der Umlauf feſtverzinslicher Wertpapiere nur 
noch um 833,8 Mill. RM über dem Stand am 
Ultimo des Vorjahres. Wenn man dabei die 
techniſchen Veränderungen berückſichtigt, ſo hat ſich 
der Umlauf feſtverzinslicher Wertpapiere durch 
Neuemiſſionen einerſeits und Tilgungen ander⸗ 
ſeits nur um 472,4 Mill. RM erhöht, während 
im Vorjahre nach Abzug der Tilgungen noch eine 
Zunahme von 2,7 Milliarden RM zu verzeichnen 
war. 

In der geringen Umlaufzunahme des Jahres 
1931 kommt zunächſt der faſt völlige Stillſtand 
der Emiſſionstätigkeit zum Ausdruck. An neuen 
Schuldverſchreibungen ſind im allgemeinen nur 
die Zündholzanleihe des Reichs (315 Mill. RM), 
die Schatzanweiſungen der Reichspoſt (150 Mill. 
NM), die Schatzanweiſungen des Reichs zur Ueber- 
nahme der Vorzugsaktien der Dresdner Bank 
(300 Mill. RM) ſowie im 1. Halbjahr Pfand⸗ 
briefe und Kommunalobligationen begeben wor⸗ 
den. Gleichzeitig ſind durch planmäßige und 
außerplanmäßige Tilgungen erheblich mehr 
Schuldverſchreibungen aus dem Verkehr gezogen 
worden als in den Vorjahren. Bei den An⸗ 
leihen (ohne Pfandbriefe und Kommunalobliga⸗ 
tionen) laſſen ſich die Tilgungen für das Jahr 
1931 auf etwa 670 Mill. RM beziffern, gegenüber 
440 Mill. RM im Jahre 1930 und knapp 400 Mill. 
RM im Jahre 1929. Durch den Stillſtand der 
Emiſſionstätigkeit, durch die verſtärkten Tilgungen 
und durch den Rückfluß der Pfandbriefe und Kom- 
munalobligationen hat ſich der Geſamtumlauf an 
Schuldverſchreibungen, der im Mai 1931 mit 
31 455,9 Mill. RM feinen bisherigen Höchſtſtand 
erreichte, abſolut allmählich vermindert. Durch 
die 300 Mill. RM Schatzanweiſungen des Reichs, 
die der Dresdner Bank gegeben wurden, iſt zwar 
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Ende September 1931 noch einmal eine Erhöhung 
auf 31 586,6 Mill. RM eingetreten, ſeitdem geht 
aber der Umlauf ſtändig zurück. Am 31. März 1932 
liegt er bereits um 393,7 Mill. RM unter dem 
Ende September 1931 ermittelten Höchſtſtand. 


Siedlungsausſtellung auf der Königsberger Oſt⸗ 
meſſe 1932. 

Im Rahmen der landwirtſchaftlichen Sonder⸗ 
ſchau der Königsberger Oſtmeſſe, die vom 21. bis 
24. Auguſt ſtattfindet, wird diesmal in einer be⸗ 
ſonderen Abteilung auch dem Siedlungsgedanken 
in ſeiner Bedeutung für Oſtpreußen ein erheb⸗ 
licher Platz eingeräumt. Die Anregung zu der 
Veranſtaltung geht vom Landeskulturamt aus, 
das auch die Leitung übernommen hat. Die Aus⸗ 
ſtellung iſt als Lehrausſtellung gedacht. Den 
Grundſtock bildet die Siedlungswanderausſtellung 
des Pr. Landwirtſchaftsminiſteriums mit ihrem 
umfangreichen Material. Durch Heranziehung der 
örtlichen Stellen, insbeſondere auch der Siedlungs⸗ 
unternehmer Oſtpreußens wird es möglich, ſelbſt 
die letzte Entwicklung im Siedlungsweſen zu zei⸗ 
gen. Bei der Bedeutung, die das Siedlungsweſen 
für die Löſung der dringenden Gegenwartsfragen 
beſitzt, machen wir auf dieſe Veranſtaltung auf⸗ 
merkſam. 


Frachterleichterung für Siedlungsgut der Weſt⸗ 
Oſt⸗Siedler. 

Nachdem die Reichsbahn zur Förderung der 
Oſtſiedlung bereits eine 259% ige Fahrpreisermäßi⸗ 
gung für die Oſtſiedler gewährt hat, hat ſie neuer⸗ 
dings auch dementſprechende Frachterleichterungen 
für die Beförderung von Siedlungsgut aus dem 
weſtlich der Elbe gelegenen Gebiet Deutſchlands, 
ferner aus der Provinz Schleswig⸗Holſtein und 
den öſtlich der Elbe gelegenen Teilen der Pro- 
vinzen Hannover und Sachſen ſowie des Frei⸗ 
ſtaates Sachſen nach allen Bahnhöfen der deut⸗ 
ſchen Reichsbahn in öſtlich der Elbe gelegenen 
Gebieten Deutſchlands auf Entfernungen von mehr 
als 100 km zugeſtanden. Der Frachtbrief ſoll von 
der Reichsſtelle für Siedlungsverwaltung in Ber⸗ 
lin, Leipziger Platz 17, abgeſtempelt ſein und in 
der Spalte Inhaltsangabe den Vermerk tragen: 
„Weſt⸗Oſt⸗Siedler Umzugsgut.“ 

Die Vergünſtigung wird im Tarif vom Ver⸗ 
kehrsanzeiger für den Güter- und Tierverkehr ver⸗ 
öffentlicht. 

Die Preiſe in Deutſchland. 

In Deutſchland hatte ſich im Frühjahr der 
Preisrückgang etwas verlangſamt, nachdem ſich 
die Preiſe auf die durch die Notverordnung vom 
8. Dezember 1931 geſchaffenen Verhältniſſe ein⸗ 
geſtellt hatten. Dieſe „Beruhigung“ hielt jedoch 
nur kurze Zeit an; ſeit etwa 2 Monaten ſetzt ſich 
der Preisſturz auf vielen Gebieten wieder be⸗ 
ſchleunigt fort. Die Indexziffer der Großhandels⸗ 


preiſe (1913 = 100) hat gegenwärtig mit 95,8 
einen neuen Tiefſtand erreicht. Seit Januar ſind 
die Preiſe wie folgt geſunken: 


Reagible Waren um 14,0 v. H. 
Induſtrielle Rohſtoffe und 

Halbwaren insgeſamt um 6,1 v. H. 
Induſtrielle Fertigwaren um 6,5 v. H 


Die Preiſe der landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe 
lagen Mitte des Jahres im Durchſchnitt etwa 
ebenſo hoch wie im Januar. Unter dem Einfluß 
einer günſtigen Ernteentwicklung ſcheint ſich bei 
den pflanzlichen Erzeugniſſen wieder eine ſchwä⸗ 
chere Preistendenz anzubahnen. An den Vieh— 
märkten ſtehen ſich zurzeit zwei in entgegenge⸗ 
ſetzter Richtung wirkende Tendenzen gegenüber; 
die Abnahme der Schweinebeſtände und die im 
ganzen gute Futterverſorgung des Rindviehs 
ließen an ſich einen akuten Preisdruck nicht er⸗ 
warten; andererſeits drücken die geringe Kauf: 
kraft der Bevölkerung, der dringende Geldbedarf 
der Landwirte und die Einführung der Schlacht⸗ 
ſteuer in Preußen zunächſt auf die Preiſe für 
Schlachtvieh. 

Die Lebenshaltungskoſten ſind ſeit Anfang des 
Jahres um 2,5 v. H. zurückgegangen. Sie haben 
ſich im letzten Monat unter ſaiſonmäßigen Ein⸗ 
flüſſen (Gemüſe⸗ und Kartoffelpreiſe) leicht er⸗ 
höht. Die Reichsindexziffer für Lebenshaltungs⸗ 
koſten für den Durchſchnitt des Monats Juli 1932 
beträgt 121,5 gegenüber 121,4 im Vormonat. 


Teilweiſer Rückſchlag am Arbeitsmarkt. 
Keine Sommerbelebung des Baumarktes. 

Nach dem Bericht der Reichsanſtalt für die Zeit 
vom 1. bis 15. Juli 1932 trat, wie in den 
Vorjahren, eine Stockung in der Entlaſtung 
des Arbeitsmarktes ein. Am 15. d. M. waren bei 
den Arbeitsämtern rund 5492000 Arbeits⸗ 
loſe gemeldet, d. h. um rund 16000 mehr 
als Ende Juni. Die Aufnahmefähigkeit 
der Saiſonaußenberufe ließ nach und kam gegen⸗ 
über einer geringen, zum Teil ebenfalls jahres⸗ 
zeitlich bedingten Verſchlechterung in der Gruppe 
der übrigen Berufe nicht zur Auswirkung. 

Die bisherige ſchwache Aufwärtsentwicklung im 
Baugewerbe iſt annähernd zum Stillſtand gekom⸗ 
men. Mit rd. 740 000 arbeitſuchenden Baufach⸗ 
und Bauhilfsarbeitern verharrt der Baumarkt auf 
einem für dieſe Jahreszeit ungewöhnlichen Tief⸗ 
ſtand. Die Entwicklung in den einzelnen Landes⸗ 
arbeitsamtsbezirken iſt verſchieden. Am günſtig⸗ 
ſten war ſie in Weſtfalen mit einem Abgang von 
1300 Arbeitſuchenden. Oſtpreußen führt den Ab⸗ 
gang von 500 Bauhilfsarbeitern auf die Auf⸗ 
nahme von berufsfremder Arbeit zurück. Rhein⸗ 
land verzeichnet einen Zugang von 839 Bauhilfs⸗ 
arbeitern. Kurzfriſtige Beſchäftigungen und 
Mangel an größeren Bauvorhaben kennzeichnen 
überall das unbefriedigende Bild. 
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